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www.erstebank.at    www.sparkasse.at

Nicht vergessen: Mit dem Paket
für Existenzgründer könnte
das schon bald Ihre Kanzlei sein.

DAS EXISTENZGRÜNDERPAKET MIT EINEM MEHR AN LEISTUNGEN: individuelle Lösungen zu Finanzierung, Zahlungs-
verkehr und Vorsorge. Inklusive kompetenter Beratung, einem Leitfaden zur Existenzgründung und als kleines Extra eine Gratis-
Schreibtischunterlage*.

*Solange der Vorrat reicht. Bestellen Sie jetzt unter 05 0100 - 50144, per E-Mail an leitfaden@s-servicecenter.at
oder unter www.erstebank.at/FB bzw. www.sparkasse.at/FB



Österreichisches
A N W A L T S B L A T T
6 7 . J a h r g a n g , J u l i / A u g u s t 2 0 0 5 , H e f t 7 – 8

D e r a k t u e l l e B e i t r a g
Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

6./7. Oktober – Österreichischer
Anwaltstag 2005 in Innsbruck

Anwaltstage sind jene repräsentativen Ver-

anstaltungen der österreichischen Rechts-

anwaltschaft, die außerhalb des unmittel-

baren Tagesgeschehens Gelegenheit ge-

ben, wichtige Themen, die die österrei-

chische Rechtsanwaltschaft, aber auch

die Öffentlichkeit betreffen und berühren,

zu überlegen, zu diskutieren und zu Ergeb-

nissen zu kommen, die die zukünftige Ent-

wicklung der Rechtsordnung, aber auch

die der Rechtsanwaltschaft mitbestimmen

und mit beeinflussen. Die österreichischen

Anwaltstage wenden sich dabei vor allem

an die gesamte österreichische Kollegen-

schaft. Es geht um eine breite Diskussion

der aufgeworfenen Themen. Jede Rechts-

anwältin und jeder Rechtsanwalt ist aufge-

rufen, seine persönliche Erfahrung, seine

persönliche Sicht der Dinge einzubringen,

mitzuüberlegen und mitzubestimmen.

Der österreichische Anwaltstag 2005 ist

insbesondere 2 Themen gewidmet:

Die „Sammelklage“, deren Einführung in

Österreich überlegt wird, wird nur dann

ein geeignetes Mittel zur Abführung von

Massenverfahren sein können, wenn sie

sich in die österreichische Rechtsordnung

harmonisch einfügt und den tragenden

Grundsätzen des Zivilprozesses folgt. Die

Diskussion darüber hat bereits begonnen.

In Innsbruck wird die österreichische

Rechtsanwaltschaft Gelegenheit haben,

nicht nur den Stand der Überlegungen zu

diesem neuen Rechtsinstitut kennen zu ler-

nen, sondern auch das Für und Wider zu

diskutieren und ihren Beitrag zu einer sinn-

vollen und tragfähigen Entwicklung dieses

Rechtsinstitutes zu leisten.

Die „Juristenausbildung“ an den Universi-

täten ist das Fundament zur Ausbildung

zum Rechtsanwalt, der seine höchstverant-

wortliche Tätigkeit für den Klienten nur auf

der Basis eines solchen umfassenden be-

rufsvorbildenden Studiums nach einer

dichten theoretischen und praktischen Be-

rufsbildung und unter ständiger Fortbil-

dung zu leisten imstande ist. Nur ein sol-

cher Rechtsanwalt wird den immer höher

stehenden Ansprüchen und Anforderun-

gen an ihn als Rechtsberater und Rechts-

vertreter gerecht werden können.

Die Ausbildung der Juristen an der Univer-

sität, der auf der Basis des „Bologna-Kon-

zeptes“ und dem diesen Konzept folgen-

den Universitätsgesetz 2002 dramatische

Änderungen bevorstehen und den Anfor-

derungen an diese universitäre Ausbil-

dung, ist das zweite Thema gewidmet.

Bei beiden Themen geht es also nicht um

eine seminarartige Vertiefung der unmittel-

bar anwendbaren Rechtskenntnisse, in

beiden Fällen hat die Rechtsanwaltschaft

Gelegenheit, die Zukunft ihrer Berufsaus-

übung und die Zukunft ihrer Stellung in

der Rechtsordnung als umfassender Bera-

ter und Vertreter in allen Rechtsangelegen-

heiten zu sichern und zu stärken. Hier be-

steht die Gelegenheit, an der Fortbildung

des Rechts und an der Gesetzgebung mit-

zuarbeiten. Hier können wir einen Teil un-

serer Zukunft zumindest versuchen, selbst

in die Hand zu nehmen. Indem wir so für

die Allgemeinheit wirken, können wir das

Bild des zeitgemäßen Rechtsanwaltes prä-

gen und in die Öffentlichkeit tragen.

Ich lade Sie daher herzlich ein, an diesem

österreichischen Anwaltstag 2005 teilzu-

nehmen; die unmittelbare Teilnahme ist

mit keinen Kosten verbunden. Die Kosten

der Zureise und des kurzen Aufenthaltes

in Innsbruck, der auch dazu genützt wer-

den kann, einander besser kennen zu ler-

nen, sollte es Ihnen wert sein. Kommen

Sie nach Innsbruck. Einladungen werden

Ihnen noch direkt zugehen. Weitere Infor-

mationen finden Sie auf www.anwalts-

tag.at
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RECHTaktuell
Das Neueste der Edition Juridica

Regina Binder
Das neue österreichische TierschutzG

Die Ausgabe enthält das neue, erstmals bundeseinheitliche Tierschutzgesetz (TSchG)
samt den Tierhaltungs- und allen weiteren Tierschutzverordnungen:
• 1. und 2. TierhaltungsV • Tierhaltungs-GewerbeV • Zoo-V • Tierschutz-ZirkusV • Tier-
schutz-VeranstaltungsV • Tierheim-V • Tierschutz-SchlachtV • Tierschutz-KontrollV • Dienst-
hunde-AusbildungsV
Mit ausführlicher Kommentierung des TSchG als Rahmengesetz, der Verordnungen und
der zahlreichen Anlagen, die die Vorgaben des Tierschutzgesetzes erst mit Inhalten
erfüllen.

Die Eckpunkte der Regelung: • Artgerechte Haltung von Tieren in Privatbesitz • Verbot der Pelztierhaltung
• Verbot konventioneller Legebatterien • Verbot der dauernden Anbindehaltung • Kontrollbestimmungen land-
wirtschaftlicher Betriebe • Ombudsmann für Tiere • Elektronische Kennzeichnung von Hunden und Katzen mit-
tels Chips • Strafbestimmungen bei Tierquälerei

2005. 400 Seiten. Br. EUR 48,– ISBN 3-214-00168-X

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien www.juridica.at

RECHTaktuell
Das Neueste für Studium und Ausbildung

Resch
Sozialrecht
3. Auflage

Dieses Buch enthält das österreichische Sozialrecht mit dem Stand April 2005. 
Als Schwerpunkte werden das Beitrags- und Leistungsrecht der österreichischen
Sozialversicherung dargestellt. Gesondert behandelt wird das internationale und
europäische Sozialrecht.
Neu in der 3. Auflage:
�Pensionsharmonisierungsgesetz: • In-Kraft-Treten des Allgemeinen Pensions-
gesetzes • Teilpflichtversicherung in der PV • „Hacklerregelung“ • Ersatzzeiten der
Kindererziehung • Nachkauf von Schul- und Studienzeiten • Änderungen im
Beitragsrecht 
�Pensionssicherungsreform 2003
�Arbeitsmarktreformgesetz
�Reformen des Gesundheitssystems (zB Gesundheitsreformgesetz 2005)

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

Stand

April 2005

3. Auflage 2005. XVIII,
176 Seiten. Br. EUR 31,–
HS-Preis für Studierende
EUR 24,80
ISBN 3-214-06663-3
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Änderungen RATG, RAO,
RL-RAA

Im Zuge der Exekutionsordnungsnovelle 2005 (die Kundmachung
im BGBl war bei Redaktionsschluss noch ausständig) kam es ua
auch zu folgenden Änderungen des RATG, die bereits mit 1. 7.
2005 in Kraft getreten sind:
* Umsetzung des VfGH-Erk vom 21. 6. 2004, G 198/01 ua durch

Entlohnung der Wegzeit nicht mehr nach TP 7, sondern nach ei-

nem (vonE 11,90 aufE 24,10 pro begonnener Stunde) erhöhten

Fixbetrag gem TP 9 Z 4 verbunden mit der Klarstellung, dass die

Beteiligung am Vollzug im Regelfall von einem Rechtsanwalt oder

Rechtsanwaltsanwärter verrichtet wird und entsprechend entlohnt

werden soll;
* Klarstellungen zur Entlohnung von Schriftsätzen nach TP 1 für den

Bereich des Exekutionsverfahrens;
* Entlohnung nach TP 3A bei Beiziehung der Parteienvertreter für

die Teilnahme an der Befundaufnahme durch Sachverständige,

wenn dies über Auftrag des Gerichts erfolgt.

Ebenso werden durch die EO-Novelle 2005 einzelne Bestimmun-
gen des Vollzugsgebührengesetzes novelliert, wodurch es auch
zu einer Änderung des Normalkostentarifes kommt. Diese Bestim-
mungen treten mit 1. 9. 2005 in Kraft.

In § 1 Abs 2 lit f RAO und damit korrespondierend § 1 Abs 1 RL-
RAA wurde die für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte
notwendige Anzahl der Ausbildungshalbtage von 36 auf 42 (da-
von zwingend 6 Halbtage Mediationsausbildung) erhöht. Von die-
ser Änderung betroffen sind jene Rechtsanwaltsanwärter/Rechts-
anwälte, die nach dem 30. 6. 2005 erstmals in die Liste der Rechts-
anwälte eingetragen werden.

Eine jeweils aktuelle Fassung der RAO, des EuRAG, des DSt, der
RL-BA (darin enthalten auch die RL-RAA), des RAPG, des RATG
und der AHR finden sie auf www.rechtsanwaelte.at (Toolbox/Ge-
setzestexte).

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Sammelanderkonten

Gemäß § 43 RL-BA hat der Rechtsanwalt dafür Sorge zu tragen,
dass fremdes Geld immer auf einem Anderkonto im Sinne der Ge-
schäftsbedingungen für Anderkonten der Rechtsanwälte bei einem
Kreditinstitut, das öffentlicher Aufsicht unterliegt, eingezahlt wird.
Diese Geschäftsbedingungen wurden nunmehr im Sinne einer Klar-
stellung, insbesondere, dass sie auch für Rechtsanwaltsgesellschaf-
ten gelten, überarbeitet. Ferner wird der mittlerweilige Stellvertreter
über das Konto verfügungsberechtigt und im Falle einer Liquidation

geht das Verfügungsrecht auf den Liquidator über (siehe Kundma-
chung auf www.rechtsanwaelte.at und AnwBl 2005, 289 ff).

Wenngleich diese Geschäftsbedingungen explizit keine Sammel-
anderkonten vorsehen, ist es grundsätzlich möglich, dass jenes Or-
dinario-Konto, auf dem Zahlungen bei einer Rechtsanwältin/einem
Rechtsanwalt einlangen, als Anderkonto im Sinne der angeführten
Geschäftsbedingungen geführt wird. Dies bedarf einer Vereinba-
rung mit dem jeweiligen Kreditinstitut. In diesem Fall soll dieses
Konto ausdrücklich als Sammelanderkonto bezeichnet werden.

VP RA Dr. Gerhard Horak

Neuer Rechtsanwaltsausweis
Der bereits mehrfach angekündigte (vgl zuletzt AnwBl 2004, 493)
neue Chip (ACOS) wurde nunmehr auf dem neuen Rechtsanwalts-
ausweis implementiert. Der neue ACOS-Chip, der auch auf den
seit Februar 2005 ausgegebenen Bankomatkarten enthalten ist,
bietet gegenüber dem bisher in Verwendung stehenden Chip den
Vorteil, dass die Laufdauer des Zertifikats jedenfalls 5 Jahre beträgt
(möglicherweise auch länger, falls der Gesetzgeber die Gültigkeit
des angewendeten Verschlüsselungsverfahrens verlängert). Auch
können in das Zertifikat nunmehr mehrere verschiedene E-Mail-
Adressen des Ausweisinhabers aufgenommen werden. Dies ist
ein Vorteil bei der Verwendung der einfachen digitalen Signatur
(siehe dazu auch weiter unten).

Amtlicher Lichtbildausweis

In der nächsten Novelle zur Rechtsanwaltsordnung ist vorgesehen,
dass der neue Rechtsanwaltsausweis im Scheckkartenformat auch
als amtlicher Lichtbildausweis anerkannt wird.

Folgende Informationen finden Sie auf dem Ausweis:

Vorderseite:
(1) Ausstellende Rechtsanwaltskammer

(2) Akademischer Grad
(3) Vorname

Wichtige

Informationen
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(4) Nachname
(5) Berufsbezeichnung: „Rechtsanwalt“ bzw Berufsbezeichnung
gemäß §12 EuRAG bei niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälten
(6) Geburtsdatum
(7) SW-Foto
(8) Unterschrift des Ausweisinhabers
(9) ADVM-Code (R-Code bzw J-Code bei niedergelassenen euro-
päischen Rechtsanwälten)

Rückseite:
(1) Signaturchip
(2) Eintragungsdatum des Rechtsanwalts
(3) Ausstellungsdatum des Ausweises
(4) Kartennummer bestehend aus der Cardholder Identification
Number (CIN; 12 Stellen) und der Kartenfolgenummer (4 Stellen)

Chip – Zertifikate

Bei Bestellung des Ausweises können Sie entscheiden, ob Sie eine
Aktivierung der Zertifikate vornehmen möchten. Bei einer Aktivie-
rung, die wir trotz der geringfügig höheren Kosten (siehe unten)
aufgrund der damit verbundenen Möglichkeiten empfehlen, verfü-
gen Sie mit dem Rechtsanwaltsausweis auch über mehrere Zertifi-
kate, die auf dem Chip enthalten sind:
· Signaturschlüssel: Dieses Zertifikat ermöglicht die Verwendung
der sicheren digitalen Signatur (laut Signaturgesetz) und ersetzt da-
mit die eigenhändige Unterschrift.
· Geheimhaltungsschlüssel: Damit können E-Mails aus bestimm-
ten Anwendungen (wie zB Outlook) digital signiert und verschlüs-
selt werden = einfache digitale Signatur. Hier bietet der neue
ACOS-Chip den Vorteil, dass er zur Verwendung mit verschiede-
nen E-Mail-Adressen herangezogen werden kann.
· Personenbindung: Die Personenbedingung an das zentrale Mel-
deregister ermöglicht die Verwendung bestimmter E-Government-
Anwendungen.
Hinsichtlich dem Nutzen und der Anwendungsgebiete (AnwBl
2004, 377) sowie der Verwendung von digitalen Signaturen

(AnwBl 2004, 432) verweisen wir auf bereits erschienene Artikel
im Anwaltsblatt sowie auf weitere Informationen, die Sie im Inter-
nen Bereich (Anwaltsausweis) von www.rechtsanwaelte.at finden.

Kosten des neuen Rechtsanwaltsausweises

Folgende Kosten (Preise jeweils ohne USt) fallen an:
Die Karte selbst als Sichtausweis kostet einmalig E 33,60.
Bei einer Zertifikatsaktivierung entstehen einmalige Kosten für die
Erstregistrierung in der Höhe von E 10,–-. Hinzu kommt ein jährli-
ches Zertifikatsentgelt von E 14,50. Das jährliche Zertifikatsent-
gelt wird hierbei für die Restlaufzeit des Jahres der Ausstellung (ali-
quot) sowie für das Folgejahr sofort fällig.
Die Verrechnung erfolgt direkt mit unserem Vertragspartner Tele-
kom Austria AG.
Um die digitale Signatur auf der Karte nutzen zu können, benötigt
man ein Kartenlesegerät (Informationen, welche Lesegeräte ver-
wendbar sind, finden Sie unter www.a-trust.at), die Kosten hierfür
betragen, abhängig davon, ob das Kartenlesegerät mit Display
ausgestattet ist oder nicht, zwischen E 50,–- und E 110,–-.
Der A-Sign Client, das Verwaltungsprogramm für die Karte, um zB
den Pin zu ändern, ist kostenlos von www.a-trust.at herunterladbar.
Für die Verwendung der einfachen Signatur aus dem Mailpro-
gramm ist keine zusätzliche Software erforderlich.
Für die sichere digitale Signatur benötigt man einen Viewer. Hier-
für eignet sich zB das Programm hot:sign, das kostenlos über die
Homepage von A-Trust www.a-trust.at bezogen werden kann.

Masseverwalter – Insolvenzverwalterliste

Für den Zugang zur Insolvenzverwalterliste wird jedenfalls ein Zer-
tifikat benötigt, entweder ein Softwarezertifikat oder ein Zertifikat
auf einer Smartcard (wie zB auf einem Rechtsanwaltsausweis).
Seit Ende September 2004 werden keine neuen Softwarezertifi-
kate mehr ausgegeben, wobei bestehende Softwarezertifikate
bis zum Ablauf der Gültigkeit für den Zugang zur Insolvenzverwal-
terliste weiterhin verwendet werden können.
Bei Aktivierung des Zertifikats bietet auch der neue Rechtsanwalts-
ausweis einen Zugang zur Insolvenzverwalterliste. Weitere Infor-
mationen zur Insolvenzverwalterliste finden Sie auf http://www.
iv.justiz.gv.at/Edikte/mv/mvreg.nsf/welcoma/w0

Bestellvorgang

Das Bestellformular für den neuen Rechtsanwaltsausweis können
Sie im Internen Bereich (Anwaltsausweis) von www.rechtsanwael-
te.at herunterladen. Bitte übermitteln Sie dieses Formular vollstän-
dig ausgefüllt zusammen mit einem Passfoto und der Kopie eines
amtlichen Lichtbildausweises an die zuständige Rechtsanwaltskam-
mer Ihres Bundeslandes. Beachten Sie bitte auch die zusätzlichen
auf dem Bestellformular enthaltenen Hinweise.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Wichtige Informationen
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Inland
23. Aug. Wien

Akademie für Recht & Steuern (ARS):Mobbing: Erfolg-

reiche Prävention – professionelle Bewältigung –Mar-
tin Hartmann, Liselott Rothwangl

26. bis
31. Aug.

Wien
International Forum of Travel and Tourism Advocates
(IFTTA): Travel and Tourism Law: Touristic Suppliers,

Tsunami Disaster, Travel Law in

,

New Europe

,

6. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

20. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Fristen-Intensivkurs – RAMag. P. Fassl

23. Sept. Wien
ÖRAV-Juristen-Seminar: Unternehmensbewertung:
Was den Anwalt interessiert – WP DDr. G. Altenber-
ger

29. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Grundseminar – RA
Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

5. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Einführungsseminar – RA Dr. W. Mil-
ler

6. bis
8. Okt.

Innsbruck
Tiroler Rechtsanwaltskammer/Österreichischer
Rechtsanwaltskammertag: Anwaltstag

4. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten-Aufbauseminar – RA Dr. A.
Grundei

7. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – ADir A. Jauk

10. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Banken
– RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

24. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Haus-

verwaltungen – RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

Ausland
23. bis
27. Aug.

Mexiko
International Association of Young Lawyers (AIJA):
43rd Annual Congress 2005

31. Aug.
bis
4. Sept.

Fez
Union Internationale des Avocats (UIA): 49th Congress

7. bis
9. Sept.

Genf
3. Europäischer Juristentag

25. bis
30. Sept.

Prag
International Bar Association (IBA): 2005 Conference

15. bis
17. Okt.

den Haag
Association Européene des Avocats (AEA) – European
Association of Lawyers (EAL): Vertragsrecht in Europa

26. bis
29. Okt.

Brüssel
ABA Section of International Law: 2005 Fall Meeting

Termine

Welser (Hrsg)
Fachwörterbuch
zum bürgerlichen Recht

Klarheit und präzise Verwendung der
richtigen Begriffe sind zweifellos zeit-
lose Grundlagen jeder erfolgreichen
juristischen Tätigkeit. In der Praxis
ist auch das rasche Auffinden sofort
verwertbarer Informationen entschei-
dend. Dieses Fachwörterbuch bietet
beides: prägnante, wissenschaftlich
fundierte Auskunft auf einen Griff
und weiterführende Hinweise für das
Studium und die tägliche Praxis.

Der Herausgeber
o. Univ.-Prof. Dr. Rudolf Welser, allgemein anerkannter Zivil-
rechtsexperte und Autor bekannter Lehrbücher, Kommen-
tare und Monographien, ist Vorstand des Instituts für Zivil-
recht der Universität Wien.

2005. XXII, 652 Seiten.
Broschiert zum HS-Preis für Studierende EUR 45,–
ISBN 3-214-00299-6
Geb. EUR 79,– ISBN 3-214-00294-5
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§§ 27, 33, 36, 40 PSG:

Änderung der Letztbegünstigtenregelung durch Stiftungsvorstand:

1. Das Änderungsrecht des Stiftungsvorstands setzt grundlegend
geänderte Verhältnisse voraus. Es dient nicht der Klarstellung zwei-
felhafter, auslegungsbedürftiger Stiftererklärungen über den Letzt-
begünstigten. Diese hat der Vorstand auszulegen.

2. Streitigkeiten zwischen dem Begünstigten oder einem Letztbe-
günstigten und der Stiftung über die Frage der Begünstigtenstel-
lung und die Ansprüche auf Ausschüttungen sind im streitigen Ver-
fahren gegen die Stiftung geltend zu machen.

OGH 29. 4. 2004, 6 Ob 7/04d, RdW 2004/487 = wbl 2005/
19 = GesRZ 2004, 329 = ecolex 2004/413 = GeS 2004, 343.

&

§§ 92, 15 a GmbHG:

Bestellung eines Notliquidators

1. Das Gericht hat in dringenden Fällen auf Antrag eines Beteilig-
ten bis zur Behebung des Mangels einen Notliquidator zu bestel-

len.

2. Antragsberechtigt sind alle, die ein Interesse an der ordnungsge-
mäßen Vertretung der Gesellschaft geltend machen können; insbe-
sondere auch die Gesellschafter.

3. Der Antragsteller hat kein subjektives Recht, selbst zumNotliqui-

dator bestellt zu werden, aber ein Rekursrecht, wenn der Vertre-
tungsnotstand nicht – auch nicht durch Bestellung einer anderen
Person – beseitigt wird.

OGH 25. 3. 2004, 6 Ob 26/04 y, RdW 2004/489 = GeS
2004, 311 = ecolex 2004/443.

&

§§ 107, 108 GmbHG idF vor EU-GesRÄG 1996; § 13 HGB; § 3
FBG; Artikel 43, 48 EG:

Zweigniederlassung einer Limited, Niederlassungsfreiheit

1. Die Gründung einer Gesellschaft in einem Mitgliedstaat mit dem
ausschließlichen Zweck, sich in einem anderen Mitgliedstaat (etwa
durch Zweigniederlassung) niederzulassen, ist nicht rechtsmiss-

bräuchlich.

Schon gelesen?
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2. Der gesetzlich nicht näher definierte Begriff der Zweigniederlas-
sung erfordert einen vom Sitz räumlich getrennten, organisatorisch
weitgehend verselbständigten Teil des Unternehmens, der unter ei-
gener Leitung tätig wird und auf mehr als nur vorübergehende
Dauer hin angelegt ist. Bereits im Zeitpunkt der Anmeldung müssen
ausreichende Anhaltspunkte für das Vorhandensein einer entspre-
chenden Struktur vorliegen.
OGH 29. 4. 2004, 6 Ob 44/04w, RdW 2004/490 = GesRZ
2004, 272 = ecolex 2004/411 = wbl 2004/232.

&

§ 28 Abs 2 vierter Fall SMG (§ 28 Abs 4 Z 3 SMG; § 15 StGB):

Ausführungsnähe beim In-Verkehr-Setzen einer großen Menge

von Suchtgift

Geschieht das In-Verkehr-Setzen von Suchtgiften mehraktig, liegt
eine Ausführungshandlung erst dann vor, wenn sich die tatsächli-
che Verfügungsgewalt über eine insgesamt große Menge zur
Gänze realisiert hat. Entscheidend für die Ausführungsnähe beim
mehraktigen In-Verkehr-Setzen ist demnach jener Akt, der beim in
Verkehr gesetzten Suchtgift zum Erreichen der Grenzmenge führt,
also gleichsam „das Fass zum Überlaufen bringt“. Gleiches gilt
für die „Übermenge“ iSd § 28 Abs 4 Z 3 SMG. Der Besitz von
Suchtgift in einer solchen Menge allein reicht für eine Tatbestands-
mäßigkeit iSd § 28 Abs 2 vierter Fall, (allenfalls Abs 3 erster Fall
und) Abs 4 Z 3 SMG noch nicht aus, vielmehr muss die Weiter-
gabe des auf die übergroße Menge fehlenden Suchtgiftquantums
an konkrete Abnehmer zeitlich unmittelbar bevorstehen.
OGH 16. 6. 2004, 13 Os 60/04 (LGSt Wien, 043 Hv 62/03 f)
= ÖJZ-LSK 2004/241; EvBl 2005/28.

&

§ 281 Abs 1 Z 4 StPO (§ 274 StPO; § 45 Abs 4 RAO):

Mangelndes Vertrauen in den nach § 41 Abs 2 oder 3 StPO be-
stellten Verteidiger, weil dieser nicht an die Unschuld des Ange-
klagten glaube, ist kein vom Gericht zu beachtender Unterbre-
chungs- oder Vertagungsgrund, zumal hierin auch kein (von der
Rechtsanwaltskammer wahrzunehmender) Grund zur Enthebung
des Verteidigers liegt (vgl § 45 Abs 4 RAO), weshalb eine – zB
im Fall der Darlegung einer gröblichen Vernachlässigung der
Pflichten oder offenkundiger Mängel bei der Wahrnehmung der

Aufgabe des Verteidigers gebotene – Unterbrechung (oder Verta-
gung) der Hauptverhandlungen zum Abwarten der Entscheidung
der Rechtsanwaltskammer nicht vorzunehmen ist. Die Abweisung
eines entsprechenden Antrags stellt deswegen keine Verletzung
von Verteidigungsrechten dar.

OGH 7. 10. 2004, 15 Os 109/04; ÖJZ-LSK 2005/47.

&

Rechtsschutzversicherung: Leistungsfreiheit wegen Verletzung der

Anzeige- und „Abstimmungs“-Obliegenheit?

OGH: Art 6.1 und 6.2 ARB/EA 95 (entsprechend den Musterbe-
dingungen ARB 1994) als („verhüllte“) Obliegenheit und nicht als
Risikoausschluß (Risikobegrenzung) zu sehen. Die genannten Klau-
seln stellen also echte Obliegenheiten und keine (zeitliche) Risiko-
begrenzung dar.

OGH 6. 7. 2004, 7 Ob 41/04m.

(Im vorliegenden Verfahren ging es darum, dass ein PKW-Lenker,
dem Fahren ohne Lenkerberechtigung vorgeworfen worden war,
im Verfahren anwaltlich vertreten war, die Meldung an die Rechts-
schutzversicherung aber erst nach Abschluss des Verfahrens erfolg-
te, weshalb die Versicherung die Deckung wegen „Risikoaus-
schluss gemäß Art 6.2 ARB“ ablehnte. Entgegen der Meinung
des Erstgerichtes erkannte der OGH in Übereinstimmung mit dem
Berufungsgericht auf „nur Obliegenheitsverletzung“, Täuschungs-
absicht konnte nicht einmal im Ansatz behauptet oder bewiesen
werden und die erbrachten Leistungen des Rechtsanwalts können
sowohl im Umfang als auch in ihrer Zweckmäßigkeit auch nach
Abschluss des Verwaltungsstrafverfahrens objektiv geprüft werden;
die Obliegenheitsverletzung ist daher, in Übereinstimmung mit
dem Berufungsgericht, nicht von Relevanz. Siehe dazu auch Ent-
scheidungsbesprechung von Reisinger, RdW 5/2005/298,
S 270 ff.
Es wurde zur Klärung der Kostenhöhe an die erste Instanz zurück-
verwiesen und im Übrigen vom OGH festgestellt: „Ein Erfolgszu-
schlag nach § 12 AHR steht auch ohne Vereinbarung zwischen
dem Anwalt und seinem Mandanten zu“. Bisanz).

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.
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Univ.-Ass. Mag. DDr. Jürgen Noll,*) Wien

Strafrahmen und Strafzumessung –

Ein Beitrag zum Richterverhalten
Als Beitrag zur deskriptiven Rechtsökonomie untersucht der vorliegende Aufsatz, inwieweit Richter bei der Zumessung von
Strafen auf Änderungen der Strafdrohungen reagieren. Dazu werden Daten aus der Gerichtlichen Kriminalstatistik über
Verurteilungen wegen Körperverletzung näher analysiert. Deutlich zeigt sich dabei, dass die Ausweitung des Strafrahmens
zu erhöhten Strafzumessungen geführt hat, wie dies auch von der ökonomischen Theorie des Richterverhaltens vorhergesagt
wurde.

I. Einleitung und Hintergrund

Bereits Richard Posner, der selbst einmal Richter an einem ameri-
kanischen Bundesberufungsgericht war, zeichnete das Bild vom
iudex oeconomicus, einem Nutzen maximierenden Richter.1) Nach
seinen Ausführungen sind Richter ua bestrebt, den größtmöglichen
Nutzen aus Freizeit, Prestige und Macht zu ziehen. Sie werden da-
her ihre Urteile so zu gestalten trachten, dass die Wahrscheinlich-
keit einer Aufhebung im Instanzenzug gering ist, da dies mit neuer-
lichem Aufwand aufgrund der nötigen Wiederholung des Verfah-
rens als auch mit einem gewissen Verlust an Prestige im Kollegium
verbunden ist.

Aus diesem Grund ist zu erwarten, dass auch Strafrichter bei der
Zumessung der Strafe, insbesondere auf neue durch den Gesetzge-
ber ausgeweitete Strafrahmen, reagieren und ihr Verhalten anpas-
sen. Denn immerhin kommt in der erhöhten Strafdrohung auch ein
stärkeres Unwerturteil über die betreffende Tat zum Ausdruck, wel-
ches auf gesellschaftlichem Konsens beruht und daher insbeson-
dere von der Judikative zu exekutieren ist.

II. Forschungsfrage und Datenselektion

Auf der Grundlage der Gerichtlichen Kriminalstatistik, herausgege-
ben von der Statistik Austria, für die Jahre 1988–2003 wollen wir
der Frage nachgehen, inwieweit sich wechselseitige Anpassungs-
phänomene zwischen Gerichte und Gesetzgeber zeigen.

Da das aktuelle StGB im Jahre 1975 eingeführt wurde, können wir
davon ausgehen, dass sich bis 1988 bereits eine gute Rechtspre-
chung hinsichtlich allfälliger rechtsdogmatischer Unsicherheiten
im Gefolge der Strafrechtsumstellung gebildet hat, sodass derar-
tige Unklarheiten nicht für eventuelle Unterschiede im Beobach-
tungszeitraum verantwortlich sein können.

Eine wesentliche Änderung im Beobachtungszeitraum, der Einfluss
auf die Zeitreihen hatte, ergab die Strafprozessnovelle 1999,2) mit
welcher die Möglichkeit der Diversion auch im Erwachsenenstraf-
recht als Methode der außergerichtlichen Bereinigung bei leichte-
ren Delikten eingeführt wurde. Dies führte zu einem drastischen
Rückgang der Verurteilungen und verursachte einen starken Bruch
in den Zeitreihen.3) Davon ist am stärksten der Bereich der Geld-

strafen betroffen, da die nunmehr von der Diversion erfassten leich-
teren Fälle früher bloß zu niedrigeren Geldstrafen geführt haben.
Aus diesem Grund werden wir lediglich Daten über verhängte Frei-
heitsstrafen verwenden, da dort Fälle vorliegen, die aus general-
oder spezialpräventiven Gründen der Diversion nicht zugänglich
sind.

Da es uns um die Frage geht, wie rasch sich Richterverhalten an
Gesetzesänderungen anpasst, haben wir die Strafrechtsnovelle
19964) ausgesucht, mit welcher zwei Gesetzesbestimmungen eine
Änderung des Strafrahmens erfahren haben.5) Körperverletzung
wurde bis 28. 2. 1997 gem § 83 StGB aF mit Freiheitsstrafe bis
zu sechs Monaten bedroht, ab der Novelle per 1. 3. 1997 jedoch
mit bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe.6) Abgesehen von der Ände-
rung des Strafrahmens blieb die Bestimmung wortgleich, sodass
eventuelle Änderungen in der Strafzumessungspraxis auf diesen
gesetzgeberischen Eingriff zurückgeführt werden können.

Wie den ErlBem zur RV7) zu entnehmen ist, wurde schon vor der
Einführung des StGB die Erhöhung dieses Strafrahmens diskutiert,
da die bestehende Strafdrohung in der Praxis als zu gering emp-
funden worden sei. Da man jedoch damals die Zuständigkeit nicht
verschieben wollte, wurde von diesem Unterfangen wieder Ab-
stand genommen. Nach inzwischen erfolgten Novellen sei dieses
Hindernis jedoch weggefallen, weil die Zuständigkeit der Bezirks-
gerichte erweitert wurde. Somit sollte nunmehr „den Gerichten
ermöglicht werden, auf die auch unterhalb der Schwelle der schwe-

Abhandlungen

*) Institut für Betriebswirtschaftslehre,Universität Wien, Brünner Straße 72,
1210 Wien, E-Mail: juergen.noll@univie.ac.at

1) Posner, Economic Analysis of Law4 (1992) 534 f; Posner, What do jud-
ges and justices maximize? (the same as everybody else does), Supreme
Court Economic Review 3/1993, 1–41; Posner, Overcoming Law
(1995) 109–144.

2) BGBl I 1999/55.
3) Statistik Austria, Gerichtliche Kriminalstatistik 2002, 29.
4) BGBl 1996/762.
5) Weiter brachte diese Novelle eine Neugestaltung des Abschöpfungs-

und Verfallrechts sowie einige Änderungen in anderen Tatbeständen,
die jedoch hier nicht weiter von Bedeutung sind.

6) Das Ausmaß für die Geldstrafe, in Tagessätzen gemessen, blieb gleich,
was uns allerdings hier nicht weiter beschäftigt, da wir nur Freiheitsstra-
fen betrachten.

7) NR: 20. GP RV 33, 45.
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ren Körperverletzung vom Unrechtsgehalt her mitunter höchst unter-
schiedlichen Formen der Gewaltdelinquenz flexibler und differen-
zierter zu reagieren als bisher“. Die Verdopplung des Strafrah-
mens erscheine daher „im Sinne dieser Flexibilität und damit größt-
möglicher Einzelfallgerechtigkeit [. . .] zweckmäßiger und praxis-
gerechter“.8)

Ebenso wurde mit der genannten Novelle der Strafrahmen für por-
nografische Darstellungen Unmündiger in § 207a StGB, welcher
seit 1. 10. 1994 in Kraft war, per 1. 3. 1997 auf zwei Jahre ver-
doppelt. Da jedoch insbesondere in den ersten Jahren des Be-
stands dieser Bestimmung nur vereinzelt Fälle auftraten, liegt nicht
genug Datenmaterial für eine statistische Untersuchung allfälliger
Veränderungen in der Strafpraxis vor.

Entsprechend der in Strafsachen üblichen Bestimmungen über das
In-Kraft-Treten9) waren die neuen Strafrahmen in Verfahren nicht
anzuwenden, in denen das Urteil erster Instanz bereits gefällt wor-
den war. Da die gerichtliche Kriminalstatistik jedoch nur rechtskräf-
tige Verurteilungen erfasst, werden im Rumpfjahr des In-Kraft-Tre-
tens, also 1997, noch eine gute Anzahl von Verurteilungen rechts-
kräftig geworden sein, die noch nach dem alten Recht mit der nied-
rigeren Strafdrohung abgehandelt worden waren. Aus diesem
Grund wählen wir das Jahr 1998 als Grenze, sodass wir zwei
Gruppen von Jahreswerten untersuchen, nämlich 1988–1997
und 1998–2002.

Um sicher zu gehen, dass allfällige festgestellte Tendenzen in der
Strafzumessungspraxis nicht durch eine allgemeine Entwicklung
anstelle des gesetzgeberischen Akts beeinflusst werden, haben
wir auch Daten für einen Kontrolltatbestand erhoben, nämlich für
die schwere Körperverletzung gem § 84 StGB. Diese Bestimmung
wurde im Beobachtungszeitraum nicht geändert. Es ist daher da-
von auszugehen, dass sich in ihr eventuelle allgemeine Tendenzen
der Strafzumessung widerspiegeln. Außerdem ist dieser Tatbe-
stand wegen seiner inhaltlichen Nähe zum untersuchten Delikt
als Kontrolle gut geeignet.

III. Deskriptive Statistik

Für beide Tatbestände (§§ 83, 84 StGB) haben wir aus den ge-
nannten Quellen die bedingten sowie unbedingten Verurteilungen
vorbestrafter Täter und die bedingten Verurteilungen nicht vorbe-
strafter Täter erhoben. Auf die Erhebung der Verurteilungen zu un-
bedingten Haftstrafen bei nicht vorbestraften Tätern wurde verzich-
tet, da über Ersttäter üblicherweise bedingte Freiheitsstrafen ver-
hängt werden und daher nur eine ungenügende Anzahl von Fällen
vorläge. Hinsichtlich der Vorstrafen unterscheidet die gerichtliche
Kriminalstatistik nicht, ob es sich um eine einschlägige Vorstrafe
handelt. Der Vollständigkeit halber sei letztlich darauf hingewie-
sen, dass die gerichtliche Kriminalstatistik in den zugrunde liegen-
den Tabellen teilbedingte Strafen gem § 43a StGB doppelt nennt.

Der unbedingte Teil erscheint somit in der Spalte für unbedingt ver-
hängte Freiheitsstrafen und analog der bedingte Teil in der Spalte
für bedingte Haftstrafen. Da dieses System jedoch konsequent
durchgehalten wird und der Anteil teilbedingter Freiheitsstrafen ins-
gesamt konstant und nicht zu groß ist, wird die Beantwortung unse-
rer Fragestellung, ob sich die Rechtsprechungspraxis nach einer
Gesetzesänderung anpasst, nicht beeinträchtigt.

In Tabelle 1 sind die nominellen Werte für die Verurteilungsstatistik
zu § 83 StGB angeführt; Tabelle 2 zeigt die Daten zu § 84 StGB.
Weiters sind jeweils Mittelwerte und Standardabweichungen an-
gegeben.10) Zur besseren Übersicht wurden außerdem Spalten
mit einem Mittelwert von weniger als 1 unterdrückt.

IV. Methodik und Ergebnisse

Da uns jedoch nicht die absolutenWerte interessieren, sondern die
Verteilung der verhängten Strafen, arbeiten wir in weiterer Folge,
sofern nicht explizit anders angegeben, mit normalisiertenWerten.
Dazu bilden wir für jede Zelle den Quotienten aus dem nominellen
Wert und der dazugehörigen Summe aller Verurteilungen der be-
treffenden Kategorie.11) Die so gewonnene empirische Dichtefunk-
tion stellt eine Approximation an die tatsächliche Verteilung der
Strafen dar.12) Weiters haben wir aus den relativen Anteilen eine
mittlere Strafe für jedes Jahr und jeden Straftyp errechnet.13)

Für unsere Hypothese, dass es nach einer Gesetzesänderung zu ei-
ner Anpassung der richterlichen Strafzumessung kommt, würde
sprechen, dass die Häufigkeit niedriger Strafen ab- und die der hö-
heren zunimmt. Die Abbildungen 1 bis 3 sowie 5 bis 7 zeigen die
Entwicklung der relativen Anteile der Strafen. In den Abbildungen
4 und 8 dagegen sind geschätzte mittlere Strafhöhen errechnet
und als Zeitlinie dargestellt.

Abhandlungen

8) Angesichts dessen, dass – wie wir unten sehen werden – die Gerichte
auch in der Zeit vor der Novelle den Strafrahmen nur verschwindend sel-
ten ausgenutzt haben, klingt das Argument der „Unzufriedenheit der Pra-
xis“ nicht sehr überzeugend.

9) Vgl Art IX Abs 2 BGBl 1996/762.
10) Die Standardabweichung ist die Wurzel aus der mittleren quadratischen

Abweichungen der einzelnen Jahreswerte vom jeweiligen Mittelwert und
stellt ein Maß dafür dar, wie stark die einzelnen Werte um den Mittelwert
streuen.

11) Die Formel für diesen relativen Anteil rti lautet daher für jedes Jahr t und
jede Kohorte i: rti = (Anzahl der Kohorte i im Jahr t ) / (Summe aller Kohor-
ten für den Straftyp im Jahr t ). Bspw ist der relative Anteil der über vorbe-
strafte Täter bedingt verhängten Freiheitsstrafen (= Straftyp) unter einem
Monat (=Kohorte i) im Jahr 1988 (= Zeitpunkt t ) gleich 211/389 = 0,54.

12) Da die Daten nur als Kohorten vorliegen, kann keine exakte Bestimmung
der Verteilung erfolgen.

13) Diese mittleren Strafen wurden durch eine Gewichtung der relativen An-
teile rti des Jahres t und des Strafausmaßes i mit der mittleren Strafhöhe
dieser Kohorte i erzeugt. Die zugrunde liegende Formel lautet also für
jede getestete Gruppe:
Mt = ½ rt1 + 2 rt2 + 4½ rt3 + 9 rt4 + 12 rt5 für alle Jahre t = {1988, 1989,
. . ., 2001, 2002}.
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Die Abbildungen 1 bis 3 zeigen durchgehend die erwartete Ent-
wicklung, wonach der Anteil niedriger Strafaussprüche abnimmt,
während sich der Anteil höherer Strafen erhöht. Bemerkenswert
ist der starke Effekt in Abbildung 3 bei der bedingten Freiheitsstrafe
für nicht vorbestrafte Delinquenten. Deutlich erkennbar ist der
Bruch im Jahr 1998, also nachdem die Novelle voll gegriffen hat.
Nicht ganz so deutlich scheinen die Auswirkungen der Novelle in
den Abbildungen 1 und 2 bei den Haftstrafen vorbestrafter Täter.
Hier ist bereits in den ersten zehn Jahren 1988–1997 eine gewisse
Tendenz zu einer stetigen Erhöhung des verhängten Strafausmaßes
zu erkennen, insb bei den bedingten Freiheitsstrafen. Dennoch
bleibt ab dem Jahr 1998 ein Einpendeln auf einen insgesamt höhe-
ren Mittelwert erkennbar, vor allem bei den unbedingten Strafen.
Diese Erkenntnisse unterstreicht auch Abbildung 4 recht klar. Da-
raus ist des Weiteren zu erkennen, dass zwischen den Gruppen
das intuitiv erwartete Verhältnis besteht. So liegen die mittleren
Strafen vorbestrafter Delinquenten höher als die der nicht vorbe-
straften Täter und die unbedingten Haftstrafen sind höher als die
bedingten, was dafür spricht, dass die Gerichte eher bei geringe-
ren Strafen zu einer bedingten Freiheitsstrafe greifen.

Im Gegensatz zu den festgestellten Veränderungen bei der einfa-
chen Körperverletzung des § 83 StGB zeigen die Abbildungen 5
bis 7 keine Tendenzen in der Strafzumessung bei der schweren
Körperverletzung des § 84 StGB. Zwar ist in Abbildung 8 erneut
sehr schön die intuitiv korrekte Reihenfolge der mittleren Strafhöhen
zu erkennen, aber Trends sind keine erkennbar. Auch die mittlere
unbedingte Strafe für Vorbestrafte geht nach einem kurzen „Höhen-
flug“ in den Jahren 2000 und 2001 wieder auf ihr vorheriges Ni-
veau zurück. Man sieht also, dass sich generell in der Rechtspre-
chung zu Körperverletzungsdelikten keine allgemeine Tendenz zu
erhöhten Strafausmaßen findet, welche bei der Analyse des § 83
StGB zu berücksichtigen wäre.14)

Um die bis jetzt aufgrund des optischen Eindrucks gewonnenen Er-
gebnisse abzusichern, testen wir als nächstes die Mittelwerte der
relativen Anteile sowie die mittleren Strafen in den Jahren 1988
bis 1997 und 1998 bis 2002 auf Gleichheit. Wir erwarten, dass
sich diese Mittelwerte signifikant unterscheiden, was die unter-
schiedliche Lage der Strafzumessungsverteilung untermauern wür-
de.15) Die relativen Anteile bzw die mittleren Strafen stellen die Va-
riablen dar.16) Die Resultate der Tests auf Gleichheit der Mittelwerte
sind in Tabelle 3 zusammengefasst und belegen, dass es zu einer
deutlichen Verschiebung des Gewichts von geringen hin zu höhe-
ren Strafausmaßen kam. Der Umstand, dass der relative Anteil
von 1–3 Monaten unbedingte Freiheitsstrafe bei vorbestraften Tä-
tern gleich geblieben ist, ändert an diesem Befund nichts, da
man deutlich sieht, dass es durch ein „Umschichten“ von der Kate-
gorie „bis zu 1 Monat“ auf die höheren Strafen insgesamt zu einer
signifikant höheren durchschnittlichen Strafe gekommen ist. Die

gleichen Tests wurden danach ebenfalls für den Kontrolltatbestand
des § 84 StGB durchgeführt. Erwartungsgemäß waren dort keine
Mittelwertpaare signifikant verschieden. Die Mittelwerte sind in Ta-
belle 4 dargestellt.
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14) Dies wurde noch anhand der Zeitreihen der Zu- und Abnahmen der mitt-
leren Strafen bzw der relativen Anteile geprüft. Wir setzten sowohl den T-
Test für die Hypothese, dass der Mittelwert Null sei, als auch den nicht pa-
rametrischen Sequenzentest (mit Null als Trennwert) ein, da nicht für jede
Zeitreihe die Normalverteilung bestätigt werden konnte, was mit Hilfe
des Kolmogorov-Smirnov- sowie des Shapiro-Wilk-Tests geprüft wurde.
Die Resultate des jeweils ausschlaggebenden Tests, abhängig davon,
ob eine Normalverteilung vorlag oder nicht, waren durchwegs signifi-
kant, sodass für die Zeitreihen insgesamt ein Mittelwert von Null ange-
nommen werden kann und daher die Werte der zugrunde liegenden Va-
riablen als konstant über den zeitlichen Verlauf anzusehen sind.

15) Zur Analyse wurde das Statistik-Programm SPSS eingesetzt.
16) Als erstes wurden diese Variablen wieder auf das Vorliegen einer Nor-

malverteilung anhand des Kolmogorov-Smirnov- sowie des Shapiro-
Wilk-Tests überprüft. Beide Testverfahren brachten Signifikanzen zwi-
schen 0 und 20%, sodass vom Vorliegen einer Normalverteilung nicht
ohne weiteres ausgegangen werden konnte. Aus diesem Grund wurde
zum Test der Mittelwertgleichheit sowohl der T-Test für zwei unabhängige
Stichproben durchgeführt als auch der nicht parametrische Mann-Whit-
ney-Test, ein Spezialfall des Kruskal-Wallis-Tests für unabhängige Stich-
proben. Beim T-Test wird automatisch noch ein Levene-Test auf Varianz-
gleichheit der Untergruppen durchgeführt, da bei ungleichen Varianzen
eine adaptierte Teststatistik eingesetzt werden muss, was Auswirkungen
auf die Signifikanzwerte des Tests hat. Glücklicherweise kam es zu kei-
nen divergierenden Aussagen zwischen dem parametrischen und dem
nicht parametrischen Test.
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V. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Die Ausgangsfrage war, ob und wie gut sich Strafrichter an geän-
derte Gesetzeslagen in ihrem Spruchverhalten anpassen. Wir konn-
ten anhand eines geeigneten „realen Experiments“, nämlich der blo-
ßen Ausweitung des Strafrahmens eines rechtsdogmatisch gefestig-
ten Tatbestands testen, wie es um die Anpassungsreaktion der Ge-
richte bestellt ist. Dabei stellte sich heraus, dass quasi sofort
(abgesehen von der Übergangszeit im Rumpfjahr 1997) ein deutli-
cher Anstieg in der Strafzumessung zu verzeichnen war. Insofern ha-
ben die Richter das verstärkte Unwerturteil derGesellschaft, vermittelt
über die gesetzgeberische Aktivität, aufgenommen und umgesetzt.

Es fällt jedoch auf, dass es nicht – wie vielleicht aufgrund der Ver-
dopplung des Strafrahmens zu erwarten gewesen wäre – zu einer
Verdopplung des Ausmaßes der verhängten Strafen gekommen ist.
Davon sind die mittleren Strafen selbst nach der Novelle noch weit
entfernt, wie Tabelle 3 zeigt. Somit bestätigt sich zwar, dass die
Richterschaft, wie von der rechtsökonomischen Theorie vorherge-
sagt, auf externe, insbesondere legislative Vorgaben reagiert. Den-
noch sind gewisse Verharrungstendenzen ebenso erkennbar, die
einer sofortigen und vollen Umsetzung gesetzgeberischer Änderun-
gen entgegenwirken.

Es ist selbstverständlich, dass es sich bei den soeben gezogenen
Schlussfolgerungen lediglich um eine erste Einschätzung handeln
kann, da vor allem in Österreich oft trotz vorhandener Daten die
Rechtsfolgenerforschung als Teil der Rechtsökonomie noch in den
Kinderschuhen steckt. Hier bedarf es weiterer Studien, um die Vor-
hersagen der theoretischen Beiträge an der Realität zu testen. In Zu-
kunft dürfte es dazu mehr Gelegenheiten geben, zumal – um beim
aktuellen Thema zu bleiben – das Strafrecht auch unlängst einige
Novellen erlebt hat. Daher dürften in einiger Zeit genügend wei-
tere Daten zur Verfügung stehen, um die dargestellte Untersuchung
über das Anpassungsverhalten der Judikative zu wiederholen und
ein besseres Bild davon zu zeichnen. Solche Erkenntnisse sind nicht
nur de lege lata von Interesse, sondern vor allem auch de lege fe-
renda, zumal sie dem Gesetzgeber zeigen, wie gut Gesetzesände-
rungen von den Rechtsanwendern nachvollzogen werden, was
wiederum Hinweise für eine zukünftig besser zielgerichtete Gesetz-
gebung gibt.

Insofern sieht sich dieser Beitrag gleichsam als Aufforderung, den
häufig übersehenen Teil der Rechtswissenschaft, nämlich die Erfor-
schung der Rechtsrealität und der Folgen von Rechtsänderungen,
wieder verstärkt in Angriff zu nehmen.
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Tabelle 1: Verurteilungen zu § 83 StGB

Jahr
Vorbestraft bedingt Vorbestraft unbedingt Nicht vorbestraft bedingt Gesamt-

summebis 1
Monat

1–3
Monate

3–6
Monate

6–12
Monate

Summe bis 1
Monat

1–3
Monate

3–6
Monate

6–12
Monate

Summe bis 1
Monat

1–3
Monate

3–6
Monate

Summe

1988 211 152 24 2 389 216 228 58 9 511 36 14 1 51 951
1989 178 143 25 1 348 196 243 55 5 499 42 16 1 59 906
1990 187 147 28 0 362 223 219 52 3 497 65 18 1 84 943
1991 169 129 10 0 308 162 216 54 2 435 66 26 3 95 838
1992 175 116 12 0 303 182 210 50 3 446 61 26 1 88 837
1993 143 145 25 0 313 164 220 50 2 437 68 22 2 93 843
1994 155 147 24 1 327 151 183 41 3 378 57 32 0 89 794
1995 144 186 42 1 373 134 199 55 5 393 53 32 0 85 851
1996 147 204 38 1 391 135 194 59 0 388 49 22 1 73 852
1997 154 199 33 0 386 135 169 63 8 375 63 26 4 93 854
1998 152 233 49 4 438 100 177 108 18 403 44 39 4 87 928
1999 115 187 57 7 366 94 198 89 8 390 28 45 6 79 835
2000 134 239 64 6 443 66 182 92 15 355 39 48 6 93 891
2001 163 251 74 5 493 89 165 96 18 368 32 42 6 80 941
2002 170 291 70 8 539 99 205 92 16 412 52 56 17 125 1076
Mittel-
wert

159,8 184,6 38,33 2,4 385,27143,07200,53 67,6 7,67 419,13 50,33 30,93 3,53 84,93 889,33

Stan-
dardab-
weichung

23,31 51,14 20,37 2,82 68,25 47,93 22,58 21,29 6,22 50,25 13,04 12,58 4,31 16,82 70,53
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Tabelle 2: Verurteilungen zu § 84 StGB

Jahr
Vorbestraft bedingt Vorbestraft unbedingt Nicht vorbestraft bedingt Ge-

samt-
summe

bis 1
Monat

1–3
Mo-
nate

3–6
Mo-
nate

6–12
Mo-
nate

Summe bis 1
Monat

1–3
Mo-
nate

3–6
Mo-
nate

6–12
Mo-
nate

1–3
Jahre

Summe bis 1
Mo-
nate

1–3
Mo-
nate

3–6
Mo-
nate

6–12
Mo-
nate

Summe

1988 3 37 64 25 129 3 27 69 54 14 167 8 56 35 5 105 401
1989 1 65 55 28 149 1 27 88 63 13 192 5 51 23 12 92 433
1990 2 50 78 20 150 5 30 60 71 17 183 8 52 36 10 108 441
1991 7 53 67 34 162 2 28 91 74 23 218 6 96 71 19 192 572
1992 7 60 99 23 190 3 32 98 74 16 223 7 93 77 25 202 615
1993 2 50 86 30 169 2 38 87 92 17 236 4 115 72 22 213 618
1994 4 53 90 24 172 3 32 86 76 13 210 5 70 77 19 172 554
1995 3 49 103 26 182 3 42 81 67 14 207 6 92 75 10 187 576
1996 3 52 97 23 176 5 34 80 94 7 220 6 92 74 12 184 580
1997 1 51 86 25 163 2 11 82 66 15 176 0 79 81 15 175 514
1998 4 50 96 26 177 3 22 90 64 15 194 1 103 93 15 212 583
1999 1 41 69 23 135 1 30 58 59 18 166 4 73 63 15 155 456
2000 5 43 74 24 146 1 9 45 43 18 116 1 75 72 10 158 420
2001 2 39 72 22 135 3 9 40 46 16 114 5 63 49 6 123 372
2002 2 66 93 46 208 1 19 83 67 13 183 2 112 83 13 211 602
Mittel-
wert

3,13 50,6 81,93 26,6 162,87 1,41 26 75,87 67,33 15,27 187 2,42 81,47 65,4 13,87 165,93 515,8

Stan-
dard-
abwei-
chung

1,41 8,48 13,02 7,86 25,54 2,53 12,40 19,28 15,62 3,51 39,10 4,53 16,50 13,32 3,21 30,00 87,10

Tabelle 3: Mittelwertvergleiche § 83 StGB

Variable Mittelwert 1988–1997 Mittelwert 1998–2002 Mittelwerte sind . . .
Vorbestraft bedingt Relativer Anteil bis 1 Monat 0,48 0,32 Verschieden#,*

Relativer Anteil 1–3 Monate 0,46 0,53 Verschieden#

Relativer Anteil 3–6 Monate 0,07 0,14 Verschieden#,*
Relativer Anteil 6–12 Monate 0,002 0,014 Verschieden#,*

Vorbestraft unbedingt Relativer Anteil bis 1 Monat 0,39 0,23 Verschieden#,*
Relativer Anteil 1–3 Monate 0,48 0,48 Gleich
Relativer Anteil 3–6 Monate 0,12 0,25 Verschieden#,*
Relativer Anteil 6–12 Monate 0,01 0,04 Verschieden#,*

Nicht vorbestraft bedingt Relativer Anteil bis 1 Monat 0,69 0,42 Verschieden#,*
Relativer Anteil 1–3 Monate 0,29 0,5 Verschieden#,*
Relativer Anteil 3–6 Monate 0,02 0,08 Verschieden#,*

Mittlere Strafen Vorbestraft bedingt 1,48 Monate 1,95 Monate Verschieden#,*
Vorbestraft unbedingt 1,8 Monate 2,55 Monate Verschieden#,*

Nicht vorbestraft bedingt 1,02 Monate 1,57 Monate Verschieden#,*
* auf dem 5% Signifikanzniveau gemäß Mann-Whitney
# auf dem 1% Signifikanzniveau laut T-Test
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Tabelle 4: Mittelwerte § 84 StGB

Variable Mittelwert 1988–1997 Mittelwert 1998–2002
Vorbestraft bedingt Relativer Anteil bis 1 Monat 0,02 0,02

Relativer Anteil 1–3 Monate 0,32 0,30
Relativer Anteil 3–6 Monate 0,50 0,51
Relativer Anteil 6–12 Monate 0,16 0,17

Vorbestraft unbedingt Relativer Anteil bis 1 Monat 0,01 0,01
Relativer Anteil 1–3 Monate 0,15 0,11
Relativer Anteil 3–6 Monate 0,40 0,4
Relativer Anteil 6–12 Monate 0,36 0,37
Relativer Anteil über 1 Jahr 0,07 0,11

Nicht vorbestraft bedingt Relativer Anteil bis 1 Monat 0,04 0,02
Relativer Anteil 1–3 Monate 0,49 0,49
Relativer Anteil 3–6 Monate 0,37 0,42
Relativer Anteil 6–12 Monate 0,09 0,07

Mittlere Strafen Vorbestraft bedingt 4,36 Monate 4,50 Monate
Vorbestraft unbedingt 6,24 Monate 6,64 Monate

Nicht vorbestraft bedingt 3,58 Monate 3,51 Monate

Abbildung 1: Vorbestraft bedingt § 83 StGB
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Abbildung 2: Vorbestraft unbedingt § 83 StGB

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

1 3 5 7 9 11 13 15

rel. Anteil vorbestraft
unbedingt 6–12 MO

rel. Anteil vorbestraft

rel. Anteil vorbestraft
unbedingt 1–3 MO

rel. Anteil vorbestraft
unbedingt bis 1 MO

unbedingt 3–6 MO

Abbildung 3: Nicht vorbestraft bedingt § 83 StGB
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Abbildung 4: Mittlere Strafhöhen § 83 StGB
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Abbildung 5: vorbestraft bedingt § 84 StGB
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Abbildung 6: Vorbestraft unbedingt § 84 StGB
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Abbildung 7: Nicht vorbestraft bedingt § 84 StGB
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Abbildung 8: Mittlere Strafhöhen § 84 StGB
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RAA Dr. Franz A. Höfer, LL.M.,1) Graz, Mag. Walter Pöschl,2) Graz

Neues Rechtsetzungsverfahren für europäische Finanzmärkte
Im Jahr 2002 wurde mit dem Lamfalussy-Prozess ein neues Rechtsetzungsverfahren eingeführt, das die Integration der
europäischen Wertpapiermärkte beschleunigen und zu einer europaweiten Harmonisierung führen sollte. Die jüngsten
Erfahrungen mit der Marktmissbrauch-RL, Prospekt-RL, Transparenz-RL und der RL über Märkte für Finanzinstrumente haben
die Vor- und Nachteile akzentuiert. Da durch das vierstufige Verfahren die gemeinschaftliche Regulierung der Wert-
papiermärkte effizienter und transparenter wurde, wird es nun auf andere Finanzbereiche, inklusive den Banken- und
Versicherungssektor, ausgedehnt.

Im Hinblick auf das Lissabon-Ziel soll in den nächsten Jahren ein
EU-Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen mit seinen zahlreichen
Vorteilen3) verwirklicht werden. Bereits 1999 hat die Kommission
einen Aktionsplan für Finanzdienstleistungen4) veröffentlicht, der
eine detaillierte und zeitlich gestaffelte Entwicklungsstrategie für
die Integration der europäischen Kapitalmärkte beinhaltete.5)
Dem Aktionsplan folgte der Lamfalussy-Bericht6) mit einer genauen
Analyse und Vorschlägen für die ordnungspolitische Entwicklung
im Bereich der Wertpapiermärkte. Der Bericht stellte fest, dass
die Entwicklung der europäischen Wertpapiermärkte von einer
Fülle untereinander zusammenhängender Faktoren aufgehalten
wird, und er analysierte die Hauptmängel des regulativen Systems:
Es sei zu langsam, zu starr, teilweise mehrdeutig und führe keine
Unterscheidung zwischen wichtigen Rahmenentscheidungen und
technischen Detailregelungen durch.7) Das Komitee verlangte,
dass das ordnungspolitische System mit den immer schneller fort-
schreitenden Entwicklungen auf den Finanzmärkten mithalten kön-
nen müsse.8) Als Folge wurde die Gesetzgebung insofern refor-
miert als ein vierstufiges Verfahren für die Regulierung der europäi-
schen Wertpapiermärkte eingeführt wurde,9) das die gemein-
schaftliche Rechtsetzung im Wertpapierbereich effizienter und
transparenter machen sollte.

I. Anwendungsbereich

Bisher wurde das Verfahren bei der Marktmissbrauch-RL,10) Pro-
spekt-RL,11) Transparenz-RL12) und der RL über Märkte für Finanzin-
strumente (MiFID)13) angewandt. Insbesondere letztere stellt als
„neue Wertpapierdienstleistungs-RL“ einen Eckpfeiler der europäi-
schen Wertpapiermärkte dar.14) Zukünftige europäische Regelun-
gen in den Bereichen Vermögensverwaltung, Clearing und Settle-
ment sowie Rating Agenturen sind in Vorbereitung.

II. Zwei Wertpapierausschüsse

Der Lamfalussy-Prozess basiert auf zwei Ausschüssen, dem EU-
Wertpapierausschuss (European Securities Committee, ESC) und
dem Ausschuss der europäischen Wertpapierregulierungsbehör-
den (Committee of European Securities Regulators, CESR).15)

Dem ESC gehören hochrangige Vertreter der Mitgliedstaaten an,
welche die Kommission in politischen Fragen beraten, Rechtset-
zungsvorschläge unterbreiten und Durchführungsbestimmungen zu
Rahmenrechtsakten beschließen. Das ESC fungiert dabei einerseits
als Beratungsinstanz und übernimmt andererseits Regulierungsfunk-
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ABl Nr L 96 vom 12. 4. 2003, S 16.

11) RL 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
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tionen.16) CESR ist ein unabhängiges Gremium der europäischen
Aufsichtsbehörden. Jeder Mitgliedstaat hat einen Sitz im Ausschuss,
wobei als Vertreter die Leiter der nationalenWertpapieraufsichtsbe-
hörden entsandt werden. Zusätzlich sind die Kommission (GD Bin-
nenmarkt) sowie die Wertpapieraufsichtsbehörden von Norwegen
und Island vertreten. De facto kommt CESR eine bedeutende Rolle
in der Regulierung der Wertpapiermärkte zu, da der Ausschuss
durch Konsultation der Marktteilnehmer entscheidende Vorarbeiten
für die Vorschläge der Kommission erarbeitet und auf Antrag der
Kommission detaillierte technische Stellungnahmen erstellt.17)

III. Vierstufiges Verfahren

Charakteristisch ist die systematische Unterscheidung zwischen
hochrangigen (politischen) Grundsätzen (Stufe 1), die vom euro-
päischen Gesetzgeber in RL und VO harmonisiert werden,18) und
technischen Durchführungsbestimmungen, die einheitlich und
rechtlich bindend im Komitologieverfahren19) ausgearbeitet wer-
den (Stufe 2).20) Die materiellen Ausführungen der Stufe 2 sollen
die wesentlichen Bestandteile der Stufe 1-Rahmenvorschriften prä-
zisieren und müssen sich im Rahmen der sekundärrechtlichen Er-
mächtigung halten. CESR erarbeitet aufgrund von spezifischen
Aufträgen der Kommission Stellungnahmen, wie die auf Stufe 2
zu setzenden Ausführungsbestimmungen und praktischen Regulie-
rungsaufgaben aussehen sollen. Aufgrund dieser detaillierten Stel-
lungnahmen erstellt die Kommission Vorschläge für technische
Durchführungsmaßnahmen in Form von RL oder VO, über die im
ESC abgestimmt wird. Bei positiver Abstimmung werden die Durch-
führungsbestimmungen von der Kommission beschlossen und somit
verbindlich. Das Europäische Parlament ist über die Durchfüh-
rungsmaßnahmen informiert und hat ein Äußerungsrecht. Im Fall
einer Entschließung ist das Maßnahmenpaket von der Kommission
einer erneuten Überprüfung zu unterziehen.21)

Im Rahmen der Stufe 3 sollen die nationalen Wertpapierregulie-
rungsbehörden der Mitgliedstaaten verstärkt zusammenarbeiten.
Es ist die Aufgabe von CESR, gemeinsame Leitlinien für die natio-
nalen Umsetzungsvorschriften sowie gemeinsame Empfehlungen
für Auslegungsfragen zu erarbeiten. In diesem Zusammenhang ob-
liegt es CESR, die Verwaltungsvorschriften und die Regulierungs-
praktiken zu vergleichen und Maßnahmen zu setzen, die einer un-
einheitlichen Umsetzungspraxis entgegenwirken. Die auf Stufe 3
empfohlenen Maßnahmen sollen eine einheitliche und gleichwer-
tige Umsetzung der auf Stufe 1 und Stufe 2 erlassenen Gemein-
schaftsakte in den Mitgliedstaaten gewährleisten und eine Annähe-
rung der europäischen Regulierungsstrukturen vorantreiben. Stufe
4 umfasst die effiziente Durchsetzung und Kontrolle der Gemein-
schaftsakte durch die Kommission. Sie soll dabei mit den ihr als Hü-
terin des EG-Vertrages zur Verfügung stehenden rechtlichen Mit-
teln, etwa Vertragsverletzungsverfahren,22) eine rechtzeitige und

ordnungsgemäße Umsetzung der Finanzmarktnormen einfordern.
Dadurch soll eine laufende Überprüfung der Einhaltung der EG-
Rechtsvorschriften in den Mitgliedstaaten sichergestellt werden.23)
Dieses dualistische System für den Wertpapiersektor wurde vorge-
schlagen um einerseits die Kontinuität der auf demokratische
Weise festgelegten Hauptprinzipien zu gewährleisten und anderer-
seits die notwendige Flexibilität zu gewähren, damit der sich rasch
ändernden Marktpraxis Rechnung getragen werden kann.

IV. Vorzüge

Der Lamfalussy-Bericht und der darin vorgestellte vierstufige Ansatz
stellten von Anfang an einenMeilenstein für die Rechtsetzung im Be-
reich der europäischen Wertpapiermarktregulierung dar. Bereits
2001 wurde klar, dass eine rasche Umsetzung des Aktionsplanes
für Finanzdienstleistungen unumgänglich war, um denWeg zu offe-
nen, sicheren und transparenten Finanzmärkten zu ebnen. Die Re-
form des Rechtsrahmens war notwendig, um schnell auf neue Ent-
wicklungen auf den Finanzmärkten reagieren zu können, die Inte-
gration der europäischen Finanzmärkte voranzutreiben und ihre
Wettbewerbsfähigkeit insbesondere gegenüber dem amerikani-
schen Finanzmarkt zu sichern. Vier Jahre später zeigt sich, dass
die Unterteilung in mittel- und langfristige Rahmenregulierungen
auf Stufe 1 und flexibel zu gestaltende Durchführungsmaßnahmen
auf Stufe 2 ein taugliches Mittel ist, um den Gesetzgebungsprozess
zu beschleunigen und eine hohe Harmonisierung zu erreichen. Die
Entstehung von EU-Rechtsvorschriften für Wertpapiermärkte ist offe-
ner und transparenter geworden, die Einbindung externer Betroffe-
ner besser. Insbesondere haben sich die intensiven Konsultations-
verfahren von CESR bewährt, um die verschiedenen Interessen
der Marktteilnehmer berücksichtigen zu können. Die politische Zu-
sammenarbeit zwischen Kommission, Rat und Europäischem Parla-

Abhandlungen

16) Eine aktuelle Liste der Vertreter ist unter http://www.europa.eu.int/
comm/internal_market/securities/docs/esc/esc-members_en.pdf ver-
fügbar.

17) Weitere Informationen und relevante Dokumente sind unter http://www.
cesr-eu.org verfügbar.

18) Darunter versteht man Grundsätze, die voraussichtlich mittelfristig nicht
geändert werden müssen. Die Rahmen-RL und VOwerden auf der Grund-
lage eines Kommissionsvorschlages im Mitentscheidungsverfahren
(Art 251 EGV) durch Rat und Parlament erlassen.

19) Beschluss des Rates 1999/468/EG vom 28. 6. 1999 zur Festlegung
der Modalitäten für die Ausübung der Kommission übertragenen Durch-
führungsbefugnisse, ABl 1999 Nr L 184 vom 17. 7. 1999, S 23.

20) Anderson, The Regulatory Technique of EU Securities Law, EBLR 2002,
313 ff.

21) Vgl EB 69 der RL über Märkte für Finanzinstrumente.
22) Art 226 EGV.
23) Für eine vollständige graphische Darstellung des vierstufigen Verfahrens

siehe Europäische Kommission, The Application of the Lamfalussy Pro-
cess to EU Securities Markets Legislation – a preliminary assessment by
the Commission services (Commission staff working document), SEC
(2004) 1459 vom 15. 11. 2004, 16.
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ment wurde verstärkt, sodass Rechtsvorschriften nun zügiger entste-
hen und ihre Qualität zunimmt. Durch den Einsatz von Durchfüh-
rungsmaßnahmen können EU-Rechtsvorschriften in Zukunft leichter
und schneller angepasst werden. Außerdem trägt das Verfahren
zu mehr Konvergenz bei Regulierung und Aufsicht bei. In den näch-
sten Jahren wird vor allem der kohärenten Um- und Durchsetzung
der auf Stufe 1 und 2 erlassenen Finanzmarktvorschriften große Be-
deutung zukommen. Wie die diesbezüglichen Mechanismen auf
den Stufen 3 und 4 in der Praxis wirken, wird die nahe Zukunft zei-
gen. Noch ist es zu früh, um Implementierung und Umsetzung der
nach dem Lamfalussy-Prozess beschlossenen Maßnahmen zu beur-
teilen. Eine gründlichere Bewertung dürfte 2007 durch die Kommis-
sion erfolgen.24)

V. Kritikpunkte

Leider lässt das neue Rechtsetzungsverfahren die für die Rechtssi-
cherheit notwendige Klarheit vermissen. So bleibt zB offen, wel-
chen Charakter die auf Stufe 2 zu erlassenden Normen haben.
Die technischen Durchführungsmaßnahmen für die Marktmiss-
brauch-RL erfolgten durch drei RL25) und eine VO26) der Kommissi-
on; die Prospekt-RL wurde durch eine VO27) auf Stufe 2 konkreti-
siert. Derzeit arbeitet CESR an den technischen Durchführungsmaß-
nahmen für die RL über Märkte für Finanzinstrumente. Vernünftiger-
weise sollten die Umsetzungsdetails als VO ergehen, die in den
Mitgliedstaaten unmittelbar anwendbar sind. Wenn die Detailbe-
stimmungen auf Stufe 2 in Form von RL erlassen werden, die wieder
in nationales Recht umzusetzen sind, kann von einer raschen
Rechtsetzung, die auf die Veränderungen der Wertpapiermärkte
reagiert, wohl nur mehr bedingt gesprochen werden.

Unklar ist weiters, wie die Aufteilung zwischen den Rahmenprinzi-
pien der Stufe 1 und den Durchführungsmaßnahmen der Stufe 2 er-
folgen soll. Weder der Lamfalussy-Bericht noch der Rat wollten sich
zu dieser Frage festlegen, sondern verweisen allgemein darauf,
dass die Abgrenzung von Fall zu Fall klar und in transparenter
Weise festgelegt werden muss.28) Ein illustratives Beispiel für diese
Unsicherheit ist die Regelung des Execution-only Business in der
neuen RL über Märkte für Finanzinstrumente,29) die erst nach massi-
vem Lobbying integriert wurde, nachdem imKommissionsvorschlag
eine explizite Regelung gefehlt hatte.30) Es ist verständlich, dass sich
der europäische Gesetzgeber bei der Abgrenzung zwischen Stufe
1 und 2 nicht festlegen will, um flexibel zu sein. Andererseits steht
diese Unsicherheit imWiderspruch zum selbst geforderten Transpa-
renzgebot, sodass in dieser Hinsicht eine einheitliche Abgrenzung
gefordert werden muss. Dass dies oft der Quadratur des Kreises
gleichkommt, haben die jüngsten Erfahrungen gezeigt: Während
die Rahmen-RL nicht zu detailliert sein soll, darf sie auch nicht zuweit
gefasst sein, da ansonsten die Gefahr eines „Blankoschecks“ be-

steht, bei dem dieMarktteilnehmer nicht wissen, mit welchen Detail-
regelungen sie auf Stufe 2 zu rechnen haben.

Weiterer Verbesserungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Be-
rücksichtigung von gewissen Interessengruppen. Obwohl die
Transparenz der Gesetzgebung durch die Konsultation der Markt-
teilnehmer erheblich verbessert wurde, haben die jüngsten Erfah-
rungen gezeigt, dass etwa Konsumenten und Kleinanleger bei
den Stellungnahmen massiv unterrepräsentiert sind.

Zur Behebung dieses Mankos werden bereits Überlegungen ange-
stellt, wie etwa Konsumentenschutzorganisationen besser in den
Konsultationsmechanismus einbezogen werden können.31)

Abschließend muss den Rechtsanwendern klar sein, dass mit der
angestrebten europaweiten Harmonisierung umfangreiche Detail-
regelungen einhergehen und daher in Zukunft eine neue Regelflut
auf die Finanzbranche zukommt.

VI. Ausblick

Trotz der Kritikpunkte wurde durch den Lamfalussy-Prozess eine er-
hebliche Verbesserung der Qualität und Geschwindigkeit der EU-
Gesetzgebung im Wertpapierbereich erreicht, sodass seine An-
wendung nun auch auf den Banken- und Versicherungssektor sowie
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24) Pressemitteilung der Kommission, Wertpapiermärkte: Kommission bittet
um Stellungnahme zum Lamfalussy-Verfahren, IP/04/1384 vom 19. 11.
2004.

25) RL 2004/72/EG der Kommission vom 29. 4. 2004 zur Durchführung
der RL 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates— Zuläs-
sige Marktpraktiken, Definition von Insider-Informationen in Bezug auf
Warenderivate, Erstellung von Insider-Verzeichnissen, Meldung von Ei-
gengeschäften und Meldung verdächtiger Transaktionen, ABl Nr L 162
vom 30. 4. 2004, S 70; RL 2003/125/EG der Kommission vom
22. 12. 2003 zur Durchführung der RL 2003/6/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates in Bezug auf die sachgerechte Darbietung
von Anlageempfehlungen und die Offenlegung von Interessenkonflikten,
ABl Nr L 339 vom 24. 12. 2003, S 73; RL 2003/124/EG der Kommis-
sion vom 22. 12. 2003 zur Durchführung der RL 2003/6/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates betreffend die Begriffsbestimmung
und die Veröffentlichung von Insider-Informationen und die Begriffsbe-
stimmung der Marktmanipulation, ABl Nr L 339 vom 24. 12. 2003,
S 70.

26) VO (EG) Nr 2273/2003 der Kommission vom 22. 12. 2003 zur Durch-
führung der RL 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
— Ausnahmeregelungen für Rückkaufprogramme und Kursstabilisie-
rungsmaßnahmen, ABl Nr L 336 vom 23. 12. 2003, S 33.

27) VO (EG) Nr 809/2004 der Kommission vom 29. 4. 2004 zur Umset-
zung der RL 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
betreffend die in Prospekten enthaltenen Informationen sowie das For-
mat, die Aufnahme von Informationen mittels Verweis und die Veröffentli-
chung solcher Prospekte und die Verbreitung vonWerbung, ABl Nr L 149
vom 30. 4. 2004, S 1.

28) Lamfalussy-Bericht 31; Beschluss des ECOFIN Rats, ECOFIN Nr 2335/
01 vom 12. 3. 2001.

29) Art 19 Abs 6 der RL über Märkte für Finanzinstrumente.
30) Vgl Höfer, Grenzüberschreitender Onlinewertpapierhandel (2004)

210 ff.
31) Europäische Kommission, The Application of the Lamfalussy Process to

EU Securities Markets Legislation, SEC (2004) 1459 vom 15. 11. 2004,
12.
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auf betriebliche Rentenfonds ausgedehnt wird.32) Diesbezüglich
wurden – zusätzlich zu ESC und CESR imWertpapierbereich – vier
Ausschüsse, nämlich der Europäische Bankenausschuss (European
Banking Committee, EBC), der Europäische Ausschuss für das Ver-
sicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (European
Insurance and Occupational Pensions Committee, EIOPC), der
Ausschuss der europäischen Bankaufsichtsbehörden (Committee
of European Banking Supervisors, CEBS) und der Ausschuss der
europäischen Aufsichtsbehörden für das Versicherungswesen und
die betriebliche Altersversorgung (Committee of European Insu-
rance and Occupational Pensions Supervisors, CEIOPS) eingerich-
tet.33) Es wird erwartet, dass diese Ausschüsse zu einer umfangrei-
cheren Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden und ei-
ner weit größeren Konvergenz bei der alltäglichen Regulierung
und Beaufsichtigung führen. In den nächsten Jahren kommt vor al-
lem der kohärenten Um- und Durchsetzung der Detailregelung in
der erweiterten EU mit 25 und mehr Mitgliedstaaten große Bedeu-
tung zu, um dem Ziel eines EU-Binnenmarktes für Finanzdienstleis-
tungen näher zu kommen.34) Inwieweit eine solche Harmonisierung
erreicht wird, hängt daher nicht nur von der ersten und zweiten,
sondern zunehmend von der praktischen Anwendung der dritten
und vierten Stufe des Lamfalussy-Prozesses ab.
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32) Schaub, The Financial Services Action Plan – evaluation and future, Brüs-
sel, Rede vom 8. 12. 2004, http://www.europa.eu.int/comm/
internal_market/speeches/2004/2004–12-08-schaub_en.htm; Presse-
mitteilung der Kommission, Wertpapiermärkte: Kommission bittet um Stel-
lungnahme zum Lamfalussy-Verfahren, IP/04/1384 vom 19. 11. 2004;
Pressemitteilung der Kommission, Results of Council of Economics and Fi-
nance Ministers, Brussels, 10–11May 2004, Taxation and Financial Ser-
vices, MEMO/04/110 vom 12. 5. 2004.

33) Europäische Kommission, The Application of the Lamfalussy Process to
EU Securities Markets Legislation, SEC(2004) 1459 vom 15. 11. 2004,
12 f; Pressemitteilung der Kommission, Finanzdienstleistungen: Kommis-
sion stellt Maßnahmen zur Verbesserung der Regulierung im Bank- und
Versicherungssektor sowie bei Investmentfonds vor, IP/03/1507 vom
6. 11. 2003.

34) McCreevy, Assessment of the integration of the Single Market for finan-
cial services, Paris, Speech/04/515 vom 6. 12. 2004.
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Neues aus Brüssel

Berufsqualifikationsrichtlinie

Am 6. 6. 2005 hat der Rat den Richtlinienvorschlag zur Anerken-
nung von Berufsqualifikationen unter Berücksichtigung aller vom
Europäischen Parlament in zweiter Lesung beschlossenen Abände-
rungen angenommen. Die bisher geltenden sektoralen Richtlinien,
die der Anerkennung von Befähigungsnachweisen dienten, wer-
den durch diese horizontale Berufsqualifikationsrichtlinie zusam-
mengefasst und gleichzeitig aufgehoben. Die Berufsqualifikations-
richtlinie bildet ein einheitlicheres, transparenteres und flexibleres
System zur Anerkennung von beruflichen Qualifikationen, das Per-
sonen, die ihre Berufsqualifikationen in einem Mitgliedstaat erwor-
ben haben, Garantien hinsichtlich des Zugangs zum selben Beruf
und seiner Ausübung in einem anderen Mitgliedstaat unter densel-
ben Voraussetzungen wie Inländern gibt. Sie schließt jedoch nicht
aus, dass der Migrant nicht diskriminierende Ausübungsvorausset-
zungen, die dieser Mitgliedstaat vorschreibt, erfüllen muss, soweit
diese objektiv gerechtfertigt und verhältnismäßig sind. Die Richtli-
nie unterscheidet zwischen Niederlassung und grenzüberschrei-
tender Dienstleistungserbringung. Bezüglich der Niederlassung
wurden die bisher auf Rechtsanwälte anzuwendenden Vorschriften
der Hochschuldiplomanerkennungsrichtlinie 89/48/EWG na-
hezu identisch in die Berufsqualifikationsrichtlinie eingearbeitet.
Die Mitgliedstaaten können daher weiterhin von einem Anwalt
aus der EU, der sich in ihrem Land niederlassen will und umgehend
unter dem Titel ihres Landes praktizieren möchte, die Ablegung ei-
ner Eignungsprüfung, wie sie etwa auch in Österreich nach § 21
und 24 ff EuRAG vorgesehen ist, verlangen (Art 14 Abs 3). Hin-
sichtlich der Niederlassung wurden nach Art 11 zudem vier Berufs-
qualifikationsniveaus eingeführt, die eine leichtere Vergleichbar-
keit der Qualifikationsniveaus in den Mitgliedstaaten ermöglichen
sollen. Zur Vereinfachung der Anerkennung können außerdem ge-
mäß Art 15 die Mitgliedstaaten selbst oder Berufsverbände Platt-
formen bilden, damit diese objektive Kriterien zur Frage ausarbei-
ten, wie wesentliche Unterschiede zwischen den mitgliedstaatli-
chen Ausbildungsanforderungen ausgeglichen werden können.
Bei Erfüllung dieser Kriterien durch den sich Niederlassenden soll
dies zu einer automatischen Berufsanerkennung führen. Bezüglich
der Dienstleistungserbringung sieht die Richtlinie vor, dass der
Dienstleister die Berufsregeln des Mitgliedstaats anzuwenden hat,
in dem er die Dienstleistung erbringt (Art 5 Abs 3). Die anwaltsspe-
zifischen Niederlassungs- und Dienstleistungsrichtlinien (98/5/EG
und 77/249/EWG) bleiben von der Berufsqualifikationsrichtlinie
unberührt. Die Richtlinie wird am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten.
Danach müssen sie die Mitgliedstaaten innerhalb von zwei Jahren
in nationales Recht umsetzen.

3. Geldwäscherichtlinie

Am 7. 6. 2005 hat der Rat die vom Europäischen Parlament schon
in erster Lesung verabschiedete 3. Geldwäscherichtlinie angenom-
men. Die Kommission hatte den Vorschlag für eine 3. Geldwäsche-
richtlinie vorgelegt, um damit die vierzig Empfehlungen der bei der
OECD angesiedelten Arbeitsgruppe „Financial Action Task Force
on Money Laundering (FATF)“ umzusetzen und die bestehende
2. Geldwäscherichtlinie (2001/97/EG) zu aktualisieren. Im Hin-
blick auf die Wahrung des Berufsgeheimnisses der Rechtsanwälte
ist zu begrüßen, dass entgegen dem Kommissionsentwurf die Frei-
stellung von der Meldepflicht bei Geldwäscheverdacht nicht fakul-
tativ, sondern zwingend ist (Erwägungsgrund 13). Gleiches gilt für
den neuen Erwägungsgrund 21b, durch den die Mitgliedstaaten,
die nach Art 20 Abs 2 der Richtlinie die Rechtsanwaltskammer als
zuständige Meldestelle bestimmt haben, insoweit Ermessensspiel-
raum eingeräumt wird, als sie in bestimmten Fällen zur Informati-
onsweitergabe gegenüber der zentralen Meldestelle nicht ver-
pflichtet sind. Demgegenüber sieht Art 20 Abs 1 jedoch die Pflicht
zur sofortigen und gefilterten Weiterleitung an die zuständige Be-
hörde vor. In Art 8 Abs 2 der Richtlinie wird den Mitgliedstaaten
die Möglichkeit eingeräumt, Anwälte, die im Zusammenhang mit
einem Gerichtsverfahren stehende Tätigkeiten ausüben, von der
Identifizierungspflicht des Mandanten auszunehmen. In Österreich
hat der Rechtsanwalt gemäß § 8 c RAO heute schon die Pflicht, bei
in Fällen des § 8a Abs 1 Z 1 und 2 begründetem Verdacht auf
Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung, das Bundeskriminal-
amt in Kenntnis zu setzen. Allerdings ist der Rechtsanwalt nicht zur
Verdachtsmeldung hinsichtlich solcher Tatsachen verpflichtet, die er
von einer oder über eine Partei im Rahmen der Rechtsberatung
oder im Zusammenhang mit ihrer Vertretung vor einem Gericht
oder einer diesem vorgeschalteten Behörde oder Staatsanwalt-
schaft erfahren hat, es sei denn, dass die Partei für den Rechtsan-
walt erkennbar die Rechtsberatung offenkundig zum Zweck der
Geldwäscherei oder der Terrorismusfinanzierung in Anspruch
nimmt. Wie die Rechtsanwaltschaften der meisten anderen Mit-
gliedstaaten und des CCBE hatte sich der ÖRAK dahingehend ein-
gesetzt, dass der Entwurf für eine 3. Geldwäscherichtlinie die Ver-
schwiegenheitspflicht in größtmöglichem Ausmaß berücksichtigt.
Aus politischen Gründen wurde der Wahrung der Verschwiegen-
heitspflicht aber leider zu wenig Bedeutung beigemessen. Durch
Art 39 der Richtlinie wird die Kommission immerhin verpflichtet,
dem Rat und dem Europäischen Parlament vier Jahre nach In-
Kraft-Treten der Richtlinie einen Bericht vorzulegen, in dem sie eine
spezifische Prüfung der Auswirkungen der Richtlinie auf die Be-
handlung von Rechtsanwälten und anderen Angehörigen von
Rechtsberufen beinhaltet.

RA Benedict Saupe, ÖRAK Büro Brüssel

Europa
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Terminübersicht – Seminare

September 2005

6. und 13. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 20050906/8 WIEN

7. 9. bis
23. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr. 20050907/8 WIEN

9. bis 10. 9. Steuer- und Abgabenrecht
Seminar-Nr. 20050909/6 INNSBRUCK

9. bis 10. 9. Der Liegenschaftsvertrag am
Beispiel Wohnungseigentum
Seminar-Nr. 20050909/8 WIEN

16. bis 17. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr. 20050916/3 ST. GEORGEN i. A.

16. bis 17. 9. Exekutionsrecht – Fahrnis- und
Gehaltsexekution, Realexekution
Seminar-Nr. 20050916/5 GRAZ

16. bis 17. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr. 20050916/8 WIEN

16. bis 17. 9. Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag –

Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr. 20050916A/8 WIEN

22. bis 24. 9. Zivilverfahren
Seminar-Nr. 20050922/8 WIEN

27. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr. 20050927/8 WIEN

29. 9. bis
1. 10.

Europarecht
Seminar-Nr. 20050929/8 WIEN

30. 9. bis
1. 10.

Verwaltungsverfahren und
VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr. 20050930/3 ST. GEORGEN i. A.

30. 9. bis
1. 10.

Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr. 20050930/7 BREGENZ

Oktober 2005

7. bis 8. 10. Rechtsentwicklung im Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
Seminar-Nr. 20051007/2 BADEN

7. bis 8. 10. Be up to date! Die Rechtsentwicklung
im EU-Recht
Seminar-Nr. 20051007/8 WIEN

7. bis 8. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr. 20051007/5 GRAZ

7. bis 8. 10. Zivilverfahren II
Seminar-Nr. 20051007/6 INNSBRUCK

11. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegeschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr. 20051011/8 WIEN

13. bis 15. 10. „D
,
rum prüfe, wer sich ewig bindet . . .“

Anwaltliches Know-how rund um Ehe und
Lebensgemeinschaft
Seminar-Nr. 20051013/2 MELK

14. bis 15. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr. 20051014/8 WIEN

21. 10. Rhetorik und Kommunikation
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr. 20051021/7 BREGENZ

21. bis 22. 10. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr. 20051021/3 ST. GEORGEN i. A.

21. bis 22. 10. Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr. 20051021/6 INNSBRUCK

21. bis 22. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr. 20051021/8 WIEN

21. bis 22. 10. Standesrecht
Seminar-Nr. 20051021A/8 WIEN

21. bis 22. 10. Persönlichkeitsschutz im Medien-,
Straf- und Zivilrecht
Seminar-Nr. 20051021/5 GRAZ

Steuer- und Abgabenrecht
basic

Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Abgabenrechts
ein. Insbesondere werden jene Steuerbereiche beleuchtet, die für
den Anwalt von Bedeutung sind, sei es als Parteienvertreter, sei
es als Vertragsverfasser oder auch als Steuerzahler.
Termin: Freitag, 9. 9. 2005 bis Samstag, 10. 9. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Univ.-Prof. Mag. Dr. Franz Pegger, RA in Innsbruck
Referenten: Univ.-Prof. Mag. Dr. Franz Pegger, RA in Innsbruck
Mag. Josef Ungericht, Finanzamt Landeck, Fachbereichsleiter für
Umsatzsteuer
ADir. Markus Schedlberger, Großbetriebsprüfung Innsbruck
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 20050909/6
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Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel
Wohnungseigentum
special

Das Seminar behandelt die zivilrechtlichen und steuerlichen
Aspekte des Wohnungseigentumsvertrages und dessen Behand-
lung im Grundbuch.

Termin: Freitag, 9. 9. 2005 bis Samstag, 10. 9. 2005 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Michael Ambrosch, RA in Wien

Referenten: ADir. Annemarie Haidvogl, Bezirksgericht Leopold-
stadt

Ing. Mag. Walter Stingl, Wirtschaftstreuhänder und Steuerberater
in Wien

Dr. Michael Ambrosch, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20050909/8

Europarecht
basic

Dies ist ein Grundlagenseminar, das keine spezifischen Vorkennt-
nisse voraussetzt. Es ist speziell an der Tätigkeit des österrei-
chischen Rechtsanwalts in der Praxis orientiert. Durch die Vermitt-
lung von ausbaufähigen Grundlagen wird der Zugang zur komple-
xen Materie „Europarecht“ eröffnet.

Termin: Donnerstag, 29. 9. 2005 bis Samstag, 1. 10. 2005 =
5 Halbtage

Planung: Ass.-Prof. Dr. Peter Stockenhuber, LL.M., Universität
Wien, Institut für Handels- und Wirtschaftsrecht

Referenten: Ass.-Prof. Dr. Walter Obwexer, Universität Innsbruck,
Institut für Völker- und Europarecht

Ass.-Prof. Dr. Peter Stockenhuber, LL.M., Universität Wien, Institut
für Handels- und Wirtschaftsrecht

MMag. Dr. Hanno Wollmann, LL.M., RA in Wien, Brüssel

Dr. Stefan Korn, RAA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20050929/8

Verwaltungsverfahren und VfGH- und
VwGH-Beschwerde
basic

Dies ist ein Basisseminar zur Vermittlung eines Überblicks über die
Strukturen und Grundsätze des Verwaltungsverfahrens.

Darauf aufbauend werden Inhalt und Form von Anträgen und Be-
schwerden an den VfGH und VwGH behandelt.

Termin: Freitag, 30. 9. 2005 bis Samstag, 1. 10. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz, Universität Linz
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz, Universität Linz
Dr. Kurt Lichtl, RA in Linz
Seminarort: St. Georgen i. A.

Seminar-Nr: 20050930/3

Wettbewerbsrecht
special

Das Seminar bietet einen systematischen Überblick über das UWG
unter besonderer Berücksichtigung der Rechtsentwicklung. Das
Wettbewerbsrecht ist wie kaum ein anderes Rechtsgebiet durch
die Spruchpraxis der Gerichte geprägt.
Im Zentrum des Seminars steht daher die Erörterung zahlreicher
konkreter Fallbeispiele. Zu den materiellrechtlichen Bestimmungen
werden jeweils die verfahrensrechtlichen Besonderheiten desWett-
bewerbsprozesses behandelt.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf

50 Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 30. 9. 2005 bis Samstag, 1. 10. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Marcella Prunbauer-Glaser, RA in Wien
Referenten: Dr. Marcella Prunbauer-Glaser, RA in Wien
Dr. Manfred Vogel, Hofrat des OGH
Seminarort: Bregenz
Seminar-Nr: 20050930/7

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den Seminarbeitrag,
welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat. Der Veranstal-
tungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis
zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der Anmel-
dung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes beigelegt
werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte nach ihrer
Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich nach ihrer
Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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AVM-Seminare
KOMMUNIKATION – Modul 3

Trainerin: Dr. Renate Wustinger
Termin: 23. und 24. September 2005, Salzburg

ABENDVERANSTALTUNG:

SUPERVISION FÜR RECHTSANWÄLTE/INNEN

Trainerin: Dr. Renate Wustinger
Termin: 5. Oktober 2005, Wien

COLLABORATIVE LAW 2

Kooperatives Anwaltsverfahren

TrainerInnen: Dr. Andrea Haniger-Limburg
Dr. Friedrich Schwarzinger
Termin: 11. und 12. November 2005, Salzburg

CLIENTING – Klientenbeziehungen neu gestalten

Trainer: DI Dr. Mario Patera
Termin: 17. und 18. November 2005, Wien

PROFESSIONALISIERUNG FÜR MEDIATOREN/INNEN –

Systemische Haltung, Methoden in Mediationsprozessen II

Trainerin: Marlies Lenglachner
Termin: 28. und 29. November 2005, Wien

WIRTSCHAFTSMEDIATION

Wirtschaftsmediation spezial – Modul 1

Trainer: Dr. Gerhard Falk
Termin 2. und 3. Dezember 2005, Hinterbrühl

MEDIATION UND KONSENSORIENTIERTES VERHANDELN I und II

Seminarreihe für KonzipientInnen, die sich nach dem 1. Juli 2005
eintragen lassen möchten.

Feldkirch

Teil I: 16. und 17. September 2005

Innsbruck

Teil I: 2. und 3. September 2005

Teil II: 28. und 29. Oktober 2005

(Reservetermin – wird bei Bedarf in Innsbruck eingeschoben):

Teil I: 4. und 5. November 2005

Teil I oder II: 9. und 10. Dezember 2005

Oberösterreich

Genauer Ort wird noch bekannt gegeben.

Teil I: 11. und 12. November 2005

Salzburg

Genauer Ort wird noch bekannt gegeben.

Teil II: 25. und 26. November 2005

Graz

Teil I: 30. September und 1. Oktober 2005
18. und 19. November 2005
Teil II: 21. und 22. Oktober 2005
(Reservetermin – wird bei Bedarf in Graz eingeschoben):
2. und 3. Dezember 2005 als Teil I oder II
Wien

Teil I: 9. und 10. September 2005
30. September und 1. Oktober 2005
11. und 12. November 2005
Teil II: 7. und 8. Oktober 2005
4. und 5. November 2005
25. und 26. November 2005

Weitere Informationen und Anmeldung im AVM-Büro oder auf un-
serer website!
AVM Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives Ver-
handeln
1010 Wien, Tuchlauben 12
Tel.: 01/513 12 01, Fax: 01/513 12 05
E-Mail: office@avm.co.at
website: www.avm.co.at

Gassauer-Fleissner/Grave
Stiftungsrecht
Privatstiftungsgesetz, Bundes-Stiftungs- und Fonds-
gesetz sowie Landes-Stiftungs-und Fondsgesetze

Mit der Gründung von bisher
etwa 2400 Privatstiftungen
wurden die Erwartungen der
Initiatoren des Gesetzes aus
dem Jahre 1993 weit über-
troffen. Es ist daher der Zeit-
punkt gekommen, den betei-
ligten Verkehrskreisen eine
Zusammenstellung der ein-
schlägigen Normen, der bis-
her ergangenen Judikatur und
sonstiger Quellen an die Hand

zu geben. Bei allem Zuspruch, den das Privat-
stiftungsgesetz gefunden hat, darf jedoch die Be-
deutung des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes
sowie der Landes-Stiftungs- und Fondsgesetze
nicht außer Acht gelassen werden. Zum Teil be-
stehen seit vielen Jahrzehnten mehrere hundert
Bundes-Stiftungen und -Fonds. Aus diesen Gründen
sind neben dem PSG auch das BStFG sowie die
Landes-Stiftungs- und Fondsgesetze aller neun
Bundesländer in das Werk aufgenommen worden.

2005. XXIV, 324 Seiten. Geb. EUR 69,–
ISBN 3-214-00291-0
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Änderungen der Liste

Wien

Beschlüsse

Der Ausschuss der RechtsanwaltskammerWien hat nachstehenden
Beschluss gefasst: Herrn Dr. Christoph Müller-Hartburg, Rechtsan-
walt in 1030 Wien, Am Heumarkt 7, wird gemäß § 21a Abs 2
RAO die Ausübung der Rechtsanwaltschaft untersagt.

Die mittlerweilige Stellvertretung Dris. Spitzy bleibt aufrecht.

Der Ausschuss der RechtsanwaltskammerWien hat nachstehenden
Beschluss gefasst:

Die über Herrn Dr. Christoph Müller-Hartburg, Rechtsanwalt in
1030 Wien, Am Heumarkt 7, gemäß § 21a Abs 2 RAO ausge-
sprochene Untersagung der Ausübung der Rechtsanwaltschaft
wird a u f g e h o b e n .

Die vom Disziplinarrat der Rechtsanwaltskammer Wien mit Be-
schluss zu D 92/96 ua vom 4. 5. 2000 verhängte und zuletzt
am 15. 2. 2005 gemäß § 19 Abs 4 DSt verlängerte einstweilige

Maßnahme der vorläufigen Untersagung der Ausübung der
Rechtsanwaltschaft und die damit verbundene Bestellung des Herrn
Dr. Wolfgang Spitzy, Rechtsanwalt in 1030 Wien, Weyrgasse 8,
als mittlerweiliger Stellvertreter für Herrn Dr. Christoph Müller-Hart-
burg, Rechtsanwalt in 1030 Wien (GZ 4289/96), ist weiterhin
aufrecht.

Amtliche Mitteilungen

RECHTaktuell
Das Neueste für Studium und Ausbildung

Jabornegg/Resch/Strasser
Arbeitsrecht
2. Auflage

Dieses Buch bietet eine knapp gehaltene und leicht verständliche Aufbereitung
des österreichischen Individualarbeitsrechts und des kollektiven Arbeitsrechts.
Sowohl Studierende als auch arbeitsrechtliche Praktiker finden hier eine syste-
matische Darstellung des Arbeitsrechts, die sich auf die wesentlichen weiter-
führenden Hinweise in Judikatur und Lehre konzentriert. In dieser 2. Auflage sind
die aktuellsten Entwicklungen in der EuGH- und OGH-Rechtsprechung berück-
sichtigt, das neue Gleichbehandlungsrecht und die Elternteilzeit sind eingearbeitet.

2. Auflage 2005. XX II, 404 Seiten. Br. EUR 48,50
HS-Preis für Studierende EUR 38,80
ISBN 3-214-07573-X

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

X
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Vollversammlung der
Rechtsanwaltskammer NÖ
vom 12. 5. 2005
Die ordentliche Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich fand am 12. 5. 2005 im Festsaal der Wiener Neu-
städter Sparkasse statt. Bei der Vollversammlung waren 76 von
371 eingetragenen Rechtsanwälten anwesend.
Der Präsident gedenkt der seit der letzten Vollversammlung verstor-
benen Mitglieder.
Einstimmig beschlossen wurden die Leistungsordnung Teil A, B und
C für 2006, die Beitragsordnung für 2006 und die Umlagenord-
nung Teil A, B und C für 2006 sowie die Neufassung der Satzung
der Versorgungseinrichtung Teil B (Zusatzpension) – siehe Kundma-
chungen auf www.rechtsanwaelte.at.
Entsprechend dem Wahlvorschlag wurde gewählt Herr Jörg Beirer
zum Präsidenten der Rechtsanwaltskammer NÖ, zu Ausschussmit-
gliedern wurden gewählt die Herren Dr. Anton Bauer, Dr. Rudolf
Beck, Dr. Werner Stolarz und Dr. Viktor Strebinger.
Zur Präsidentin des Disziplinarrates wurde gewählt Frau Dr. Heide
Strauss.
Zu Mitgliedern des Disziplinarrates wurden gewählt Dr. Franz Am-
ler, Dr. Alois Autherith, Dr. Gunther Bast, Dr. Leopold Boyer,
Dr. Friedrich Bubla, Mag. Gerald Gerstacker, Dr. Herbert Handl,
Dr. Gernot Kerschhackel, Dr. Reinhart Kolarz, Dr. Oswin Lukesch,
Dr. Gerda Mahler-Hutter, Mag. Franz Müller, Dr. Karl Prisching,
Dr. Wolfgang Raming, Dr. Josef Sailer, Dr. Hansjörg Schachner,
Dr. Martin Schober, Dr. Walter Schuhmeister, Dr. Reinhard Schus-
ter, Dr. Andreas Wippel.
Zum Kammeranwalt wurde gewählt Dr. Hans Kaska und zu dessen
Stellvertretern die Herren Dr. Peter Eigenthaler und Dr. Ferdinand
Weber.
Zu Prüfungskommissären für Richteramtsprüfungen wurden ge-
wählt Dr. Gottfried Forsthuber, Dr. Herwig Hammerer, Dr. Anton
Hintermeier, Dr. Reinhold Kloiber, Dr. Wolfgang Schimek, Dr. Ga-
briele Schubert, Dr. Michael Schwarz und Dr. Wolfgang Strasser.
Einstimmig angenommen wurden der Rechnungsabschluss 2004
und der Voranschlag 2006. Der Rechnungsprüfer Dr. Anton Hinter-
meier hat berichtet, dass die Buchhaltung ordnungsgemäß und die
Verwaltung sparsam im Berichtszeitraum 2004 geführt wurden. Es
wurde dem Ausschuss daher einstimmig über Antrag des Rech-
nungsprüfers die Entlastung erteilt.
Im Anschluss an die Vollversammlung lud die Wiener Neustädter
Sparkasse die anwesenden Kollegen zu einem Buffet ein.
Das Protokoll der ordentlichen Vollversammlung vom 12. 5. 2005
liegt in der Kammerkanzlei zur Einsicht auf.

RA Dr. Jörg Beirer,
Präsident der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich

Ordentliche Plenarversamm-
lung der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer vom
9. 5. 2005

Vor der Plenarversammlung hielt Herr Mag. Alfred Tanczos, Richter
des LG für ZRS Graz, einen Vortrag zum Thema „Einfluss der jüngs-
ten Zivilverfahrensnovelle auf den Verhandlungsgang bei Gericht“
und erläuterte die wesentlichen Punkte des Gesetzes. Hiezu gab es
verschiedene Wortmeldungen.

Die Tätigkeitsberichte des Herrn Präsidenten Dr. Guido Held, der
Bericht über die AHR Europa des Vizepräsidenten Dr. Hans Radl
und die Berichte des Herrn Vizepräsidenten des Disziplinarrates
Dr. Helmut Klement, des Herrn Kammeranwaltes Dr. Guido Lind-
ner, des Herrn Dr. Walter Kreissl über die Verfahrenshilfe sowie
der Geschäftsbericht des Herrn Präsidenten Dr. Guido Held wur-
den zustimmend zur Kenntnis genommen.

Kammerkassier Dr. Guido Held erstattet den Bericht über die Kam-
merrechnung 2004 und über die Gebarung der Versorgungsein-
richtung. Die Genehmigung und die Entlastung für die Kammer-
rechnung und Gebarung der Versorgungseinrichtung 2004 wer-
den dem Kammerkassier einstimmig erteilt.

Die Mindestentlohnung und Berufsausbildung von Rechtsanwalts-

anwärtern/innen – §§ 32, 36 RL-BA – wurde in der Sitzung des

Ausschusses vom 19. 4. 2005 beschlossen und von der PV zustim-
mend zur Kenntnis genommen:

1. Der Beschluss des Ausschusses vom 31. 10.
2000 über die Mindestentlohnung für
Rechtsanwaltsanwärter/innen wird wie folgt
geändert:
* Die Mindestentlohnung für Rechtsanwaltsanwärter/innen mit klei-

ner Legitimationsurkunde beträgt beginnend ab 1. Juli 2005 mo-

natlich brutto E 1.598,80 E 1.700,– 14-mal jährlich;
* Die Mindestentlohnung für Rechtsanwaltsanwärter/innen mit gro-

ßer Legitimationsurkunde gem § 15, Abs 2 RAO beträgt begin-

nend ab 1. Juli 2005 monatlich brutto E 1.744,14 E 1.900,–

14-mal jährlich.

(Die übrigen Bestimmungen des Beschlusses des Ausschusses der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer vom 31. 10. 2002 mit fol-
gendem Wortlaut bleiben unverändert aufrecht:
* „Diese Richtlinie hat auch für bereits bestehende Dienstverhält-

nisse Gültigkeit.
* Die Ersteintragung eines/r Rechtsanwaltsanwärters/in wird von

der Vorlage einer vom RA und RAA unterfertigten Erklärung ab-

Berichte
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hängig gemacht, wonach das vereinbarte monatliche Entgelt zu-

mindest der obbezeichneten Mindestentlohnung entspricht.
* Der RAA hat für ihm aufgetragene Dienstfahrten Anspruch auf üb-

lichen Spesenersatz [Kilometergeld sowie Diäten] analog der Re-

gelung der Reisegebührenvorschriften des Bundes.“)

2. Prüfungsurlaub

Der Rechtsanwalt hat den/die bei ihm in praktischer Verwendung
gem § 2 RAO stehenden Rechtsanwaltsanwärter/in,
ohne Anrechnung auf dessen/deren gesetzlichen Urlaubsan-
spruch einerseits an den Tagen seiner/ihrer mündlichen und schrift-
lichen Rechtsanwaltsprüfung sowie andererseits ab dem Tag, der
auf die erste schriftliche Prüfung folgt bis zu dem Tage vor Beginn
der mündlichen Prüfung (höchstens jedoch für die Dauer von 14
Kalendertagen) vom Dienst frei zu stellen;
weiters in Anrechnung auf dessen/deren gesetzlichen Urlaubsan-
spruch dem/der Rechtsanwaltsanwärter/in über dessen/deren
schriftliches Verlangen sog. „Prüfungsurlaub“ zu gewähren, und
zwar unmittelbar vor Beginn der mündlichen Rechtsanwaltsprüfung
für die Dauer von maximal 3 zusammenhängenden Wochen und
überdies nur soweit zu Gunsten des/der Rechtsanwaltsanwärter/
in noch nicht verbrauchte Urlaubsansprüche bestehen;
der/die Rechtsanwaltsanwärter/in hat den Dienstgeber (Rechtsan-
walt/in) jeweils unverzüglich schriftlich von dem vorangekündigten
und in weiterer Folge bescheidmäßig bekannt gegebenen Prü-
fungstermin unter Anschluss der diesbezüglichen Entscheidung in
Kenntnis zu setzen.

3. Ausbildungsveranstaltungen

Der/Die Rechtsanwalt/in soll dem/der bei ihm in praktischer Ver-
wendung gem § 2 RAO stehenden Rechtsanwaltsanwärter/in
ohne Anrechnung auf dessen/deren gesetzlichen Urlaubsan-
spruch die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen im Rahmen
der AWAK – bzw AVM-Seminare – im Sprengel der Steiermärki-
schen Rechtsanwaltskammer im Ausmaße von je 12 Ausbildungs-
halbtagen je Dienstjahr ermöglichen und die mit der Teilnahme
an diesen Ausbildungsveranstaltungen verbundenen Teilnahmege-
bühren tragen.
Die terminliche Fixierung sowie Auswahl der Veranstaltungen ob-
liegt dem/der Rechtsanwalt/in nach Rücksprache mit dem/der
Rechtsanwaltsanwärter/in.

Wahlen

Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden folgende Kollegen in-
folge Ablaufs der Funktionsperiode zu Mitglieder des Disziplinar-
rates wiedergewählt: Dr. Rudolf Hammer, Dr. Christoph Orgler,
Dr. Martin Piaty und Dr. Alois Siegl.
Präsident Dr. Held dankt den Kolleginnen und Kollegen für ihre An-
wesenheit und allen Funktionären für ihre effiziente höchst ver-

dienstvolle Tätigkeit und ladet – auch im Namen der Schoeller
Bank – zu einem Buffet ein.

RA Dr. Guido Held,
Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

Die neue Sicherheits-
verwaltung und
ausgewählte Materien

Vortragender Dr. Theodor Thanner

Die Sicherheitsverwaltung wird neu organisiert, ab 1. 1. 2005 tritt
das neue SicherheitspolizeiG und ab 1. 7. 2005 tritt die gesamte
Aufbauorganisation der „Polizei-neu“ in Kraft. Wer ist wofür zu-
ständig, wie ist der zeitliche Ablauf und was war der Zweck für
die wohl größte Reform von gewachsenen Verwaltungsstrukturen
in den letzten hundert Jahren? „Fast 30.000 Menschen sind betrof-
fen!“ (Thanner)
Mit all diesen und noch zusätzlichen hochbrisanten Fragen zum
Fremdenrechtspaket (Asylgesetz) und zum Staatsbürgerschafts-
recht wurde der profunde Kenner dieser Verwaltungsmaterien kon-
frontiert.

Thanner hatte als Leiter der Präsidialsektion (Sektion I, Ressourcen –
Personal und Finanzen) im BMI nicht nur Personalhoheit über mehr
als 20.000 Beamte (in Exekutive und Verwaltung), sondern war
auch maßgeblich für die Umsetzung des Reformprojektes
„Team04“ zuständig. Danach, als Leiter der Rechtssektion, war
Thanner maßgeblich an der Entstehung des neuen SPG (aktueller
„Kommentar zum SPG“ Thanner/Vogel wurde am 31. 5. 2005
von BM Liese Prokop präsentiert; NWV) und des AsylG beteiligt;
die Seminarteilnehmer aus dem Stand der Rechtsanwaltsanwärter
und Rechtsanwälte waren von der Kompetenz des Vortragenden
begeistert.

„An Aktualität ist dieses Seminar wohl kaum zu überbieten, jeder
von uns wird in seinem Berufsleben oder auch privat mit der neuen
Struktur der Exekutive, aber auch mit den Problematiken des Asyl-
wesens und des Fremdenrechts konfrontiert sein. Wir sind bei den
ersten, die sich dieser Thematik annehmen, andere Landesver-
bände haben bereits Interesse signalisiert“, so Hörl, Vorstand, Ver-
band der Rechtsanwaltsanwärter.

„Die Tatsache, dass man als Opfer eines Einbruchs zB nicht mehr
vom Polizeiposten in die Bundespolizeidirektion zur Kriminalabtei-
lung geschickt wird, sondern direkt bei jedem Exekutivorgan ,be-
handelt

,

wird, ist nur eine der vielen Auswirkungen des neuen SPG,
eine spannende Materie, mit der man sich in der nächsten Zeit be-
schäftigen muss!“ (Hörl)

Berichte
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Dr. Theodor Thanner spendete großzügigerweise sein gesamtes
Honorar dem Österreichischen Integrationsfonds (ÖIF).

Die Salzburger Sparkasse Bank AG hat die Veranstaltung mit ei-
nem Buffet gesponsert.

Die Seminarunterlage (60 Seiten) kann per Fax (unbedingt E-Mail-
Adresse angeben!) angefordert werden:

zHd Dr. Johannes Hörl, Vorstand „Verband der Salzburger Rechts-
anwaltsanwärter“,

pA DLA WEISS-TESSBACH RAe GmbH, Franz-Josef-Kai 1, 5020
Salzburg,

Fax: (0662) 843 288/5020.

(von links:) Dr. Johannes Hörl (Vorstand), Dr. Theodor Thanner (Vortragen-
der), Mag. Christine Berger und Dr. Mariella Stubhann, beide Vorstandsmit-

glieder des Verbands der Salzburger Rechtsanwaltsanwärter

32. DACH-Tagung in Zürich
Nach nunmehr 15 Jahren lud der Vorstand der DACH seine Mit-
glieder vom 19. bis 21. 5. 2005 erneut in die Bankenstadt Zürich
ein, wo im Hotel Marriott zum Thema der „Sicherung von Forderun-
gen“ Länderberichte aus Deutschland, der Schweiz, Österreich,
den Niederlanden, Spanien, Italien und Polen von Kolleginnen
und Kollegen gegeben wurden. Knapp 90 Teilnehmer fanden sich
am 19. 5. 2005 zum traditionellen Begrüßungsabendessen im
Rainbowroom des Tagungshotels ein.

Die Referate wurden am folgenden Freitag sowie dann Samstag-
vormittag gehalten. Frau Rechtsanwältin Brigitte Umbach-Spahn,
Zürich, berichtete als erste aus dem Tagungsland Schweiz über
die dortigen Sicherungsinstitute. Als mit dem Konkurs der Swissair

befasste Rechtsanwältin einer renommierten Zürcher Kanzlei be-
richtete sie nicht nur einen sehr anschaulichen aktuellen Fall über
das Schicksal eines Faustpfandrechts an einem Flugsimulator unter
Beteiligung eines US-amerikanischen Leasinggebers und einer ita-
lienischen Bank, sondern gab auch einen guten Überblick über
sonstige Sicherungsinstitute der Schweiz.

Im zweiten Vormittagsreferat stellte Herr Rechtsanwalt Dr. Max
Wieland, München, schwerpunktmäßig die gebräuchlichste, weil
im Gegensatz zur Schweiz, Italien und Spanien keiner Registrie-
rungspflicht unterliegenden Lieferantensicherheit sowie den Ei-
gentumsvorbehalt in seinen in Deutschland sehr weitreichenden
Erscheinungsformen dar. Äußerst übersichtlich wurde in einem wei-
teren herausgegriffenen Schwerpunkt das Institut des sog Poolver-
trages zur Begründung einer Sicherheiten-Verwertungsgemein-
schaft im Insolvenzfall mit einem Vertragsmuster sowie die damit
zusammenhängenden umsatzsteuerrechtlichen Probleme erläutert.

Nach der Mittagspause widmete sich Herr Rechtsanwalt Dr. Lothar
Giesinger, Feldkirch, den in Österreich gängigen Sicherungsmit-
teln wie Garantie, Bürgschaft und Schuldbeitritt. Nach der Darstel-
lung des Pfandrechtes an beweglichen und unbeweglichen Sachen
ging der Referent sehr ausführlich auf die Besonderheiten des öster-
reichischen Eigentumsvorbehalts und der Sicherungsabtretung ein.

Den spanischen Sicherungsinstituten widmete sich Herr Rechtsan-
walt Dr. Oliver Helfrich, Madrid, wobei er insbesondere auf die Re-
gistrierungspflicht des Eigentumsvorbehalts einging. Von nicht nur
unterhaltsamemWert waren seine auf ausländische Exporteure zu-
geschnittenen Fallbeispiele mit Besonderheiten zur grenzüber-
schreitenden Vereinbarung von AGB.

Das letzte Freitagsreferat war dem holländischen Recht der Forde-
rungssicherung gewidmet.

Frau Rechtsanwältin Birgitt de Boer-Kühn, Amsterdam, wies ganz
besonders auf länderspezifische Besonderheiten bei der Verwer-
tung von Sicherheiten hin. Sie gab neben einer allgemeinen Über-
sicht zu einzelnen Sicherungsformen auch wertvolle Hinweise zu
Besonderheiten der Vertragsgestaltung.

Der Samstag war den Berichten für die Länder Italien und Polen vor-
behalten. Frau Rechtsanwältin Susanne Hein, Mailand, zeigte die
in Italien besonders strengen Publizitätserfordernisse für die Wirk-
samkeit des Eigentumsvorbehaltes gegenüber Dritten auf und er-
streckte die Fallbeispiele auf sehr anschauliche IPR-Fälle. Wie bei
solchen Tagungen durchaus auch erwünscht, lernten die Teilneh-
mer auch einiges „Neues“ kennen, wie zB die Möglichkeit einer
Hypothekenbestellung an einem Kraftfahrzeug in Italien oder, um
nun zum polnischen Referat zu kommen, der dortigen Möglichkeit
der privatrechtlichen Schaffung eines Vollstreckungstitels durch
Bankinstitute. Hierauf ging Herr Rechtsanwalt Prof. Dr. hab.
Andrzej Kubas, Krakau, ein, freilich ein noch bestehendes Relikt
aus der Zeit des Kommunismus sowie die Problematik der Kollision
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mit EU-Regelungen. Interessant waren seine Ausführungen zu Be-
sonderheiten der Sicherungsverfügungen von Ehegatten.

Für den Freitagabend lud der Vorstand die Teilnehmer zunächst zu
einer Führung durch die Masoala-Halle des Zürcher Zoos ein, ei-
nem in Europa völlig einzigartigen Objekt der authentischen Dar-
stellung des Regenwaldes von Madagaskar. Nach dem einstündi-
gen, äußerst informativen, aber auch sehr schwül-warmen Tête-à-
tête mit Flora und Fauna der subtropischen Insel fand das Abendes-
sen statt im eigens für die DACH umdekorierten Restaurant neben-
an. Als Ehrengast gesellte sich Herr Dr. Rainer Klopfer, Präsident
des Obergerichts des Kantons Zürich, zur Runde.

Am Samstagvormittag fand nach dem fachlichen Teil die 18. Mit-
gliederversammlung der DACH statt. Neben dem üblichen Vereins-
und Kassenbericht und Entlastung des Vorstandes für 2004 fanden
die Vorstandswahlen statt.

Auf Empfehlung des Vorstandes wurde der nun fünf Jahre als Präsi-
dent und insgesamt 16 Jahre im Vorstand der DACH tätige Verfas-
ser dieses Berichts, Herr Rechtsanwalt Dr. Peter Wieland, Mün-
chen, der nicht mehr für eine Wiederwahl kandidiert hatte, abge-
löst. Einstimmig erfolgte dieWahl von Herrn Rechtsanwalt Dr. Peter
Zimmermann, Düsseldorf, zum neuen Präsidenten der DACH.
Ebenfalls abgelöst wurde der nicht mehr kandidierende und eben-
falls seit 16 Jahren im Amt befindliche Schatzmeister der DACH,
Herr Rechtsanwalt Dr. Norbert Seeger, Vaduz, durch Herrn Rechts-
anwalt Dr. Alexander Ospelt, Schaan. Somit verbleibt die Kassen-
hoheit der DACH weiterhin im Fürstentum Liechtenstein. Die bishe-
rige Vizepräsidentin, Frau Rechtsanwältin Dr. Susanne Hüppi, Zü-
rich, sowie der Schriftführer, Herr Rechtsanwalt Dr. Hubert Kinz,
Bregenz, wurden für eine weitere Amtsperiode bestätigt, und zwar
ebenfalls einstimmig. Die anwesenden Mitglieder und die beiden
neu gewählten Vorstände dankten den beiden ausgeschiedenen
Vorständen für ihre ausdauernde und kontinuierliche Arbeit. Ge-
dacht wurde auch dem 1999 verstorbenen Erstpräsidenten, Herrn
Rechtsanwalt Prof. Dr. Walter Schuppich, Wien, der vielen mit sei-
ner unverwechselbar vorbildlichen Art noch sehr lange in Erinne-
rung bleiben wird. Dem in der Mitgliederversammlung anwesen-
den und 2003 ausgeschiedenen langjährigen Vizepräsidenten
der DACH, Herrn Rechtsanwalt Dr. Max Oesch, Zürich, gebührte
ebenfalls ein langer Applaus für seine effiziente Aufbauarbeit.

An dieser Stelle möchte ich mich – den Wechsel in die sprachliche
„Ich-Form“ möge man mir nachsehen – wirklich von ganzem Her-

zen bedanken bei allen DACH-Mitgliedern, die durch ihre Teil-
nahme an unseren jährlich zweimal stattfindenden Tagungen in
verschiedenen Städten im Herzen Europas zum eigentlichen „Er-
folg“ der DACH einen ganz maßgeblichen Beitrag geleistet haben
und hoffentlich weiterhin leisten werden. Ein ganz besonderer
Dank gilt weiterhin den vielen Kolleginnen und Kollegen aus ver-
schiedenen Ländern, die fachlich sowie wissenschaftlich mit insge-
samt weit mehr als 250 Beiträgen „unsere DACH-Tagungen“ zu ei-
ner Institution in der Anwaltschaft gemacht haben. Unterstützung
erfuhr die DACH insbesondere auch seit der Gründung im Jahre
1989 durch die vielen Kolleginnen und Kollegen im Deutschen An-
waltsverein und der Bundesrechtsanwaltskammer, dem Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag sowie dem Schweizerischen
und auch Liechtensteinischen Anwaltsverband, die uns tatkräftig
unterstützt und beraten haben. Die Fachpublikationen dieser gro-
ßen Organisationen druckten regelmäßig unsere Tagungsberichte
ab, so dass wir in den vielen Jahren auch immer wieder neue Mit-
glieder werben konnten. Nicht zuletzt möchte ich auch meiner Ehe-
frau, Frau Rechtsanwältin Petra Heck-Wieland, ganz herzlich für
die treue Verbundenheit bei unserer oftmals „gemeinsamen“ ehren-
amtlichen Tätigkeit im Dienste der DACH danken.

Viele sind uns treu geblieben; die DACH versteht sich nicht nur als
Fachforum. Viele Mitglieder kommen fast regelmäßig zu unseren
Tagungen. Es sind neue Freundschaften entstanden sowie auch ein-
zelne wie dauerhafte Mandatsbeziehungen begründet und vermit-
telt worden.Wen wundert es daher, wenn sich unsere langjährigen
Tagungsteilnehmer als „Familie“ sehen. Ich bin mir sicher, dass das
mit dem neu zusammengesetzten Vorstandsteam auch so bleiben
wird.

Die nächste 33. DACH-Tagung findet statt in Düsseldorf im neuen
Hotel InterConti an der Königsallee vom 29. 9. bis 1. 10. 2005
mit dem Thema „Errichtung einer Zweigniederlassung im Aus-
land“.

Informationen über die DACH erhalten Sie bei der Mitgliederver-
waltung, c/o Frau Rechtsanwältin Dr. Susanne Hüppi, Klosbach-
str. 110, CH-8032 Zürich, Telefon: (0041) 1 –252 66 88 oder
im Internet unter www.dach-ra.de.

Dr. Peter Wieland,
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht, München

Berichte
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Anwaltstag 2005
in Innsbruck
Vom 6. bis 8. 10. 2005 findet der Anwaltstag in Tirol statt. Ta-
gungsort ist das Hotel Grauer Bär, das sich in unmittelbarer Nähe
der Innsbrucker Altstadt und den weiteren Veranstaltungsorten be-
findet.
Präsidentenratssitzung, Arbeitskreise, Vertreterversammlung, Ta-
gung der Disziplinarratspräsidenten werden in den für Veranstal-
tungen, Seminare und Bankett ausgestatteten Räumlichkeiten des
Hotels abgehalten. Ein Lageplan und nähere Informationen können
unter www.anwaltstag.at abgerufen werden.
Zur festlichen Eröffnung laden der Österreichische Rechtsanwalts-
kammertag und die Tiroler Rechtsanwaltskammer am Freitag in
die Kaiserliche Hofburg in Innsbruck, die mit Schloss Schönbrunn
und der Hofburg in Wien zu den drei kulturell bedeutendsten Bau-
werken Österreichs zählt, ein. Die Wiltener Sängerknaben, ausge-
bildet im Stift Wilten, sorgen für die musikalische Untermalung. Im
Riesensaal wird nach den Eröffnungsreden Mag. Othmar Karas,
Mitglied des Europäischen Parlaments, seinen Festvortrag zum
Thema „Dienstleistungsrichtlinie“ halten. Das Mittagsbuffet wird
im angrenzenden Gardesaal serviert.
Am Samstag werden die Ergebnisse der Sitzungen der Arbeits-
kreise der Öffentlichkeit präsentiert.

Elisabeth Sandbichler,
Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit Tiroler RAK

Programm Anwaltstag 6. bis 8. Oktober 2005

Donnerstag, 6. 10. 2005

13.30 Uhr: ÖRAK-Präsidentenratssitzung

Konferenzraum, Hotel Grauer Bär (6020 Innsbruck, Universitäts-
straße 5–7)
17.00 Uhr: Impulsreferate Anwaltstag

Konferenzraum, Hotel Grauer Bär (6020 Innsbruck, Universitäts-
straße 5–7)
Arbeitskreis 1: Sammelklage – Massenverfahren
Arbeitskreis 2: Universitätsausbildung für Juristen
Referat zu den Entscheidungen der Disziplinarräte zur neuen Wer-
berichtlinie seit 1999

Freitag, 7. 10. 2005

9.00 Uhr: Festliche Eröffnung

Kaiserliche Hofburg, Riesensaal (6020 Innsbruck, Rennweg 1, in
unmittelbarer Nähe zum Hotel Grauer Bär)
Musikalische Umrahmung: Wiltener Sängerknaben
Begrüßung durch den Präsidenten der Tiroler Rechtsanwaltskam-
mer Dr. Georg Santer
Grußadressen durch den Tiroler Landeshauptmann
DDr. Herwig van Staa (angefragt)

Grußadressen durch die Bürgermeisterin der Stadt Innsbruck
Frau Hilde Zach (angefragt)
Eröffnung durch den Präsidenten des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages Dr. Gerhard Benn-Ibler
BM für Justiz Mag. Karin Miklautsch (angefragt)
Festvortrag vonMag. Othmar Karas MBL-HSG zum Thema „Dienst-
leistungsrichtlinie und Binnenmarkt“
12.00 Uhr: Mittagessen in der Hofburg (Stehbuffet)
13.30 Uhr: ÖRAK-Vertreterversammlung

Konferenzraum, Hotel Grauer Bär
Tagung der Präsidenten der Disziplinarräte

Konferenzraum, Hotel Grauer Bär
15.30 Uhr: Arbeitskreise des Anwaltstages

Konferenzräume, Hotel Grauer Bär
19.30 Uhr: Festlicher Abend

Dinner im Ballsaal des Hilton Innsbruck (6020 Innsbruck, Salurner
Straße 15)

Samstag, 8. 10. 2005

8.30 Uhr: Präsentation der Ergebnisse der Arbeitskreise für die

Medien

(Tiroler Rechtsanwaltskammer, 6020 Innsbruck, Meraner Straße
3/III)

Geplante Beginnzeiten, Änderungen vorbehalten

Rechtsakademie, Universität
Salzburg
Seminarvorschau Wintersemester 2005/06

16. 9. 2005 Symposion „Abschlussprüfer“, o. Univ.-Prof. RA Dr.
Friedrich Harrer eh., Univ.-Prof. Dr. Michael Gruber eh.
30. 9. 2005 Vergaberecht Dr. Michael Fruhmann
21. 10. 2005 Das neue Kartellrecht (ganztägig) O. Univ.-Prof. Dr.
Wolfgang Schuhmacher, Univ.-Prof. DDr. Thomas Eilmansberger
(Referententeam)
4. 11. 2005 Zivilrecht Update: Schadenersatzrecht O. Univ.-Prof.
RA Dr. Friedrich Harrer
11. 11. 2005 Insolvenzen mit grenzüberschreitenden Sachverhal-
ten RA Dr. Wolfgang Kleibel
18. 11. 2005 Gewerberecht/Anlagenrecht Univ.-Ass. Dr. Roland
Winkler
25. 11. 2005 Wohnungseigentumsrecht aktuell Univ.-Prof. Dr.
Helmut Böhm
2. 12. 2005 Bankgarantie Univ.-Prof. Dr. Peter Mader
13. 1. 2006 Zivilrecht Update: Erbrecht Univ.-Ass. Dr. Renate
Pletzer
20. 1. 2006 Amtshaftung Univ.-Prof. Dr. Peter Mader
27. 1. 2006 GmbH-Recht aktuell Ass.-Prof. Dr. Martin Auer

Veranstaltungen
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10. Österreichische
Umweltrechtstage –

Jubiläumsveranstaltung

Generalthema:
Umweltrecht als Standortfaktor

14. und 15. 9. 2005, Linz, Johannes Kepler Universität

Leitung: Univ.-Prof. Dr. Ferdinand Kerschner, o. Univ.-Prof. Dr. Bern-
hard Raschauer

Inhalt der Veranstaltung:

Die 10. Österreichischen Umweltrechtstage gehen als General-
thema der Frage nach, ob und inwieweit die konkreten umwelt-
rechtlichen Rahmenbedingungen (maßgeblicher) Standortfaktor
für Unternehmen sind. BM DI Pröll wird sich in seinem Festvortrag
dieser Frage widmen. Im zweiten Festvortrag wird die GA des
EuGH Dr. Stix-Hackl auf die „Trends im Europäischen Umweltrecht
– insbesondere im Hinblick auf die Europäischen Umweltschutz-
prinzipien“ – eingehen.

Der weiteren Vertiefung des Generalthemas dienen eine hochkarä-
tig besetzte Podiumsdiskussion sowie mehrere Vorträge zum neuen
UVP-Gesetz („UVP – Parteistellung und Öffentlichkeitsbeteiligung“,
„UVP – Parteistellung aus der Sicht des NGOs“ und „UVP bei Ver-
kehrsanlagen“) sowie zu „Verkehrsimmissionen und Maßnahmen
nach dem Immissionsschutzgesetz-Luft“ (ua zur Feinstaubbelas-
tung, aus fachlicher und aus rechtlicher Sicht).

Am zweiten Tag wird umfassend über die aktuellsten Entwicklun-
gen im Umweltrecht (Europarecht, öffentliches Recht im Allgemei-
nen und Wasserrecht im Besonderen, Umweltprivatrecht) infor-
miert.

Erstmals wird im Rahmen der 10. Österreichischen Umweltrechts-
tage der Österreichische Umwelt- und Technikrechtspreis verge-
ben.

Information: Institut für Umweltrecht, Universität Linz, Telefon:
(0732) 2468-5753 und 5754, Fax (0732) 2468-5750, E-Mail:
iur@jku.at und Österreichischer Wasser- und Abfallwirtschaftsver-
band, Telefon: (01) 535 57 20-78, Fax (01) 535 40 64.

Preis: E 355,–/E 425,– (Mitglieder/Nichtmitglieder, jeweils
+ 20% USt).

Anmeldung: mittels Anmeldekarte an die GWAW, A-1010 Wien,
Marc-Aurel-Straße 5.

Veranstaltungen

Doralt/Kalss
Franz Klein – Vorreiter des
modernen Aktien- und
GmbH-Rechts

Der vorliegende Tagungsband
bildet das Ergebnis eines im
Herbst 2004 stattgefunde-
nen Symposiums, welches
eine interdisziplinäre Ausei-
nandersetzung zum aktuellen
Aktien- und GmbH-Recht in
Fortführung der Ideen und An-
regungen von Franz Klein
zum Gegenstand hatte. Anlass
dieser Tagung war die hun-
dertste Wiederkehr des wohl

berühmtesten Vortrags von Franz Klein über
„Entwicklung und Verfassung im Recht der Aktien-
gesellschaft“, den er im Februar 1904 vor der
Wiener Juristischen Gesellschaft gehalten hat.
Die Autoren zeichnen nicht nur den Werdegang und
die historischen Arbeiten Franz Kleins im Gesell-
schafts- und Wirtschaftsrecht nach, sondern zei-
gen auch seine Bedeutung für das geltende Recht
und schlagen die Brücke zum aktuellen Gesell-
schaftsrecht und zundessen künftiger Entwicklung.

2005. XVI, 260 Seiten. EUR 59,–
ISBN 3-214-00286-4
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Maria Anna von Ertl’sche
Stiftung
Die Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch im Jahre 2005
Stipendien an Rechtsanwälte, die in diesem Jahr erstmals in die
Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien eingetra-
gen werden.

Rechtsanwälte, welche im Jahre 2005 in die Liste eingetragen wur-
den oder in diesem Jahr (bis zum 31. 12. 2005) eingetragen wer-
den und sich um die Stiftung bewerben wollen, werden eingela-
den, ihre Anträge schriftlich bis spätestens 1. 11. 2005 bei der
Rechtsanwaltskammer Wien einzubringen.

Die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwalts-
kammer Wien im Zeitpunkt der Antragstellung ist nicht Vorausset-
zung für die Antragstellung.

Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftungsbriefes bestimmt:

„Diese Stiftung soll nur angehenden Rechtsanwälten, dh solchen,
bei welchen bereits die Voraussetzungen für die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft in Wien gegeben sind, verliehen werden, wel-
che ferner unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffenheit und christ-

katholischer Religion echte Beweise abstatten und zugleich den
Nachweis der mindestens mit sehr gutem Erfolg abgelegten Rechts-
anwaltsprüfung erbringen.“

Punkt Viertens erster Absatz des Stiftungsbriefes regelt:
„Derjenige, welchem die Stiftung verliehen wird, erhält nach ge-
schehener Flüssigmachung zur Einrichtung seiner Kanzlei sogleich
einen Betrag von öS 150.000,– bar und sohin durch fünf nach-
einander folgende Jahre jedes Jahr öS 60.000,– in halbjährigen,
im nachhinein verfallenden Raten gleichfalls bar als Stiftungsge-
nuss.“

Punkt Fünftens des Stiftungsbriefes bestimmt:
„Die Verleihung der Maria Anna von Ertl’schen Stiftung hat durch
ein aus dem Präsidenten der für Wien zuständigen Rechtsanwalts-
kammer, den beiden Administratoren der Stiftung und zwei vom
Ausschuss der für Wien zuständigen Rechtsanwaltskammer für
den jeweiligen Verleihungsfall abzuordnenden Mitglieder dessel-
ben bestehenden Komitee mittels Beschluss nach absoluter Stim-
menmehrheit zu erfolgen.“

In den Stiftungsbrief kann in der Bibliothek der Rechtsanwaltskam-
mer Wien Einsicht genommen werden.

Nachrichten

RECHTaktuell
Das Neueste zum öffentlichen Recht

Brawenz/Kind/Reindl
Forstgesetz
3. Auflage

Der „Bobek/Plattner/Reindl“ durchforstet und naturverjüngt.
8x wurde das Forstgesetz seit dem Erscheinen der Vorauflage, 1995 herausgegeben
von Bobek/Plattner/Reindl, novelliert. Die Änderungen, insbesondere durch die ForstG-
Novelle 2002, sind tiefgreifend und umfangreich:
• Neuregelung von Rodung, Wiederbewaldung, Schutzwald und Bestellungspflicht • Nach-

haltigkeitsprinzip in der Waldbewirtschaftung • Neuordnung der forstlichen Förderung uvm
Die 3. Auflage zum ForstG berücksichtigt diese Änderungen und enthält auf dem Stand vom 1. 1. 2005:
• ForstG 1975 idF des AgrarrechtsänderungsG 2004 • ausführliche Kommentierung • Übersicht über die
gesamte Rechtsprechung • ausgewählte Durchführungsverordnungen, Nebengesetze und Erlässe

2005. XX, 786 Seiten. Geb. EUR 138,– ISBN 3-214-03444-8

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

341AnwBl 2005/7–8



Ad AnwBl 2005, 273
Als Anwalt mit einem großen Herzen für die Urheber tut es mir ei-
nigermaßen weh, wenn ein Zitat nicht nur unrichtig wiedergege-
ben, sondern auch noch dem Falschen zugeordnet wird – so ge-
schehen in dem Beitrag von Dr. Leopold Veigl auf Seite 273.

Der gute alte JohannWolfgang von Goethe kann sich ja nicht mehr
wehren, aber erstens ist das Zitat, mit dem Dr. Veigl seinen Beitrag

einleitet, vom Herrn Geheimrat (und zwar aus den Zahmen Xenien)
und nicht von Prof. Winkler, und zweitens heißt es nicht „Im Ausle-
gen seid recht frisch und munter, wenn’s nichts zum Auslegen gibt,
dann leget was unter“ (das geht sich ja schon mit dem Rhythmus
nicht aus, beim bloßen Lesen „derstesst“ man sich mindestens zwei
Mal), sondern „Im Auslegen seid frisch und munter! Legt ihr’s nicht
aus, so legt was unter.“

RA Dr. Thomas Höhne

Resonanz

RECHTaktuell
Das Neueste zum Zivilrecht

Leitner
Das Transparenzgebot
Das Transparenzgebot (§ 6 Abs 3 KSchG) verpflichtet den Verwender Allgemeiner
Geschäftsbedingungen, die Rechte und Pflichten seines Vertragspartners klar
und deutlich darzustellen. Die Bestimmung wurde in Umsetzung der Klauselrichtlinie ins
österreichische Recht eingeführt und verfolgt ein bisher unbekanntes Konzept: Der
Schutz vor Übervorteilung erfolgt nicht durch die Angemessenheitskontrolle des AGB-
Inhalts; vielmehr soll der Kunde durch die transparente Klauselgestaltung in die Lage
versetzt werden, Bedeutung und Inhalt des Klauselwerkes zu erfassen, damit er als
selbstverantwortlicher Marktteilnehmer seine Interessen eigenständig wahrnehmen
kann. Das vorliegende Werk stellt das Transparenzgebot des § 6 Abs 3 KSchG umfasend
dar.

Der Autor, Dr. Max Leitner ist Assistent am Institut für Zivilrecht. Seine bisherigen Veröffentlichungen befas-
sen sich mit dem Schuldrecht, insbesondere dem Schadenersatz- und Vertragsrecht. Für seine dem Buch
zugrunde liegende Dissertation erhielt er 2003 den Walther-Kastner-Preis.

2005. XXII, 162 Seiten. Br. EUR 38,– ISBN 3-214-08584-0

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Disziplinarrecht
7996

1. § 28 Abs 2 DSt-Einleitungsbeschluss: keine
Präjudizierung des Disziplinarrates

2. § 15 Abs 2 RAO – nur nach hauptberuflicher
RA-Praxis

1. Durch den Beschluss auf Einleitung eines „Dis-
Strafverfahrens“ tritt keine Präjudizierung des
Disziplinarrates ein. Er legt den Gegenstand des
DisVerfahrens fest und zieht der disziplinären Ver-
folgung – zugunsten des DB – Grenzen, weil ihm
damit nicht nur die Fortführung des DisVerfahrens,
sondern auch dessen Verfahrensgegenstand
eröffnet wird.

2. Wenn die Ausstellung einer „großen LU“ (trotz
Fehlens der RA-Prüfung) beantragt und davon
ausgegangen wird, dass unter der hierfür gefor-
derten 18-monatigen praktischen Verwendung
beim RA eine hauptberufliche zu verstehen sei,
kann dieser Auffassung der belBeh nicht entge-
gengetreten werden, zumal sich der Bf über das
Vorliegen der Voraussetzungen für die Antragstel-
lung der Substitutionsberechtigung vor ihrer Be-
antragung Kenntnis verschaffen hätte können
und müssen.

VfGH 1. 3. 2005, B 1123/04, OBDK 10. 5. 2004, 14 Bkd 15/03

Aus den Entscheidungsgründen:

Zu 1. Der VfGH hat bereits wiederholt dargelegt, dass durch den
Beschluss zur Einleitung eines DisStrafverfahrens keine Präjudizie-
rung des DR eintrete (vgl ua VfSlg 12.962/1992). Seiner Ansicht
nach handelt es sich bei einem Einleitungsbeschluss lediglich um
eine prozessleitende Verfügung, die der Durchführung eines
DisVerfahrens vorauszugehen hat (vgl VfSlg 9425/1982,
10.944/1986, 11.448/1987, 11.608/1988, 12.698/1991,
12.881/1991). Er legt den Gegenstand des DisVerfahrens fest
und zieht der disziplinären Verfolgung – zugunsten des DB –Gren-
zen, weil ihm mit Zustellung des Einleitungsbeschlusses nicht nur
die Fortführung des DisVerfahrens eröffnet wird, sondern auch des-
sen Verfahrensgegenstand. Damit kann sich der DB Klarheit darü-
ber verschaffen, welcher disziplinäre Vorwurf gegen ihn erhoben
wird, wenngleich dadurch eine spätere „Erweiterung“ der Anschul-
digungspunkte nicht ausgeschlossen wird (vgl VfSlg 9425/1982).
Dem Einleitungsbeschluss kommt daher, wie der VfGH im eben zi-

tierten Beschluss erläutert hat, nicht die Funktion einer Anklage-
schrift nach der StPO zu. Dies ist unter dem Aspekt des Art 90
Abs 2 B-VG verfassungsrechtlich unbedenklich, weil es sich bei ei-
nem DisVerfahren nicht um ein Strafverfahren iS dieser Verfas-
sungsbestimmung handelt (vgl VfSlg 12.462/1990).

Zu 2. Die bel Beh geht davon aus, dass unter der in § 15 Abs 2
RAO geforderten 18-monatigen praktischen Verwendung für die
Ausstellung einer Substitutionsberechtigung trotz Fehlens der RA-
Prüfung eine hauptberufliche zu verstehen sei. Sie leitet dieses Er-
fordernis aus § 2 Abs 1 RAO ab, wonach die zur Ausübung der
RA-schaft erforderliche praktische Verwendung bei einem RA nur
anrechenbar ist, wenn diese Tätigkeit hauptberuflich und ohne Be-
einträchtigung durch eine andere berufliche Tätigkeit ist. Dieser
Auffassung kann nach Ansicht des VfGH nicht entgegengetreten
werden. Die bel Beh geht außerdem zutreffend davon aus, dass
sich der Bf über das Vorliegen der Voraussetzungen für die Ausstel-
lung der Substitutionsberechtigung vor ihrer Beantragung Kenntnis
verschaffen hätte können und müssen.

Anmerkung:

Zu 1. Dass der Einleitungsbeschluss ein Rahmen für die spätere (Ver-)
handlung ist, weiß jetzt schon fast jeder. Nicht so bekannt ist, dass er
den DR in keiner Weise präjudiziert; das wäre aber auch dann nicht
möglich, wenn er eine Anklage wäre (was er nicht ist). Obwohl die
Inquisition vor 200 Jahren abgeschafft wurde, gilt im anwaltlichen
DisVerfahren das nach ihr benannte Prinzip noch immer, freilich
mit vielen aufgepfropften Bestandteilen des Anklagegrundsatzes.

Zu 2. Vorliegend war der ReAA, wie sein Ausbildungsanwalt selbst
mitgeteilt hat, zwar einige Zeit als ReAA „für ihn eingetragen gewe-
sen“, aber hauptberuflich für eine andere GmbH tätig; daher war es
dem RA verwehrt, die begehrte Verwendungsbestätigung für die Zeit
bei ihm auszustellen, zumal er ihn nicht gewissenhaft beaufsichtigt,
sondern nur stichprobenweise persönlich kontrolliert hatte. So geht
das nicht.

Strigl

7997

§ 19 Abs 1a DSt – vertragswidrige Treuhand-
abwicklung

§ 19 Abs 1 Z 1 DSt – Vorerhebungen der StA
durch Sicherheitsbehörden

Wenn ein Anwalt als Treuhänder ohne Zustim-
mung des ebenfalls treugebenden Finanzierungs-
institutes auf Wunsch seines Klienten vom verein-
barten Treuhandauftrag abweicht, obwohl er
gegenüber der Bank die persönliche und unwider-
rufliche Haftung für die erstrangige Einverleibung
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ihres Pfandrechtes innerhalb einer bestimmten
Frist übernommen hat, und auch in anderen Treu-
handfällen vor Erfüllung der Bedingung zur freien
Verfügung über die Treuhandgelder aus diesen
sowohl an sich selbst als auch an die Verkäufer-
seite Zahlungen vorgenommen hat und anlässlich
der angeordneten einstwMaßn der Überwachung
seiner Kanzleiführung durch den Ausschuss der
RAK die Unübersichtlichkeit dieser Kanzleiführung
hervorgekommen ist, kann der Zweck dieser
Überwachung nicht verwirklicht werden, und ist
die vom DR beschlossene Änderung der inzwi-
schen bereits verfügt gewesenen einstw Maßn
der Entziehung des Vertretungsrechtes vor be-
stimmten Gerichten samt beigeordneten Strafbeh-
örden (unter Aufrechterhaltung der Überwachung
der Kanzleiführung durch den Ausschuss) in die
vorläufige Untersagung der Ausübung der RA-
schaft gerechtfertigt.

OBDK 19. 5. 2004, 2 Bkd 1/04

Aus den Gründen:

In Punkt IVAbs 3 des Kaufvertrages hat der DB als Vertragserrichter
für sich den von beiden Vertragsteilen unwiderruflich erteilten Auf-
trag und die ihm auferlegte Verpflichtung formuliert, den zur Lasten-
freistellung notwendigen Betrag bzw die zur Aufhebung der der-
zeit in die Liegenschaft intabulierten und vorgemerkten Verträge
notwendigen Beträge aus dem Treuhanddepot des Treuhänders
zu entnehmen und damit die Löschungsquittungen für allfällige in
die Liegenschaft intabulierten Belastungen zu besorgen.

In seiner gem § 19 Abs 2 DSt gegebenen Stellungnahme vom
9. 12. 2003, ON 9, hat der DB die Verletzung der vorstehenden
Kaufvertragsklausel und der Vereinbarung mit der Kredit gewäh-
renden Bank vom 7. 5. 2002 nicht in Abrede gestellt. Ergänzend
zu dieser Stellungnahme hat er am selben Tag noch eine Darstel-
lung der von ihm vorgenommenen Verfügungen über das Treu-
handgeld vorgelegt, aus der zu ersehen ist, dass er die übernom-
menen Verpflichtungen nicht beachtet hat. Aus dem Treuhanderlag
wurden die vorrangigen Pfandrechte nicht bedient.

Der Bf konnte nicht darstellen, dass hinkünftig die ordnungsge-
mäße Abwicklung der Treuhandschaften durch ihn sichergestellt
wäre. Zu Recht verweist die GenProk in ihrer Stellungnahme vom
16. 4. 2004 darauf, dass die Kanzleiüberprüfung nicht hervorge-
bracht habe, es wären die Treuhandschaften nicht zu beanstan-
den, sondern dass durch eine Kanzleiüberwachung es nicht mög-
lich erscheine, zu verhindern, dass laufende und künftige Treu-

handabwicklung nicht entsprechend geführt würden. Hiezu
brachte der DB in seiner Äußerung vom 28. 4. 2004 nichts vor,
was dem entgegenstünde. So wie in der Beschwerde beschränkt
sich diese Äußerung darauf, die Folgen der Verletzung der zu
D 219/03 gegenständlichen Treuhandschaft darzustellen und ab-
sprachewidriges Verhalten der aus der Treuhandschaft berechtig-
ten Bank zu behaupten.

Durch die mit Beschluss vom 10. 12. 2003 angeordnete einstw
Maßn der Überwachung der Kanzleiführung durch den Ausschuss
der RAK kann der Zweck der einstw Maßn nicht verwirklicht wer-
den, wie sich aus der Kanzleiüberprüfung vom 20. 12. 2003 er-
gab.

Gestützt auf dieses Ergebnis und insbesondere auf die Anordnung
des § 19 Abs 1a DSt hat der DR der RAK zu Recht das Vorliegen
eines dringenden Tatverdachtes des angezeigten und faktisch
vom DB zugestandenen DisVergehens angenommen. Das bishe-
rige Verhalten und die Unübersichtlichkeit der Kanzleiführung be-
rechtigen die Annahme der dringenden Besorgnis, dass die wei-
tere Berufsausübung wiederum zu erheblichen Beeinträchtigun-
gen des anvertrauten Vermögens, insbesondere wie gegenständ-
lich im Zusammenhang mit der Treuhandgeldgebarung führen
könnte.

Der Umstand, dass der DB sich bisher durch rechtskräftige Exekuti-
onstitel verpflichtet hat, den Schaden gutzumachen, gestattet den
Schluss, dass er nicht in der Lage ist, durch prompte Erledigung
der Rückzahlungsansprüche die Beeinträchtigung des Vermögens
der Forderungsberechtigten zu verhindern oder auszuschließen,
weil diese entweder auf die Leistung bereits Exekution führen oder
aber infolge Ratenvereinbarung eine dieser entsprechenden Zeit
auf die Rückführung der Beträge warten müssen.

Die Berufsberechtigung des RA kann nicht auf die Übernahme
und Erledigung von Vertretungen in bestimmten Sachgebieten ein-
geschränkt werden, eine solche Beschränkung wäre auch wirk-
sam nicht überwachbar. Die zur Prüfung im DisVerfahren vorlie-
genden Sachverhalte ebenso wie der der StA angezeigte Sach-
verhalt, welcher zu sicherheitsbehördlichen Erhebungen geführt
hat, legen den dringenden Verdacht der Berufspflichtverletzung
nahe (insbesondere in Richtung §§ 10 Abs 2 und 11 RAO; Art I
§§ 3 und 4, Art II §§ 10 und 16 sowie Art VII § 43 Abs 5 RL-BA).
Gem § 19 Abs 4 DSt 1990 sind einstw Maßn ua zu ändern oder
durch andere zu ersetzen, wenn sich ergibt, dass sich die Um-
stände wesentlich geändert haben. Nach Beschlussfassung vom
10. 12. 2003 hat sowohl die stattgefundene Exekutionsführung,
der eingegangene Ratenvergleich, aber auch und vor allem die
Kanzleiüberprüfung Umstände hervorgebracht, die bei Beschluss-
fassung im Verfahren D 219/03 noch nicht erfasst waren, und
eine wesentliche Änderung der früheren Entscheidungsgrundla-
gen ergeben.

Rechtsprechung

344 AnwBl 2005/7–8



Rechtsprechung

Anmerkung:

Die Begründung zeigt auf, dass sich die Situation nicht nur für die
Klienten und die Bank, sondern im Ergebnis auch für den Besch – zu-
erst „nur“ Kanzleiüberwachung durch den Ausschuss, dann einstw
Vertretungsverbot vor bestimmten Gerichten etc, dies unter Beibehal-
tung der Kanzleiüberwachung, und am Ende das vorläufige Berufs-
ausübungsverbot schlechthin – ständig verschlechtert hat, obwohl
der Ausschuss durch die in der Praxis große Mühe verursachende
Kanzleiüberwachung dem Besch ausreichend Gelegenheit geboten
hat, den status quo zu verbessern und keine weiteren Treuhand-
pflichtverletzungen zu begehen. Die mehrfache Wiederholung des
treuwidrigen Umganges mit Klientengeldern in Verbindung mit der
„Unübersichtlichkeit der Kanzleiführung“ berechtigte die dringende
Besorgnis, dass die weitere Berufsausübung „zu einer erheblichen
Beeinträchtigung anvertrauten Vermögens“ (s § 19 Abs 1a DSt)
führen könnte, daher wurde die „gänzliche Suspendierung“ gera-
dezu unausweichlich.

Vorliegend war die formelle Voraussetzung der einstw Maßn durch
den zweiten Fall des § 19 Abs 1 Z 1 DSt verwirklicht: Auch wenn
kein gerichtliches Strafverfahren anhängig ist, genügen dazu bereits
die von der StA „durch die Sicherheitsbehörden“ geführten Vorerhe-
bungen.

Strigl

Zivilprozessrecht

Persönliche Befreiung von der Anwaltspflicht

7998

§ 28 ZPO

Hat ein Rechtsanwalt auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft verzichtet, bleibt er – wie ein
pensionierter Richter – in eigenen Angelegenhei-
ten von der Anwaltspflicht befreit.

OGH 23. 11. 2004, 1 Ob 237/04 s

Aus der Begründung:

Der Kläger ist ehemaliger Rechtsanwalt. Nach den Feststellungen
des Berufungsgerichts wurde ihm die Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft vom 17. 12. 2002 bis 1. 4. 2003 mit Beschluss des Diszip-
linarrats der Rechtsanwaltskammer vorläufig und vom 1. 4. 2003
bis 30. 9. 2003 mit Beschluss des Ausschusses der Rechtsanwalts-
kammer untersagt. Mit 30. 9. 2003 verzichtete er auf die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft.

Mit der am 9. 4. 2003 ohne anwaltliche Vertretung eingebrachten
Klage begehrte der Kläger von der beklagten Partei Schadenersatz
aus dem Titel der Amtshaftung wegen ungerechtfertigter Untersu-

chungshaft. Der Kläger führte den Prozess in erster Instanz selbst.
Das Erstgericht wies das Klagebegehren ab. Die rechtzeitig erho-
bene Berufung weist lediglich die Unterschrift des Klägers auf,
der im Verfahren weiterhin keinen Vertreter bestellt hat.

Das Berufungsgericht erteilte dem Kläger den Auftrag zur Verbesse-
rung der Berufungsschrift binnen 14 Tagen durch Beibringung der
Unterschrift eines Rechtsanwalts und Vorlage einer anwaltlich ge-
fertigten Gleichschrift. Ein innerhalb dieser Frist gestellter Antrag
des Klägers auf Bewilligung der Verfahrenshilfe im vollen Umfang
wurde vom Erstgericht (rechtskräftig) abgewiesen. Eine Ergänzung
der vom Kläger selbst verfassten Berufung durch anwaltliche Ferti-
gung erfolgte nicht.

Mit dem angefochtenen Beschluss wies das Berufungsgericht die ge-
gen das Urteil des Erstgerichts erhobene Berufung des Klägers mit
der Begründung zurück, die Berufung sei gemäß § 471 Z 2 ZPO un-
zulässig, weil sie nicht die Unterschrift eines Rechtsanwalts aufweise.

Der dagegen erhobene Rekurs des Klägers ist gem § 519 Abs 1
Z 1 ZPO zulässig und auch berechtigt.

Im vorliegenden Rechtsstreit besteht gem § 27 Abs 1 ZPO absolute
Anwaltspflicht. Nach § 28 Abs 1 ZPO bedürfen Rechtsanwälte, No-
tare, zur Ausübung des Richteramts befähigte Personen und Beamte
der Finanzprokuratur, die die Rechtsanwaltsprüfung abgelegt ha-
ben, wenn sie in einem Rechtsstreit als Partei einschreiten, weder in
der ersten noch in einer höheren Instanz der Vertretung durch einen
Rechtsanwalt. Wird gegen eine solche Partei während der Dauer
des Prozesses die Disziplinarstrafe der Streichung von der Liste der
Rechtsanwälte, der Entsetzung vomAmt, der Versetzung in den Ruhe-
stand oder der Dienstentlassung verhängt, so ist von ihr gem § 28
Abs 2 ZPO für das weitere Verfahren, sofern in demselben die Vertre-
tung durch Rechtsanwälte geboten ist, ein Rechtsanwalt zu bestellen.

In der Frage der „Selbstvertretungsbefugnis“ des Klägers kann der
vom Berufungsgericht vertretenen Ansicht, die Begünstigung des
§ 28 Abs 1 ZPO für Rechtsanwälte gelte nur für die Dauer ihrer
Eintragung in die Rechtsanwaltsliste und der als Rechtsanwalt eme-
ritierte Kläger sei zur Einbringung der Berufung ohne Vertretung
durch einen eingetragenen Rechtsanwalt nicht legitimiert, aus fol-
genden Erwägungen nicht beigetreten werden:

Vor der ZVN 1983 bedurften Rechtsanwälte, Notare sowie die zur
Ausübung des Richteramts befähigten und bei Gericht angestellten
Personen, wenn sie in einem Rechtsstreit als Partei einschritten,
nach § 28 Abs 1 ZPO aF weder in der ersten noch in einer höhe-
ren Instanz der Vertretung durch einen Rechtsanwalt. Für Rechtsan-
wälte galt nach einhelliger Ansicht diese Begünstigung nur, so
lange sie in der Liste der Rechtsanwälte eingetragen waren. Durch
die ZVN 1983 wurden in Abs 1 des § 28 ZPO die Worte: „und
bei Gericht angestellten“ gestrichen. Den Erläuternden Bemerkun-
gen zur ZVN 1983 (669 BlgNR 15. GP 46) lässt sich nur entneh-
men, dass es durch die Streichung der Worte: „und bei Gericht an-
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gestellten“ nicht nur – wie vorher – aktiven Richtern und Staatsan-
wälten, sondern auch solchen im Ruhestand ermöglicht werden
sollte, ihre Sache im Anwaltsprozess selbst zu führen, insb auch
Konzeptsbeamten der Finanzprokuratur im Hinblick darauf, dass
auch diese die Richteramts- oder die Rechtsanwaltsprüfung abge-
legt haben. Dass durch die Neufassung des § 28 Abs 1 ZPO aus-
schließlich eine Besserstellung der zum Richteramt befähigten Per-
sonen (einschließlich der Konzeptsbeamten) beabsichtigt gewesen
wäre, lässt sich den Gesetzesmaterialien hingegen nicht entneh-
men. Bei dieser Gesetzesnovellierung wurde es zwar unterlassen,
die Rechtsfolge ausdrücklich auch auf Rechtsanwälte und Notare
zu erstrecken, doch war das auch nicht unbedingt notwendig:
Da die durch die Novellierung aufgehobene Wortfolge als eine
Einschränkung angesehen wurde, die imWege der Analogie auch
auf Rechtsanwälte und Notare zu erstrecken war, fiel mit der ein-
schränkenden Wortfolge auch die Basis für eine Erstreckung auf
Rechtsanwälte und Notare weg. Das entscheidende Kriterium für
die Zulässigkeit der „Selbstvertretung“ im Sinne des § 28 ZPO
sollte nun nicht die tatsächliche Amts-(Berufs-)ausübung, sondern
die – durch einschlägige Prüfungen sowie eine gewisse Berufspra-
xis nachgewiesene – juristische Befähigung sein.

Dies zwingt aber zu der weiteren Schlussfolgerung, dass eine Dif-
ferenzierung innerhalb des insoweit als gleichwertig zu betrachten-
den Personenkreises der Rechtsanwälte, Notare und der zur Aus-
übung des Richteramts befähigten Personen dem Willen des Ge-
setzgebers nicht entsprechen kann. Der gegenteiligen – vom Beru-
fungsgericht zitierten – zu 7 Ob 61/87 (= EvBl 1989/33 = AnwBl
1988, 422 [Strigl]) vertretenen Auffassung vermag sich der erken-
nende Senat nicht anzuschließen (so schon 1 Ob 695/87 [= NRsp
1988/85]). Der Entfall der Worte: „und bei Gericht angestellten“
hat vielmehr zur Folge, dass nun für alle im § 28 ZPO genannten
Personen zur Ausübung des „Selbstvertretungsrechts“ nicht mehr
die Berufsausübung notwendig ist, sondern schon die Befähigung
dazu genügt. Dürfen pensionierte Richter und Konzeptsbeamte, so-
weit sie zur Ausübung des Richteramts befähigt sind, Anwaltspro-
zesse in eigener Sache jedenfalls selbst führen, obwohl sie wäh-
rend ihrer aktiven Berufsausübung mit der Vertretung von Parteien
vor Gericht in der überwiegenden Zahl der Fälle nicht befasst wa-
ren, so fehlt jeder sachliche Grund dafür, dass dies emeritierten
Rechtsanwälten, die vorher mit solchen Vertretungen berufsmäßig
betraut waren, versagt sein sollte (ebenso Sager, AnwBl 1993,
11). Die persönliche Befreiung von der Anwaltspflicht hat ihren
Grund in erster Linie darin, dass die Gerichtsentlastung und die da-
mit verbundene Verfahrensbeschleunigung als hauptsächlicher
Normzweck der Anwaltspflicht nicht gefährdet erscheinen, wenn
professionelle Organe der Rechtspflege, die mit den prozessualen
Förmlichkeiten vertraut sind, statt in fremden einmal im eigenen
Namen tätig werden (Zib in Fasching/Konecny, Kommentar2 II/1
§ 28 Rz 2). Die subjektive Befreiung eines Rechtsanwalts geht

nicht verloren, wenn dieser im Falle freiwilligen Verzichts auf die
Ausübung der Rechtsanwaltschaft einen laufenden Prozess zu
Ende führt (idS auch 7 Ob 61/87) oder auch einen neuen beginnt,
zumal die juristischen Kenntnisse des Rechtsanwalts, die ihn zu ei-
ner Prozessführung befähigen, durch den freiwilligen Verzicht auf
die Ausübung der Rechtsanwaltschaft nicht verloren gehen.

Aus diesen Erwägungen kann der im angefochtenen Beschluss
vertretenen Ansicht, die Bestimmung des § 28 Abs 1 ZPO erstre-
cke sich nur auf Richter und Staatsanwälte, nicht aber auch auf
Rechtsanwälte, die auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft ver-
zichtet haben, nicht gefolgt werden (1 Ob 695/87; Zib in Fa-
sching/Konecny, Kommentar2 II/1 § 28 Rz 3). Im Übrigen wird
auch in der vom Berufungsgericht zitierten Entscheidung zu
7 Ob 61/87 nur die selbständige Führung eines nach dem Ver-
zicht eingeleiteten Verfahrens für unzulässig angesehen, wogegen
der Kläger hier die Klage bereits vorher erhoben hat (vgl auch
8 Ob 156/99w).

Die vom Berufungsgericht aufgezeigte Möglichkeit, disziplinar-
rechtliche Sanktionen, die den Verlust des „Selbstvertretungsrechts“
nach sich ziehen, durch einen Verzicht auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft zu unterlaufen, vermag nach Auffassung des
erkennenden Senats eine generelle Verpflichtung emeritierter
Rechtsanwälte, sich in Anwaltsprozessen qualifiziert vertreten zu
lassen, nicht zu rechtfertigen. Dafür, dass gerade der Kläger in ei-
nem Disziplinarverfahren von der Rechtsanwaltsliste gestrichen
worden wäre, wenn er keinen Verzicht abgegeben hätte, gibt es
keine Anhaltspunkte.

Da der Kläger seine „Vertretung“ im Verfahren erster Instanz zuläs-
siger Weise selbst besorgt hat und auch im Berufungsverfahren
weiterhin dazu befugt ist, „sich selbst zu vertreten“, bedarf seine
Berufungsschrift – entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts
– nicht der Unterschrift eines Rechtsanwalts, weshalb der dem Klä-
ger vom Gericht zweiter Instanz erteilte Auftrag zur Verbesserung
der Berufungsschrift durch Beibringung der Unterschrift eines
Rechtsanwalts zu Unrecht erfolgte; dessen Nichtbeachtung konnte
somit keine ihm nachteilige Rechtsfolgen herbeiführen.

Anmerkung:

Der vorstehenden Entscheidung ist aus den vom 1. Senat des OGH
ausführlich dargelegten Gründen zuzustimmen. Da sie mit der in der
Literatur vertretenen Meinung übereinstimmt (siehe außer den bereits
in der obigen Entscheidung zit Belegstellen etwa noch Fasching,
Lehrbuch2 Rz 441; Fucik in Rechberger Kommentar2 Rz 3 zu § 28
ZPO und Mayr, Die österreichische Juristenausbildung2 252), ist
zu hoffen, dass mit ihr eine alte Judikaturdifferenz der Vergangenheit
angehört und insofern Rechtssicherheit eintreten wird (vgl auch Ge-
bauer, AnwBl 1988, 648 und Rechberger/Simotta, Zivilprozess-
recht6 Rz 246 Anm 248).
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Ergänzend anzumerken ist einerseits, dass nach § 28 Abs 1 ZPO ua
auch „zur Ausübung des Richteramts befähigte Personen“ weder in
erster noch in einer höheren Instanz der Vertretung durch einen
Rechtsanwalt bedürfen. Da gem § 26 Abs 2 RDG „Universitätspro-
fessoren der rechtswissenschaftlichen Fakultät einer inländischen
Universität, die für die im § 16 Abs 4 Z 1 bis 4 angeführten Fächer
ernannt sind“, die Befähigung zum Richteramt besitzen, ist auch
diese Personengruppe von der Anwaltspflicht persönlich befreit
(ebenso Fucik in Rechberger, Kommentar2 Rz 2 zu § 28 ZPO und
Zib in Fasching/Konecny, Kommentar2 II/1 Rz 13 zu § 28 ZPO).
Diese Auslegung steht im Einklang mit der in der ZVN 1983 (Art III
Z 3 BGBl 1983/135) zutage getretenen Tendenz des Gesetzge-
bers, die persönlichen Ausnahmen von der Anwaltspflicht etwas
großzügiger zu fassen (siehe 669 BlgNR 15. GP 46).

Die Feststellung, welche Personen von der zitierten gesetzlichen Um-
schreibung des § 26 Abs 2 RDG genau erfasst sind, kann jedoch im
Dickicht des österreichischen Titel(un)wesens und nach den zahlrei-
chen Änderungen im Bereich des Universitätsrechts einige Schwie-
rigkeiten bereiten: Ursprünglich konnten nur „die ordentlichen Pro-
fessoren“ der rechtswissenschaftlichen Fakultät einer inländischen
Universität ohne die Erfüllung der Erfordernisse nach § 26 Abs 1
RDG zu Richtern ernannt werden. Im Rahmen der Dienstrechtsnovelle
2000 wurde jedoch die Einschränkung auf „ordentliche“ Professo-
ren vom Gesetzgeber (richtigerweise) gestrichen (Art 13 Z 5 BGBl
I 2000/94), weil mit dem Wirksamwerden des UOG 1993 die bis-
herigen ordentlichen und außerordentlichen Universitätsprofessoren
zur (neuen einheitlichen) Gruppe der „Universitätsprofessoren“ zu-
sammengeführt worden sind (so auch die Begründung in 176 BlgNR
21. GP 46). Es gibt daher schon seit längerer Zeit keine neuen „or-
dentlichen Universitätsprofessoren“ mehr, sondern nur noch einheit-
lich „Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren“ (siehe
auch § 94 Abs 2 Z 1 Universitätsgesetz 2002), zu welcher Gruppe
nun auch die früheren „außerordentlichen Universitätsprofessoren“
zählen. Für die „alten“ Ordinarien bleibt freilich das Recht zur wei-
teren Führung des Amtstitels „ordentlicher Universitätsprofessor“ auf-
recht (§ 166 Abs 2 BDG 1979). Für die genannten Personen gilt so-
mit – soweit sie für ein judizielles Fach ernannt sind – die persönliche
Befreiung von der Anwaltspflicht.

Jene Universitätsdozenten, die gem § 172b BDG den Amtstitel „au-
ßerordentlicher Universitätsprofessor“ führen, sind hingegen – ob-
wohl sie funktional die Aufgaben von Universitätsprofessoren zu er-
füllen haben (siehe § 122 Abs 4 UG 2002 und § 172 Abs 1 BDG
1979) – von der Anwaltspflicht nicht (persönlich) befreit. Dies ergibt
sich aus der Entstehungsgeschichte der einschlägigen Normen, aber
auch daraus, dass diese Personen nicht für ein (einschlägiges) Fach
„ernannt“ worden sind. Keine Befreiung genießen ferner jene Perso-
nen, die „nur“ den Berufstitel „Professor bzw Professorin“ oder „Uni-
versitätsprofessor bzw Universitätsprofessorin“ führen. Dabei han-
delt es sich nicht um Universitätsprofessoren iSd § 26 Abs 2 RDG,

sondern um Persönlichkeiten, die vom Bundespräsidenten entspre-
chend seiner Entschließung BGBl II 2002/261 mit einem (passen-
den) Berufstitel ausgezeichnet worden sind, weil sie sich „in langjäh-
riger Ausübung ihres Berufes Verdienste um die Republik Österreich
erworben haben“.

Ungeklärt ist andererseits die Frage, ob die Vorschrift des § 112
ZPO über die direkte Zustellung von Schriftsätzen zwischen Parteien,
die durch Rechtsanwälte vertreten sind, auch für persönlich von der
Anwaltspflicht befreite Personen gilt (siehe dazu Stumvoll in Fa-
sching/Konecny, Kommentar2 II/2 Rz 9 zu § 112 ZPO). ME ist hier
auf das Vorhandensein einer entsprechenden Kanzleiorganisation
abzustellen, sodass für Rechtsanwälte (und Notare) in eigener Sache
die besondere Zustellregelung gilt, für die anderen persönlich befrei-
ten Personen (also auch für frühere Rechtsanwälte) § 112 ZPO hin-
gegen nicht zur Anwendung kommt.

Peter G. Mayr

7999

§ 36 ZPO

Keine Belehrungspflicht des Verhandlungsrichters
über Vorlagepflicht betreffend Kostennote, wenn
im Anwaltsprozess die Partei nach Vollmachtsauf-
lösung „unvertreten“ ist.

OLG Linz 22. 3. 2005, 4 R 53/05z

Sachverhalt:

Die nunmehr klagende Partei war seinerzeit rechtsfreundlicher Ver-
treter in einem der absoluten Anwaltspflicht unterliegenden Verfah-
ren. Nach Auflösung des Vollmachtverhältnisses zum vormaligen
Mandanten hat dieser im weiteren Verfahren keinen anderen Pro-
zessvertreter bevollmächtigt. Sämtliche Zustellungen sind daher
gem § 36 ZPO weiterhin zu Handen der Kläger vorgenommen
worden. Bei Auflösung des Vollmachtverhältnisses wurde dem (vor-
maligen) Mandanten die Höhe der aufgelaufenen Prozesskosten
unter Anschluss einer detaillierten Kostennote bekannt gegeben.
Dem vormaligen Mandanten wurde darüber hinaus Belehrung da-
rüber erteilt, dass er diese Leistungsaufstellung entweder dem nach-
folgend einschreitenden Rechtsanwalt übergeben oder allenfalls
bei Gericht vorlegen müsse, um seinen Kostenersatzanspruch ge-
gen den Prozessgegner geltend machen zu können.

Der (vormalige) Mandant hat im Verfahren niemals diese Kosten-
note vorgelegt oder sonst einen Kostenersatz begehrt. Bei Schluss
der Verhandlung wurde der (vormalige) Mandant vom Verhand-
lungsrichter nicht darüber belehrt, welche Maßnahmen er zur Gel-
tendmachung eines Kostenersatzanspruches setzen müsse. Der
(vormalige) im Verfahren bekl Mandant hat den Prozess rechtskräf-
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tig gewonnen. Der Kl dieses Verfahrens verfügte über eine Rechts-
schutzversicherung.

Im Rahmen der Honorarklage gegen den vormaligen Mandanten
konnte die Honorarforderung nicht einbringlich gemacht werden.
Ua wurden die dem vormaligen Mandanten gegen die Republik
Österreich zustehenden Amtshaftungsansprüche aufgrund der un-
terlassenen Rechtsbelehrung in Zusammenhang mit dem Kostener-
satzanspruch gepfändet.

Spruch:

Das OLG Linz wies die aufgrund der Bestreitung der Republik
Österreich erhobene Drittschuldnerklage ab.

Aus den Gründen:

Das Erstgericht vermeinte, dass der Verhandlungsrichter eine Be-
lehrung grundsätzlich nur insoweit vorzunehmen hat, als dies im
Hinblick auf denWissensstand des zu Belehrenden erforderlich ist.
Nachdem – nach Ansicht des Erstgerichtes – davon auszugehen
sei, dass dem im Vorverfahren Bekl nicht nur ein schriftliches Kos-
tenverzeichnis der damaligen Prozessvertreter übermittelt worden
war, sondern ihm ausdrücklich auch noch mitgeteilt worden war,
dass er dieses demGericht überreichen müsse, sofern kein anderer
Anwalt einschreite, sei es daher dem (im Vorverfahren) Bekl selbst
zuzurechnen, wenn er keine Prozesskostennote gelegt hat; ein
schuldhaftes Unterlassen des Verhandlungsrichters liege nicht vor.

Anmerkung:

Die Entscheidung des OLG Linz stützt sich einerseits auf eine Lehrmei-
nung (Bydlinski in Fasching, ZPO-Kommentar Rz 1 zu § 54) sowie
auf eine Entscheidung des OLG Wien (vgl AnwBl 1994, 381). Da-
nach ist sowohl die Vorlage eines Kostenverzeichnisses als auch
ein ausdrücklicher Antrag auf Zuspruch von Kostenersatz eine Pro-
zesshandlung. Damit verbunden ist auch die Möglichkeit, gegen
das Säumnis des Kostenverzeichnisses Wiedereinsetzung in den vo-
rigen Stand vorzunehmen.

Es mag richtig sein, dass gem den §§ 26, 27 und 54 ZPO die Vor-
lage eines Kostenverzeichnisses eine Prozesshandlung darstellt, die
im Anwaltsprozess nur von einem qualifizierten Bevollmächtigten
wirksam vorgenommen werden kann. Abgesehen davon, dass aller-
dings Prozesshandlungen eines Postulationsunfähigen durch Geneh-
migung eines postulationsfähigen Bevollmächtigten heilen könnten
(vgl Zib in Fasching, ZPO-Kommentar Rz 86 zu § 27), ändert dies
aus nachfolgenden Überlegungen nichts an der Belehrungspflicht
des Verhandlungsrichters: Die bloße (generelle) Belehrung darüber,
dass jedwede Prozesshandlung nur durch einen Rechtsanwalt vorge-
nommen werden könne, entbindet den Verhandlungsrichter nicht von
der Pflicht darüber aufzuklären, welche konkreten Prozesshandlun-
gen vorzunehmen wären. Auch wenn der im Vorprozess Bekl wäh-

rend drei Tagsatzungen, die lediglich der Beweisaufnahme gedient
haben, keine weiteren verfahrensrelevanten Prozesshandlungen zu
setzen hatte, so ist jedenfalls vor Schluss der mündlichen Verhand-
lung mit der Vorlage des Kostenverzeichnisses eine „besonders wich-
tige“, andersartige Situation gegeben. Genauso wie der Verhand-
lungsrichter den (erstmals) Unvertretenen darüber aufzuklären hat,
dass bei neuerlicher Säumnis (also auch bei der nächsten mündli-
chen Streitverhandlung ohne qualifizierten Vertreter) auf Antrag
des Gegners ein unechtes Versäumungsurteil ergehen könnte, hat
er über die Vorlage des Kostenverzeichnisses aufzuklären.

Darüber hinaus hatte der Verhandlungsrichter keinerlei Kenntnis über
den Informationsfluss zwischen demvormaligen Parteienvertreter und
der (unvertretenen) Partei, sodass er nicht darauf „vertrauen“ konnte,
die unvertretene Partei sei bereits ausreichend belehrt worden. Die
„Fortwirkungen“ der vormaligen Vollmacht gem§ 36ZPOerstrecken
sich lediglich dem Prozessgegner gegenüber („. . . erlangt dem Pro-
zessgegner gegenüber erst dann rechtliche Wirksamkeit, . . .“).
Nachdem – jedenfalls nach Ablauf der 14-Tages-Frist – der vormalige
Bevollmächtigte weder berechtigt noch verpflichtet ist, weitere Pro-
zesshandlungen zu setzen, so kann zwar der vormalige Vertreter
noch als „Bevollmächtigter“ behandelt werden, die Partei selbst je-
doch kann nicht mehr als „durch einen Rechtsanwalt vertreten“ be-
handelt werden. Ziel des § 36 ZPO ist nämlich die Sicherung des Ver-
fahrensfortganges im Interesse des Prozessgegners und namentlich
die Verhütung prozessverschleppender Missbräuche (Materialien
zur ZPO), nicht jedoch eine Entlastung des Gerichts, nämlich eine all-
fällige Belehrungspflicht – die ja teilweise sogar bei anwaltlicher Ver-
tretung besteht – gegenüber dem nunmehr Unvertretenen zu erlassen.

Aufgrund der dargestellten Judikatur erscheint es aber dennoch rat-
sam, wenn jeder Rechtsanwalt gleichzeitig mit Bekanntgabe der Voll-
machtsauflösung ein Kostenverzeichnis vorlegt.

Mag. Albrecht Zauner (am Verfahren beteiligt)

Zivilverfahrensrecht/
Internationales Insolvenzrecht

8000

§§ 3, 6, 7 KO; § 159 ZPO; §§ 21 ff, 80 InsO;
§ 240dZPO; Art 1, 3, 4, 15, 16, 17, 18, 25

EuInsVO

Unterbrechung eines in Österreich anhängigen
Rechtsstreits durch ein in Deutschland laufendes

Insolvenzeröffnungsverfahren

1. Die Verordnung (EG) Nr 1346/2000 des Rates
vom 29. 5. 2000 über Insolvenzverfahren (EuIns-
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VO) findet bereits auf Sicherungsverfahren (Insol-
venzeröffnungsverfahren), die den in Anhang A
der EuInsVO genannten Insolvenzverfahren zeit-
lich vorgelagert sind, Anwendung.

2. Ein in Deutschland geführtes Insolvenzeröff-
nungsverfahrenmit partiellem Entzug der Verwal-
tungs- und Verfügungsbefugnis iSd § 21 Abs 2
Nr 2 Fall 1 InsO unter gleichzeitiger Bestellung ei-
nes vorläufigen (starken) Insolvenzverwalters
führt zur Unterbrechung eines in Österreich an-
hängigen das dem Insolvenzbeschlag unterlie-
gende Vermögen des Schuldners betreffenden
Rechtsstreits.

OGH 23. 2. 2005, 9 Ob 135/04z

Anmerkung:

1. Anwendbarkeit der EuInsVO vor der eigentlichen Insolvenzeröff-

nung

Die von der EuInsVO erfassten nationalen Insolvenzverfahren wer-
den in den Anhängen A und B der Verordnung abschließend aufge-
listet. Seit In-Kraft-Treten der InsO am 1. 1. 1999 (Gesetz vom 5. 10.
1994, dBGBl I S 2866) ist nunmehr in Deutschland – trotz der Nen-
nung von Konkurs-, Vergleichs- und Gesamtvollstreckungsverfahren
in Anhang A – das einzige sowohl als Haupt- als auch als Sekundär-
insolvenzverfahren von der Verordnung erfasste Insolvenzverfahren
jenes nach der InsO. Das in der InsO geregelte Insolvenzeröffnungs-
verfahren, welches mit der Stellung des Insolvenzantrags eröffnet
wird und lediglich die Funktion eines Vorverfahrens wahrnimmt,
zählt grundsätzlich nicht zu den von der EuInsVO betroffenen Insol-
venzverfahren; auch ist nach hA allein mit der Stellung des Insolvenz-
antrags und der darauffolgenden Einleitung besagten Vorverfahrens
die internationale Zuständigkeit noch nicht „präkludiert“ bzw „kon-
sumiert“. Diese setzt gem Art 3 Abs 1, 16, 17 EuInsVO zwar keinen
im technischen Sinn rechtskräftigen Eröffnungsbeschluss eines natio-
nalen Gerichts, doch immerhin eine wirksame Insolvenzeröffnungs-
entscheidung des „zuständigen Gerichts“ voraus (Virgós/Schmit, Er-
läuternder Bericht vom 3. 5. 1996 [zum Entwurf eines Europäischen
Insolvenzübereinkommens], abgedruckt ua in Stoll [Hrsg], Vor-
schläge und Gutachten zur Umsetzung des EU-Übereinkommens
über Insolvenzverfahren im deutschen Recht [1997] 32, im Folgen-
den: Erläuternder Bericht Rz 68, 147; Lüke, ZZP 111 [1998] 275,
286, 289 ff; Kemper, ZIP 2001, 1609, 1613; Duursma-Kepplin-
ger/Duursma/Chalupsky, Kommentar zur EuInsVO [2002] Art 3
Rz 29, Art 16 Rz 10 f; aA Kolmann, Kooperationsmodelle im inter-
nationalen Insolvenzrecht [2001] 287 f). Dennoch treten dieWirkun-
gen der EuInsVO nicht erst mit der wirksamen Eröffnung eines der in

Anhang A genannten Verfahrenstypen in Kraft. Vielmehr kommt es –
wovon der OGH zutreffend ausgegangen ist – bereits im Vorfeld ei-
nes Hauptverfahrens nach Art 3 Abs 1 EuInsVO und zwar, wenn mit
der Antragstellung ein Eröffnungsverfahren in Gang gesetzt wird, zu
einer zeitlichen Vorverlagerung des Universalitätsprinzips und seiner
Wirkungen (Art 25 Abs 1 Unterabs 3 EuInsVO). Aus diesem Grund
ist das zur Eröffnung des Hauptverfahrens zuständige Gericht schon
zu diesem Zeitpunkt befugt, gemeinschaftsweit anzuerkennende vor-
läufige Maßnahmen zur Massesicherung anzuordnen (Erläuternder
Bericht Rz 78; Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky Art 3
Rz 49 ff). Die Aussage, Insolvenzeröffnungsverfahren fielen gänzlich
aus dem Anwendungsbereich der Insolvenzverordnung heraus,
wäre demnach nicht zutreffend und ist um den Aspekt der gemein-
schaftsweiten Anerkennung und Vollstreckung von Sicherungsmaß-
nahmen (Art 3 Abs 1, 25 Abs 1 Unterabs 3 EuInsVO; vgl aber auch
Art 38 EuInsVO) zu ergänzen. Dies ist insofern bedeutsam, weil
Maßnahmen zur Sicherung des Schuldnervermögens vor Zugriffen
einzelner Gläubiger oder des Schuldners sowohl vor als auch nach
Beginn des Insolvenzverfahrens zur Gewährleistung der Wirksam-
keit desselben häufig unerlässlich sind. Solche Maßnahmen können
unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat sich die betreffenden
Vermögenswerte oder Personen befinden, von dem nach Art 3
Abs 1 EuInsVO zuständigen Gericht angeordnet werden (Erläutern-
der Bericht Rz 78). Besagte Sicherungsmaßnahmen können in sehr
unterschiedlichen Formen auftreten; sie richten sich nach dem einzel-
staatlichen Recht, nach welchem das anordnende Gericht verfährt.
Denkbar wären etwa gerichtliche Aufträge mit Handlungs- oder Un-
terlassungsauflagen, die Beschlagnahme von Vermögensgegenstän-
den, Unterbindung anfechtbarer Rechtshandlungen, zur Sicherung
der Fortführung des Unternehmens dienliche einstweilige Verbote
an den Schuldner, etwa bestimmte Rechtshandlungen, die nicht
zum gewöhnlichen Unternehmensbetrieb gehören, vorzunehmen,
Liegenschaften zu veräußern oder zu belasten, Absonderungsrechte
zu bestellen, Bürgschaften einzugehen beziehungsweise unentgeltli-
che Verfügungen überhaupt oder doch ohne Zustimmung des Rich-
ters oder des einstweiligen Verwalters vorzunehmen bzw wie im ent-
scheidungsgegenständlichen Fall, die Bestellung eines vorläufigen
(starken) Insolvenzverwalters (§§ 21 f InsO). Derartige von einem
iSv Art 3 Abs 1 EuInsVO zuständigen Gericht eines Mitgliedstaats
erlassene Sicherungsmaßnahmen sind in allen Mitgliedstaaten unter
den in Art 25 EuInsVO genannten Voraussetzungen anzuerkennen
und gegebenenfalls zu vollstrecken (Erläuternder Bericht Rz 78,
Rz 198; Lüke, ZZP 111 [1998] 275, 295; Duursma-Kepplinger/
Duursma/Chalupsky Art 3 Rz 51).

2. Auswirkungen des deutschen Insolvenzeröffnungsverfahrens
auf in Österreich anhängige Zivilverfahren

In der vorliegenden Entscheidung hatte sich der OGH erstmals mit
der Frage zu befassen, welche Wirkungen ein in Deutschland ge-
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führtes Insolvenzeröffnungsverfahren mit teilweisem Entzug der
Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis iSd § 21 Abs 2 Nr 2 Fall
1 InsO unter gleichzeitiger Bestellung eines vorläufigen (starken)
Insolvenzverwalters auf einen in Österreich anhängigen Aktivpro-
zess des Insolvenzschuldners zeitigt (dazu allgemein Uhlenbruck/
Uhlenbruck, InsO12 [2003] §§ 21 ff; Braun/Kind, InsO [2002]
insb § 21 Rz 30, § 22 Rz 5 ff; vgl auch Meyer, Die Haftung
des vorläufigen Insolvenzverwalters [2003] 19 ff, 41 ff). Das Vor-
verfahren nach §§ 21 f InsO stellt ein Sicherungsverfahren dar,
das dem Schutz des schuldnerischen Vermögens in der Zeit zwi-
schen Einlagen des Eröffnungsantrages und tatsächlicher Insol-
venzeröffnung vor Schuldner- und Gläubigerzugriff dient; es ver-
steht sich als Teil der staatlichen Garantiefunktion zur Erreichung
der Insolvenzzwecke (vgl nur MünchKomm-InsO/Haarmeyer I
[2001] § 21 Rz 1; Uhlenbruck/Uhlenbruck, InsO12 § 21 Rz 1).
Art und Umfang des Eingriffs in das Verfügungsrecht und die da-
mit korrespondierende Sicherungsfunktion können dabei differie-
ren und sind vom Gericht gemäß der §§ 21 ff InsO festzulegen.
Dabei gilt es zu beachten, dass nur die Verhängung eines allge-
meinen Verfügungsverbotes gegen den Insolvenzschuldner unter
gleichzeitiger Bestellung eines sog vorläufigen starken Insolvenz-
verwalters zu einer Unterbrechung anhängiger Rechtsstreite ge-
mäß § 240 S 2 dZPO führt (näher dazu Uhlenbruck/Uhlenbruck,
InsO12 §§ 21 ff; Braun/Kind § 21 Rz 30, § 22 Rz 5). Wie unter
Pkt 1. bereits erörtert, sind auch Sicherungsmaßnahmen, die im
Zuge eines in Deutschland stattfindenden Insolvenzeröffnungsver-
fahrens iSd §§ 21 ff InsO erlassen wurden gemäß Art 3 Abs 1
iVm Art 25 Unterabs 3 EuInsVO in den übrigen Mitgliedstaaten,
sohin auch in Österreich automatisch – dh ohne Exequaturverfah-
ren oder Ähnliches – anzuerkennen. Die Vorschrift des Art 3
Abs 1 EuInsVO, die die internationale Zuständigkeit regelt, be-
stimmt in weiterer Folge auch das anwendbare Recht. Nach der
Generalklausel des Art 4 Abs 2 lit c EuInsVO richten sich zwar
die Befugnisse des Schuldners und des Verwalters – soweit sich
für Letzteren nicht Gegenteiliges aus Art 18 EuInsVO ergibt –

nach der lex fori concursus, im gegenständlichen Fall sohin nach
deutschem Recht; für die Frage der Wirkungen der Insolvenzeröff-
nung auf einen anhängigen Rechtsstreit enthält Art 15 EuInsVO al-
lerdings eine Ausnahme. Danach gelangt auf einen, einen Gegen-
stand oder ein Recht der Masse betreffenden Rechtsstreit, das
Recht jenes Mitgliedstaats zur Anwendung, in welchem der
Rechtsstreit anhängig ist. Die lex fori processus bestimmt unter an-
derem die Frage der Unterbrechung oder Fortsetzung des Verfah-
rens sowie die prozessualen Änderungen, die sich durch die insol-
venzbedingte Verfügungsbeschränkung des Schuldners ergeben.
Besagte Sonderanknüpfung führt somit nicht zu einer Kumulierung
von lex fori concursus und lex fori processus. Eine Verfahrensunter-
brechung im Prozessstaat kann vielmehr auch dann erfolgen,

wenn eine solche im Konkurseröffnungsstaat nicht vorgesehen ist
und umgekehrt. Bedarf für eine Anpassung besteht uU dann,
wenn im Insolvenzeröffnungsstaat ein Sanierungsverfahren eröff-
net wurde und der Anerkennungsstaat selbst Sanierungs- und Li-
quidationsverfahren kennt und diesbezüglich unterschiedliche
Rechtsfolgen in Bezug auf eine Verfahrensunterbrechung vorsieht,
wie etwa Österreich. So zieht die Eröffnung eines Ausgleichs
nach der AO keine Unterbrechung von anhängigen Rechtsstreitig-
keiten nach sich, der Konkurs nach der KO aber sehr wohl. Dies-
falls hat das österreichische Gericht die Regeln jenes österrei-
chischen Insolvenzverfahrens heranzuziehen, die der Eigenart
des Insolvenzverfahrens im Eröffnungsstaat am ehesten gerecht
werden, und je nachdem zu unterbrechen oder nicht (Duursma-
Kepplinger/Duursma/Chalupsky Art 15 Rz 22). Diese Überle-
gung zog der OGH mE zu Recht im vorliegenden Fall entspre-
chend für das in Deutschland laufende dem eigentlichen Insol-
venzverfahren vorgelagerte Sicherungsverfahren gem §§ 21 f
InsO mit Entzug der Verfügungsbefugnis gegen den Schuldner
und Übertragung derselben auf einen vorläufigen starken Insol-
venzverwalter heran, welches in Deutschland eine Prozessunter-
brechung nach § 240 S 2 dZPO mit sich bringt. Zwar räumte
der Gerichtshof ein, dass, wenngleich auch das österreichische
Recht ein der Konkurseröffnung zeitlich vorgelagertes Sicherungs-
verfahren kenne (§ 73 KO), dieses doch selbst im Fall der Verhän-
gung von Verfügungsverboten oder -einschränkungen gegen den
Gemeinschuldner nicht zur Unterbrechung laufender Prozesse füh-
re. Allerdings gelte es zu bedenken, dass der Zweck der insol-
venzbedingten Prozesssperre bzw Verfahrensunterbrechung
(§§ 6, 7 KO, § 159 ZPO; § 240dZPO) in beiden Rechtsordnun-
gen darin bestehe, den Verlust der Verfügungsbefugnis des
Schuldners (§ 3 Abs 1 KO; § 80 InsO) auszugleichen und dem
Verwalter Zeit zur Prüfung einzuräumen, ob er denn in den Rechts-
streit eintreten bzw diesen übernehmen wolle oder nicht. Eine
zweckorientierte Anpassung von deutschem materiellem Insol-
venzrecht und österreichischem Prozessrecht gebiete demnach
die Annahme einer Verfahrensunterbrechung iSv § 7 KO auch
des in Österreich anhängigen Rechtsstreits aufgrund des in
Deutschland anhängigen Insolvenzeröffnungsverfahrens mit Ent-
zug der Verfügungsbefugnis und Übertragung derselben auf ei-
nen vorläufigen starken Insolvenzverwalter. Dem ist zuzustimmen,
nimmt doch im Regelwerk der EuInsVO der Aspekt des Masse-
schutzes eine hervorragende Stellung ein und kann dieser im ent-
scheidungsgegenständlichen Sachverhalt nur durch eine Unterbre-
chung auch des in Österreich anhängigen, das Vermögen des
Schuldners bzw die Insolvenzmasse betreffenden Rechtsstreits ge-
währleistet werden.

Henriette-Christine Duursma-Kepplinger
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Gebühren- und Steuerrecht

BAO vs LAO: Endgültigerklärung vorläufiger
Bescheide durch Berufungsbehörde in BAO (!)

zulässig!

8001

§ 200 BAO

1. In der Zulässigkeit der Endgültigerklärung ei-
nes nach § 200 Abs 1 BAO vorläufig erlassenen
Bescheides durch die Berufungsbehörde ist
ebenso wenig eine Verkürzung des Instanzenzu-
ges wie in der Nichterlassung einer Berufungsvor-
entscheidung zu erkennen.

2. Die dazu im Schrifttum (Sutter, AnwBl 2003/4,
224 ff) gesehene Judikaturdivergenz besteht
nicht, weil die diesbezüglichen Erkenntnisse des
VwGH zu Bestimmungen verschiedener LAO er-
gangen sind.

VwGH 21. 1. 2004, 99/13/0187

Sachverhalt:

In einer Beilage zur ESt-Erklärung 1992 ersuchte der Bf bezüglich
der „Berechnung der Werbungskosten, die Erledigung für 1988“
abzuwarten. In seiner Berufung gegen den vom FA in der Folge
gem § 200 Abs 1 EStG 1988 erlassenen Einkommensteuerbe-
scheid für 1992wandte er ein, das FA habe darin „entgegen seinen
Anträgen“ keinerlei Werbungskosten berücksichtigt. Er beantragte,
in einem vorläufigen Einkommensteuerbescheid für 1992 „zumin-
dest die unstrittigen Werbungskosten zu berücksichtigen“. Auf An-
frage des FA übermittelte der Bf eine Aufstellung der Werbungskos-
ten für 1992 im Ausmaß von über ATS 200.000,– und ersuchte „um
die Möglichkeit der Glaubhaftmachung“, soweit „leider auf Grund
der Übersiedlung Belege verloren gegangen sind“. Nach einem um-
fangreichen Vorhalteverfahren gab die bel Beh der Berufung teil-
weise Folge und erklärte den vorläufigen Einkommensteuerbescheid
für endgültig. Soweit geltend gemachteWerbungskosten nicht aner-
kannt wurden, begründete sie dies entweder mit Nachweis- oder
Glaubhaftmachungsmängeln oder damit, dass die Aufwendungen
unter ein Abzugsverbot nach § 20 Abs 1 EStG 1988 fielen.

Spruch:

Aufhebung des B wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit.

Rechtsprechung
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Basel II – Der Notar und die Kredit-
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Aus den Gründen:

Die Rüge des Bf, die bel Beh habe den gem § 200 Abs 1 BAO
vorläufig erlassenen ESt-B mit dem angeführten B zu Unrecht für
endgültig erklärt, ist verfehlt. In seinem Erk 26. 1. 1994, 92/
13/0097, hat der VwGH die Zulässigkeit einer solchen Endgül-
tigerklärung durch die Berufungsbehörde mit ausführlicher Be-
gründung für zulässig erklärt. Eine Verkürzung des Instanzenzu-
ges ist in einer solchen Vorgangsweise ebenso wenig zu erken-
nen wie in der Vorgangsweise, keine Berufungsvorentscheidung
zu erlassen. Die im Schrifttum (vgl Sutter, AnwBl 2003/4, 224 ff)
in diesem Zusammenhang gesehene Judikaturdivergenz besteht
nicht, weil die an der genannten Stelle wiedergegebenen Erkennt-
nisse des VwGH zu Bestimmungen verschiedener LAO ergangen
sind. [… Die Aufhebung des B erfolgte dann aus anderen Grün-
den.]

Anmerkung:

1. In meiner Rsp-Kolumne im AnwBl 2003/4, 224 ff habe ich die
unterschiedlichen Judikaturlinien des VwGH zur Zulässigkeit einer
(erstmaligen) Endgültigerklärung von vorläufigen Bescheiden durch
die Berufungsbehörde und die widerstreitenden Argumente des
(Kommentar-)Schrifttums ausführlich dargestellt. Dabei habe ich
darauf hingewiesen, dass das besprochene Erk zur Tir LAO er-
gangen ist, gleichzeitig aber darauf aufmerksam gemacht, dass
angesichts des übereinstimmenden Wortlauts von § 150 Abs 1
und 2 Tir LAO und § 200 Abs 1 und 2 BAO deren unter-
schiedliche Provenienz die Judikaturdivergenz noch nicht erklä-
ren könne (AnwBl 2003, 225, Rz 1; zustimmend Taucher, RFG
2004/43).

2. Wenn der 13. Senat des VwGH im vorliegenden Erk nun ledig-
lich darauf verweist, dass „die diesbezüglichen Erk zu Bestimmun-
gen verschiedener LAO ergangen sind“, so bleibt diese Begrün-

dung für eine fehlende Judikaturdivergenz eine rein formale. Inhalt-
liche Argumente für eigenständige, divergente BAO- und Tiroler Lö-
sungen – etwa aus der Systematik der beiden Verfahrensgesetze –

ist der VwGH auch diesmal schuldig geblieben. Dadurch wird es im
Anwendungsbereich anderer LAO – nur das Vbg AbgVG kennt
keine vorläufige Abgabenfestsetzung – schwierig zu beurteilen
sein, inwieweit nun die BAO- oder die Tir LAO-Lösung heranzuzie-
hen ist.

3. Für § 149 OÖ LAO hat der 17. Senat des VwGH jedoch erst kürz-
lich – wenn auch noch vor dem vorliegenden Erk – an der Unzuläs-
sigkeit der Endgültigerklärung durch die Berufungsbehörde festge-
halten. Im Erk 18. 12. 2002, 2002/17/0282 führte er dazu aus:
„Die Abgabenbehörde zweiter Instanz ist gem § 149 OÖ LAO im
Zusammenhalt mit § 212 Abs 1 und § 212 Abs 2 OÖ LAO nicht
berechtigt, einen vorläufigen Abgabenbescheid der ersten Instanz
in eine endgültige Abgabenfestsetzung abzuändern (vgl 19. 1.

1955, 2418/54 = Slg 1091 F, 23. 10. 1987, 86/17/0150; siehe
jedoch 26. 1. 1994, 92/13/0097, Rs 1).“ Trotz Hinweises auf die
gegenteilige Judikatur des 13. Senates ist auch der 17. Senat auf et-
waige Gründe für die unterschiedliche Beurteilung der Rechtsfrage
nicht eingegangen. Der nunmehrige Vergleich des 13. Senats zur

Nichterlassung einer Berufungsvorentscheidung in RS 1 kann inhalt-
liche Unterschiede zwischen BAO und LAO jedenfalls nicht erklären,
da sowohl § 207 Tir LAO als auch § 201OÖ LAO das Rechtsinstitut
der Berufungsvorentscheidung ebenfalls kennen.
4. Vor diesem Hintergrund wäre es wünschenswert, würden sich
die verschiedenen Senate des VwGH nicht weiter auf formale Argu-
mente zur Abgrenzung ihrer unterschiedlichen Standpunkte zurück-
ziehen, sondern etwaige inhaltlichen Argumente für die unter-

schiedlichen Lösungen offen legen, sodass eine kritische Auseinan-
dersetzung mit diesen möglich wird. Vielleicht ließe sich bei fehlen-
der inhaltlicher Unterschiede zwischen BAO und LAO dann auch
innerhalb des VwGH zu einer einheitlichen Linie finden – selbst
wenn die formal unterschiedlichen Rechtsgrundlagen nach der Jud
des VwGH keinen verstärkten Senat erzwingen mögen.

Franz Philipp Sutter

Ausgewählte Prüfungs-
beschlüsse – VfGH

9. 3. 2005 –17. 3. 2005

Verordnungen über die Festsetzung des Zuschlags zum Arbeits-
losenversicherungsbeitrag und Insolvenzentgeltsicherungsgesetz

Prüfung der Verordnungen über die Festsetzung des Zuschlags zum
Arbeitslosenversicherungsbeitrag sowie von Teilen des § 12 Insol-
venzentgeltsicherungsgesetz betreffend die Abschöpfung von für
die Pensionsversicherung zweckgebundenen Mitteln aus Beiträgen
der Arbeitgeber [G 39/05, G 40/05, V 25/05, V 26/05]
9. 3. 2005, B 205/04, B 727/04 (gem Art 139 und 140 B-VG
von Amts wegen)

Teilpensionsgesetz

Prüfung des § 2 TeilpensionsG BGBl I 1997/138, idF BGBl I
2003/130, betreffend die Kürzung der Ruhegenüsse von Beamten
des vorzeitigen Ruhestandes bei Zusammentreffen von Pension und
Erwerbseinkommen [G 67/05]
17. 3. 2005, B 913/04 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts we-
gen)
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Für Sie gelesen
& Der Weg in die Rechtsanwalts-GmbH.

Von Petra Hübner-Schwarzinger. Linde
Verlag, Wien 2004, 164 Seiten, kart,
E 38,–.

Durch das Rechtsanwalts-Berufsrechts-Än-
derungsgesetz 1999 wurde unserem Be-
rufsstand auch die Rechtsform der GmbH
eröffnet. Jetzt liegt ein Werk vor, das für
jene Kolleginnen und Kollegen, die einen
Rechtsformwechsel anstreben, alle damit
verbundenen abgabenrechtlichen Rege-
lungen darstellt.

Die Autorin analysiert zunächst in einem
Rechtsformvergleich die Vor- und Nachteile
der Rechtsanwalts-GmbH. Der günstigere
(Spitzen-)Steuersatz von 25% Körper-
schaftssteuer und 25% Kapitalertragsteuer
ergibt eine Gesamtbelastung von 43,75%.
Den durch die GmbH bestehenden Haf-
tungsbeschränkungen stehen die Buchfüh-
rungsverpflichtung, die frühere steuerliche
Realisation von Honorarforderungen sowie
die Bewertung und Bilanzierung noch nicht
abgerechneter Leistungen gegenüber.

In den folgenden ausführlichen Erläuterun-
gen werden die Techniken des Umgrün-
dungssteuerrechts, insbesondere der Ein-
bringung nach Art III UmgrStG, detailliert
dargelegt. Durch die Umgründungssteuer-
richtlinien wurden viele Klarstellungen
und Präzisierungen vorgenommen, trotz-
dem sind weitere Probleme hinzugekom-
men, die das Rechtsgebiet sehr umfang-
reich und schwierig gemacht haben.

Bei dem vorliegendenWerk handelt es sich
um einen fundierten und praktischen Ratge-
ber, der zur Einführung in die schwierige
Materie dient, allerdings im konkreten Fall
einen auf diese Materie spezialisierten Be-
rater bei der praktischen Umsetzung nicht
ersetzen kann.

Herbert Hochegger

& Gesamtänderung der Bundesverfas-
sung. Von Andreas Janko. Verlag Öster-
reich, Wien 2004 (vormals Verlag der

kuk Hof- und Staatsdruckerei), Juristi-
sche Schriftenreihe Band 200, 518 Sei-
ten, br, E 78,–.

Braucht Österreich eine neue Verfassung?
Diese Frage stellt sich angesichts des Ge-
genstandes des Konvents, der von 2003
bis 2005 getagt hat und dessen Arbeiten
im Jänner 2005 präsentiert wurden.

Die „Gesamtänderung der Bundesverfas-
sung“ von Janko ist schon aus diesem
Grund von besonderer Aktualität.

Aber auch die Judikatur forderte eine Be-
fassung mit der Thematik dringlich ein.
Schon mit Erkenntnis vom 29. 9. 1988 G
72.102-104/88 ua (VfSlg 11829/1988)
warnte der VfGH, dass auch bloß partiell
wirkende Maßnahmen – gehäuft vorge-
nommen – im Effekt zu einer Gesamtände-
rung der Bundesverfassung führen könn-
ten. Anlass war die Vielzahl von Verfas-
sungsbestimmungen, die von der großen
Koalition beschlossen wurden, um Rege-
lungen einer Normprüfung durch den Ver-
fassungsgerichtshof zu entziehen.

Klecatsky hatte in diesem Zusammenhang
in der zweiten Auflage der von ihm heraus-
gegebenen Bundesverfassung den Vorwurf
der Ruinenhaftigkeit der Verfassung erho-
ben.

Das Thema einer Teil- oder Gesamtände-
rung der Bundesverfassung bedarf aber
an sich einer grundsätzlichen Erörterung,
die über eine Antwort wie die gerügten
Fehlentwicklungen bereinigt werden kön-
nen, weit hinausgeht. Janko hat mit seiner
Publikation ein bisher in dieser Präzision
nie erörtertes Kernthema zum Gegenstand
eingehender Überlegungen gemacht.

Der Autor stellt an die Spitze seiner Ausfüh-
rungen eine historische Darstellung, wie
sich die Entwürfe zur Bundesverfassung
zu einem Verfassungsreferendum, im Falle
einer Gesamtänderung oder Teiländerung
der Bundesverfassung stellten.

Historisch wird weiters untersucht, welche
Verfassungsänderungen bis zum Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union statt-
gefunden haben und aufgezeigt, dass le-

diglich aus letzterem Anlass eine Volksab-
stimmung durchgeführt wurde. Die Ent-
scheidung, nicht den Beitritt selbst, sondern
das Beitritts-BVG zum Gegenstand der
Volksabstimmung zu machen, führt zu wei-
teren Überlegungen des Autors, die die
Frage aufgreifen, ob das Vorliegen einer
Gesamtänderung der Bundesverfassung
aus formeller oder materieller Sicht beur-
teilt werden muss.

Ein weiteres Thema, das der Autor behan-
delt, ist die Frage welche – frühere – Verfas-
sung welcher – späteren – gegenüber zu
stellen ist und welche Bedeutung dazwi-
schen erfolgten Verfassungsänderungen
zukommt: War die Verfassung des Jahres
1920 für die Beurteilung des Vorliegens ei-
ner Gesamtänderung durch den EU-Beitritt
maßgeblich, und welche Bedeutung
kommt dazwischen liegenden B-VG-Novel-
len, zB der 1974 erfolgten B-VGNov zu?
Waren deren Änderungen eine Teilände-
rung der Verfassung oder sind sie als intra-
systematische Weiterentwicklung zu wer-
ten? Als weiteres Thema wird die sog
schleichende Gesamtänderung angespro-
chen.

Damit stellten sich die Fragen, was die
Kernverfassung ist und was das Schutzgut
ist, an dem die Grenze zwischen Teilände-
rung und Gesamtänderung der Verfassung
zu suchen ist. Ein dynamisches Konzept –
folgert der Autor – führe sogar zu einer
Wandelbarkeit des Verfassungskerns.

Der Verfasser erörtert weiters die gesamt-
ändernde Wirkung, die der Einführung
eines Initiativreferendums und eines Veto-
referendums zukäme.

Bei einer Gesamtverfassungsänderung
wird sodann vom Autor eine – mögliche –

Verpflichtung des Bundespräsidenten an-
gesprochen, auf Grund einer autonomen
Anordnungsbefugnis ein Referendum nach
Art 44 Abs 3 B-VG anzuordnen.

Ein weiteres Thema bildet die Frage der Er-
lassung von Ewigkeitsklauseln.

Das Werk bearbeitet damit systematisch
bisher kaum aufgezeigte Probleme, insb
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auch solche, die sich aus einer Erfassung
der wenig bekannten, aber für die Beant-
wortung der Kernfragen unverzichtbaren li-
terarischen Stellungnahmen zu Einzelthe-
men ergeben.

In weiterer Folge wendet sich der Autor
dem Thema einer Verfassungsänderung
durch Staatsverträge zu.

Um den gesamtändernden Charakter des
Gemeinschaftsrechtes auszuweisen, ge-
nüge es, die Erweiterung des Rechtsquel-
lenkatalogs des österreichischen Bundes-
verfassungsrechts in Form des primären
und sekundären Gemeinschaftsrechtes zu
erkennen. Zu nennen sei in diesem Zusam-
menhang weiters der sog Anwendungsvor-
rang jeder gemeinschaftsrechtlichen
Norm.

Verlasse man die nun bereits ausgetrete-
nen Pfade des Verhältnisses von nationa-
lem und Gemeinschafts-Recht und wende
man sich spezifisch der Gesamtänderungs-
problematik zu, dann bilde die Schranken-
wirkung des Art 44 Abs 3 B-VG für künf-
tige Modifikationen des primären Gemein-
schaftsrechts die erste zu lösende Thema-
tik: Zählt das primäre Gemeinschaftsrecht
im Kontext des Gesamtänderungstatbe-
standes zum geschützten Rechtsgut „Bun-
desverfassung“?

Ein weiteres Thema bildet der Wandel, der
sich in der Gemeinschaft fortlaufend voll-
zieht. Das Prinzip der Einstimmigkeit
werde in verschiedenen Politikbereichen
durch Mehrheitsentscheidungen ersetzt;
das Stimmenverhältnis im Rat solle modifi-
ziert werden. Die noch nicht abgeschlos-
sene Institutionenreform lasse mit der Er-
weiterung der Union zusätzliche gravie-
rende Änderungen erwarten.

Die besondere Rechtsnatur des Gemein-
schaftsrechts bilde damit ein Hindernis für
eine Zurechnung zum Schutzgut „Verfas-
sung“. Es sei aber auch auf jüngere Mei-
nungen zu verweisen, nach deren Ansicht
zumindest davon ausgegangen werden
müsse, dass jedenfalls der Beitrittsvertrag
zum Bestandteil der österreichischen

Rechtsordnung geworden sei, worauf die
weitere Beurteilung Bedacht zu nehmen ha-
be.

Dieser Weg führt den Autor zum Ergebnis,
dass Art 44 Abs 3 B-VG eine Schranke für
die Erlassung von sekundärem Gemein-
schaftsrecht bilde. Bei offenkundig kontra-
diktorischem Widerspruch wäre sekundä-
res Gemeinschaftsrecht als absolut nichtig
und daher unbeachtlich anzusehen.

Während der „Altbestand“ an Sekundär-
recht aus jeder weiteren Betrachtung aus-
scheide, sei für Gemeinschaftsrecht, das
dem Beitritt nachfolge, zu prüfen, ob in die-
sem Konnex nicht durch das Gemein-
schaftsrecht selbst eine Gesamtänderung
der Bundesverfassung ausgeschlossen wer-
de: In Gestalt des EuGH bestehe nämlich
für das Gemeinschaftsrecht eine Rechts-
schutzinstanz, die für sich ein Verwerfungs-
monopol reklamiere.

Mit diesen Ausführungen kann nur ange-
deutet werden, welche Fülle an Fragen
vom Autor aufgegriffen und erörtert wer-
den. Oft werden zu Lehre und Judikatur kri-
tische Gedanken geäußert, jedoch erkenn-
bar gelassen, dass die Meinung des Autors
ein Ringen und Bemühen enthält, für den
Leser – unapodiktisch – Antworten zu bie-
ten. Über das Gewicht der Anordnung ei-
nes Referendums lässt der Autor durch
den mehrfachen Hinweis auf Art 142 B-
VG keinen Zweifel.

Dass zusätzlich zu den einleitenden Hin-
weisen auf den aktuellen Bedarf mehr Klar-
heit durch Diskussion für die Probleme ei-
ner Gesamtänderung zu schaffen, eine
weitere Notwendigkeit besteht, ergibt sich
aus der Frage, wie Österreich sich zur Eu-
ropa-Verfassung stellen soll.

Abschließend ist dem Autor für seine wis-
senschaftliche „Sisyphusarbeit“ zu danken
und zur Akribie der Aufbereitung zu gratu-
lieren. Wer sich mit dem Thema „Gesamt-
änderung der Bundesverfassung“ zu befas-
sen gedenkt, der wird die vorliegende Stu-
die dringend benötigen.

Rudolf Machacek

& Europarecht. Von Christoph Thun-Ho-
henstein/Franz Cede/Gerhard Hafner.
5. Auflage, Verlag Manz, Wien 2005,
XIII, 269 Seiten, br, E 36,–.

Die 5. Auflage ist ein Jahr nach der 4. Auf-
lage erschienen. Wie die Autoren im Vor-
wort darauf verweisen, wurde die euro-
päische Verfassung, deren Ratifizierung
politisch äußerst fraglich ist, nicht eingear-
beitet. Dieses Werk stellt einen ausgezeich-
neten Überblick über das institutionelle Ge-
meinschaftsrecht dar. Auf Grund der Kürze
und Prägnanz der Ausführungen und der
Hinweis auf weiterführende Literatur als
auch unter Zitierung der wichtigsten Ent-
scheidungen des Europäischen Gerichts-
hofes ist ein exzellentes Nachschlagewerk
gelungen, um schnelle Antworten zu grund-
legenden Fragen des Europarechtes zu er-
halten.

Wolf-Georg Schärf

& Das Beihilfeverbot des Art 88 Abs 3
Satz 3 EG-Vertrag. Verstöße und ihre zi-
vilrechtlichen Folgen im deutschen
Recht. Von Markus Pütz. Verlag Nomos,
2003, 265 Seiten, br, E 46,–.

In der Wahl der Mittel zur Unterstützung
von Unternehmern sind die Mitgliedstaaten
stets einfallsreich gewesen. Die Über-
nahme staatlicher Bürgschaften und Ga-
rantien für Bankkredite gehört dabei zwei-
felsfrei zum Standardrepertoire mitglied-
staatlicher Wirtschaftspolitik. Derartige
Maßnahmen müssen allerdings gem
Art 87 ff EGV der Europäischen Kommis-
sion zur Genehmigung angezeigt werden.
Verletzungen dieser Notifikationspflicht
sind über das unmittelbar anwendbare
Durchführungsverbot des Art 88 Abs 3
Satz 3 EGV schon von den nationalen Or-
ganen zu sanktionieren. Vor diesem Hinter-
grund untersucht Pütz die zivilrechtlichen
Folgen von Verstößen gegen dieses Verbot
im deutschen Recht und tritt damit auch in
Diskussion zu einer von Eilmansberger im
Jahre 2000 für Österreich vorgelegten Stu-
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die („Die Zivilrechtsfolgen gemeinschafts-
rechtswidriger Beihilfegewährung“). Pütz
beschäftigt sich ua mit den Fragen nach
Gesamtnichtigkeit, Teilnichtigkeit oder
schwebender Unwirksamkeit als Folgen
für das Vertragsverhältnis. Dabei kritisiert
er die Position der Kommission, die zu
günstige staatliche Grundstücksveräuße-
rungen nur mit einer Nachzahlungsver-
pflichtung des Erwerbers ahnden möchte,
weil der Ausschluss der Mitbewerber
„von der für sie uU ebenfalls interessanten
Erwerbschance“ infolge unterlassener öf-
fentlicher Ausschreibung dadurch nicht zu
beheben sei (97 f). Der BGH hat diese Po-
sition aber mittlerweile zurückgewiesen
(BGH 4. 4. 2003, V ZR 314/02 = EuZW
2003, 444 mit ähnlicher Kritik Pechstein).

Besonders hervorzuheben an dem vorlie-
genden Buch ist die ausführliche Untersu-
chung des Autors der möglichen Rechts-
schutzinstrumente von Konkurrenten des
Beihilfeempängers gegen diesen und ge-
gen den Mitgliedstaat. Dabei werden ins-
besondere Ansprüche nach UWG und
Schadenersatzansprüche nach allgemei-
nem Zivilrecht untersucht. In der heftig um-
strittenen Frage, ob eine zwischenzeitliche
Beihilfengenehmigung der Kommission ein
Rückabwicklungshindernis für etwaige
Konkurrentenklagen vor nationalen Ge-
richten darstellt (für eine dadurch völlig un-
beeinflusste Rückabwicklung zuletzt vehe-
ment Jaeger, EuZW 2004, 79), spricht
sich Pütz für eine pragmatische Lösung
aus: Da „die Verurteilung des Staates zur
Rückabwicklung des gesamten Geschäfts
. . . insoweit sinnlos [wäre, als] die nun-
mehr rechtmäßige Beihilfe . . . sogleich
wieder gewährt werden dürfte“, plädiert
er für eine Begrenzung der Rückabwick-
lung gegen den Beihilfeempfänger auf
den „Vorteil, den er durch die frühzeitige
Gewährung der Beihilfe erlangt hat“ (82).

Pütz zeigt aber auch, dass die in die Ge-
währung einbezogenen Banken im Fall
der Insolvenz des Beihilfeempfängers ihrer-
seits erhebliche Risiken tragen, weil die

staatlichen Garantien aufgrund des An-
wendungsvorrangs des Durchführungsver-
bots verpuffen können (163 ff).
Für die Banken sind daher mit der Einigung
der Kommission mit Deutschland, Frank-
reich und Österreich über die Zurückfüh-
rung der staatlichen Garantien für Kreditin-
stitute (in Österreich waren davon die Lan-
des-Hypothekenbanken und die Gemein-
desparkassen betroffen; vgl Kommission,
E 08/2002 vom 30. 4. 2003 sowie die
Umsetzung der darin enthaltenen zweck-
dienlichen Maßnahmen durch BGBl I
2004/45) die „Schrecken“ des EG-Beihil-
fenrechts nicht gebannt. Dieses bleibt auf
der Tagesordnung des Bankengeschäfts.
Bankenkreise werden daher das von Pütz
vorgelegte Werk schätzen. Es ist gründlich
gearbeitet, die Konzentration auf die Fol-
gen aus dem Durchführungsverbot des
Art 88 Abs 3 Satz 3 EGV eine kluge
Schwerpunktsetzung. Vom formalen Auf-
bau her könnten allerdings die bisweilen
doch allzu zahlreichen Untergliederungs-
ebenen den Leser etwas überfordern.

Franz Philipp Sutter

& Grundfragen des Bundesvergabegeset-

zes 2002. Hrsg von Stefan Griller/Mi-
chael Holoubek. Schriftenreihe der
österreichischen Gesellschaft für Euro-
paforschung (ECSA Austria), Bd 7. Hrsg
von der Österreichischen Gesellschaft
für Europaforschung (ECSA Austria),
Springer Verlag, Wien 2004, IV, 477
Seiten, Pb, E 69,95.

Vergaberecht – wohin?

I.

Das Vergaberecht zählt zu den „neuen“
Rechtsmaterien; freilich: sieht man ein
zweites Mal hin, erkennt man, dass viele
der sich hinter diesem Begriff verbergen-
den staatsrechtlichen Fragen schon seit
Jahrzehnten diskutiert werden. Im Kern
geht es um nichts mehr und auch um nichts
weniger, als die Schaffung eines fairen,
transparenten Wettbewerbs (s dazu die

einfachgesetzliche Fundamentalnorm des
§ 21 BVergG 2001) überall dort, wo sich
derWirtschaftstreibende dem „beschaffen-
den“ Staat gegenübersieht. Schon kurz
nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die
sich daraus ergebenden Fragen weitläufig
erörtert: Die Forderung Klecatskys, wo-
nach auch der im Kleid des Privatrechts tä-
tig werdende Staat an die grundlegenden
verfassungsrechtlichen Normen gebunden
sei, also Grundrechte und Legalitätssatz
auch dort gelten müssten, war im Zeitpunkt
ihrer ersten Äußerung durchaus kontrover-
siell1) und ist es bis heute geblieben.2)

Der Versuch, den privatwirtschaftenden
Staat an das – wohl von manchen so emp-
fundene – Gängelband des Rechtsstaates
zu hängen, verlief lange im Wege der Dis-
kussion der sog Fiskalgeltung der Grund-
rechte; dabei bildete die zentrale Bestim-
mung des Art 7 B-VG (Art 2 StGG) eine –

gar nicht versteinerte – Metanorm; sie
diente – im Verein mit bestimmten verdin-
gungsrechtlichen Normen – dazu, dem
Staat Zügel anzulegen. Dazu musste man
freilich einen weiteren Umweg gehen –

den des Schadenersatzrechtes. „Lentia
2000“ und „ÖNORM A 2050“ sind die
Leitbegriffe aus der vergaberechtlichen
Steinzeit.3)

Erst mit Österreichs Beitritt zu den drei eu-
ropäischen Gemeinschaften und dem da-
mit verbundenen grundlegenden Paradig-
menwechsel in der Betrachtung des Staates
und seiner Funktionen – wogegen à la lon-
gue auch die vom VfGH entwickelte Theo-
rie der „Doppelbindung“ nicht abhelfen
kann4) – ergab sich die Notwendigkeit
der Einführung eines „Vergaberechts“. In-
dessen: Die Konstruktion des innerstaatli-
chen Kompetenzkatalogs im B-VG ließ der-
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1) Siehe zu den gesammelten Bemühungen
Dens, Der Rechtsstaat zwischen heute und
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zu Art 17 B-VG, 113.
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und innerstaatliches Recht (1998) 152 ff.
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lei nicht zu; so wurde zunächst ein Bundes-
vergaberecht geschaffen, dem neun, auch
materiale „Vergaberechte“ zur föderalen
Seite gestellt worden sind.

Nicht zu Unrecht hat der VfGH manche
dieser Regelungen in einer regelrechten
„Judikaturkette“ – an der aufzuhebende Er-
kenntnisse sich aufreihten – behoben; zu-
gleich aber hat der EuGH in einer ebensol-
chen Kette manche Unrichtigkeit, manches
grundlegende Missverständnis im Verhält-
nis zwischen innerstaatlichem Recht und
Gemeinschaftsrecht aufgezeigt.5)

Das Jahr 2001 bildete eine Zäsur in dieser
Entwicklung: Mit der Einführung des
BVergG 2002 versuchte man, zahlreiche
der an- und aufgezeigten Missstände zu
beseitigen. Mit der Kompetenzbestimmung
des Art 14 b B-VG wurde die Grundlage
eines einheitlichen materiellen Vergabe-
rechts – freilich um den Preis einer komple-
xen Zuständigkeitsregelung, die manche
Frage offen lässt – geschaffen. NeunNach-
prüfungsgesetze der Länder ergänzen den
Bestand des Bundesnachprüfungsrechts.
Das gibt „Schnitt-Stellen“, an denen nach
wie vor zahlreiche offene Fragen beste-
hen.6)

Die grundsätzliche Struktur wurde beibe-
halten: Das materielle Vergaberecht bein-
haltet alle Regelungen zum Geltungs- und
Anwendungsbereich, die Begrifflichkeiten,
die Verfahren und die maßgeblichen in-
haltlichen Bestimmungen über den Ablauf
eines Vergabevorgangs; es scheint sich da-
bei um sonderzivilrechtliche Bestimmungen
zu handeln, die tief in die Konfiguration
des allgemeinen Schuldrechts eingreifen.
Ergänzt werden diese Bestimmungen
durch „gesplittete“ Rechtsschutzvorschrif-
ten, schaden- und kostenersatzrechtliche
Bestimmungen und weiteres spezifisches
Umsetzungsrecht.

Dabei sollte man sich vergegenwärtigen,
dass es sich im Gesamten um sog „Umset-
zungsrecht“ handelt, also um Bestimmun-
gen, die in Umsetzung von Richtlinien des
Gemeinschaftsgesetzgebers erfolgen und

so der erhöhten, nämlich doppelten Inhalts-
kontrolle der Übereinstimmung mit dem na-
tionalen wie dem europäischen, allenfalls
auch dem internationalen Recht unterlie-
gen.

Die maßgebliche Bedeutung dieser grund-
sätzlichen strukturellen Wandlung des An-
spruchs an die formell korrekt zustande ge-
kommene Norm an sich sollte nicht unter-
schätzt werden. Sie führt – letztlich – zu
Konstruktionen wie der eben dargestellten
des Vergaberechts.

II.

Der im Folgenden angezeigte, von Univ.-
Prof. Dr. Stefan Griller und Univ.-Prof. Dr.
Michael Holoubek, zwei ausgewiesenen
Fachleuten des europäischen und inner-
staatlichen Vergaberechts, edierte Band,
enthält die überarbeiteten und teilweise er-
heblich vertieften Beiträge zu einer am 16.
und 17. 1. 2003 von der ECSA, dem For-
schungsinstitut für Europafragen (IEF) so-
wie dem Institut für Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht an der Wirtschaftsuniversi-
tät Wien und der Wirtschaftskammer
Österreich durchgeführten Konferenz, die
sich imWesentlichen der neuen, durch Ein-
führung des Bundesvergabegesetzes
2002 geänderten Rechtslage widmete
und sozusagen eine Momentaufnahme
nach zehn Jahren vergaberechtlicher Er-
fahrung in Österreich darstellt.

Der Sammelband vereint Beiträge zur neu
geschaffenen Kompetenzverteilung und
zum ergänzten und erweiterten Anwen-
dungsbereich des Gesetzes (Seiten 5 bis
110), widmet sich in weiterer Folge dem ei-
gentlichen Vergabeverfahren (Seiten 111
bis 244), den Dimensionen des internatio-
nalen und europäischen Vergaberechts un-
ter ausdrücklicher Berücksichtigung der
zum damaligen Zeitpunkt in Ausarbeitung
befindlichen Kodifikation der EG-Vergabe-
richtlinien (245–292) sowie wettbewerbs-
rechtlichen Aspekten (293–324) und –

schließlich – den nicht unbeträchtlichen Än-
derungen im Rechtschutzbereich (327–
468).

Ein Abkürzungs- (469 ff) und Autorenver-
zeichnis (477 ff) schließt den umfangrei-
chen, gediegen gearbeiteten und mit vie-
len Nachweisen versehenen Band.

Rill zeigt in seinem Beitrag die verfassungs-
rechtliche Struktur der neuen Kompetenz-
bestimmung des Art 14 b B-VG auf. Seine
ganz auf dem Boden der besten verfas-
sungsrechtlichen Tradition stehende Ana-
lyse zeigt vor allem auch die unterschiedli-
chen und schwierigen Abgrenzungen auf,
die sich aus der komplexen Struktur einer
sonderverfassungsrechtlichen Zuständig-
keitsbestimmung ableiten, die zugleich
auf Mechanismen eines „kooptiven“ Föde-
ralismus beruht, der, bestenfalls, in man-
chen betont bundesstaatlich orientierten
Untersuchungen funktioniert. Der Fülle
schon bestehender Konsultations- und Be-
ratungs- sowie Zustimmungsmechanismen
einen weiteren hinzuzufügen und – zu-
gleich – in Angelegenheiten des europäi-
schen Rechts schon bestehende Mechanis-
men durch einen weiteren zu überwölben,
erscheint mehr Ergebnis des (verzweifel-
ten?) Bemühens der Bewahrung einmal er-
worbener „Besitzstände“ als tief greifender
Überlegung im Sinne einer Vereinfachung
und Verklarung gesetzgeberischer Prozes-
se.

Potacs stellt mit vorsichtigem Optimismus
die Bestimmungen des persönlichen Gel-
tungsbereichs des Gesetzes vor, während
Holoubek/Fuchs den sachlichen Geltungs-
bereich bearbeiten. Der Beitrag von Gut-
knecht über den persönlichen und sachli-
chen Anwendungsbereich der Sektoren-
auftraggeberbestimmungen schließt den
ersten Teil (Kompetenzverteilung und An-
wendungsbereich, 5–110) ab.

Es folgen Beiträge von Hornbanger, Resch,
Dullinger/Damjanovic und Aicher über
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Tiroler Vergabekontrolle (2003) 40 f.

360 AnwBl 2005/7–8



das „Vergabeverfahren“, wobei die Unter-
suchungen über Eignungs- und Zuschlags-
kriterien (Dullinger/Damjanovic) und die
Vergabe geistig-schöpferischer Leistungen
(Aicher) für den Rechtsanwender von gro-
ßer Bedeutung sind.

Das internationale und europäische Verga-
berecht (245–292) behandeln Griller (In-
ternationales Vergaberecht) und Mille.
Der Beitrag von Mille über die Kodifikation
des europäischen Vergaberechts ist bereits
durch die nun erfolgten gesetzgeberischen
Gemeinschaftsrechtsakte bestätigt; zu-
gleich werden darin die Anpassungserfor-
dernisse der österreichischen Gesetzge-
bung ausgelotet.

Eilmansberger und Herzig beleuchten wett-
bewerbsrechtliche Aspekte (293 ff), wäh-
rend Sachs, Thienel, Gruber und Rummel
Fragen des Rechtsschutzes (325–468) be-
arbeiten. Besonders der akribische Beitrag
von Thienel über gesondert und verbunden
anfechtbare Entscheidungen ist eine Fund-
grube für die Erfordernisse der Praxis.

Den Beiträgen gemeinsam ist eine sehr
hohe Qualität der Darstellung; es sind aus-
gewiesene Fachleute aus dem noch neuen
Rechtsgebiet des nationalen und internatio-
nalen Vergaberechts, die hier beigetragen
haben.

Zugleich ist der Band formal geschlossen.
Auf äußere Einheitlichkeit der Beiträge
wurde besonderes Gewicht gelegt; was
bei Tagungsbänden durchaus nicht immer
geboten wird, nämlich ein „Schlüssel“
durch entsprechende Verzeichnisse, ist
ebenfalls enthalten.

III.

Die kurze Wegstrecke von kaum zwei Jah-
ren zwischen der Erlassung des neuen Ge-
setzes und heute hat erwiesen, dass nicht
alle Hoffnungen in Hinblick auf die durch
das BVergG 2002 neu gestaltete Rechts-
lage sich erfüllt haben:

Salopp ausgedrückt könnte man sagen,
das Vergaberecht ist keineswegs zur Ruhe
gekommen:7)

Die gewählte Konstruktion der Zuweisung
des Vergaberechtschutzes an gesondert
hiefür eingerichtete bzw einzurichtende
Nachprüfungsorgane einerseits, die kom-
petenzrechtliche Teilung von Aufgaben
des Vergaberechtsschutzes zwischen die-
sen Organen und den ordentlichen Gerich-
ten andererseits, haben zu einer Komplexi-
tät der Rechtsprechung geführt, die kaum
mehr überblickbar ist.8)

Zu einem ähnlichen Schluss gelangt man
bei Durchsicht der Judikatur, so ua in Hin-
blick auf die Problematik einstweiligen
Rechtsschutzes,9) hinsichtlich Anlass und
Umfang der vertieften Angebotsprüfung.10)

Besonders schwierige Fragen wie bei-
spielsweise die Auswahl von Mitarbeiter-
vorsorgekassen durch öffentliche Auftrag-
geber führen zu Doppelgleisigkeiten, die
das effektive wirtschaftliche Interesse der
betroffenen Dienstnehmer nachteilig zu
berühren in der Lage sind.11)

Rezente Problematik unmittelbarer verfas-
sungswidriger Gesetzesgestaltung ist
schließlich etwa die Bestimmung des
§ 177 Abs 5 BVergG 2002 betreffend
den – ohnedies schon missglückten – Ge-
bührenersatz des teilweise oder obsiegen-
den Antragstellers im Verfahren vor dem
Bundesvergabeamt.

Hat man nämlich bei Neuordnung der
Kompetenzen im Rahmen des Bundesver-
gaberechts schon unterlassen, eine Art ent-
sprechende Entscheidungskompetenz der
Nachprüfungseinrichtungen im Bereich
des Kostenrechts zu schaffen,12) ist die
Neuregelung zudem so unglücklich, dass
für den Fall der freiwilligen Rücknahme
der Zuschlagsentscheidung durch den öf-
fentlichen Auftraggeber gar keine Chance
auf Erlangung der verauslagten, beträchtli-
chen Pauschalgebühren zu bestehen
scheint.13) Öffentliche Auftraggeber wer-
den eben findiger und das Gesetz ist zu
spröde und zu speziell, um hier Abhilfe
zu schaffen.

In Sachen „In-House-Vergabe“ im Bereich
des PPP hat der EuGH nun die Möglichkeit

einer solchen „Vereinfachung“ des Verga-
bevorgangs explizit ausgeschlossen.14)

Nach wie vor ist die Einordnung der „ge-
meinnützigen“ Wohnbauträger in das Ver-
gaberecht strittig.

Offen ist auch die Frage, ob der Bundesge-
setzgeber bei Umsetzung bestimmter Sek-
torentatbestände nicht des Guten zuviel ge-
tan hat, wenn er etwa in § 120 Abs 2 Z 3

Literaturbericht

7) Siehe dazu nur die aktuellen Beiträge:
Keschmann/Ruzicka, Formmangel der Mit-
teilung der Zuschlagsentscheidung, ZVB
2004, 254; Schneider/Neumayr, Zur Frage
der Ausschreibungspflicht von Finanzierun-
gen, RPA aktuell, Nr 5/2004, 297; Gep-
pert, Schadenersatz ohne Feststellungsbe-
scheid des BVA, ZVB 2004, 341; Gölles,
Das Schicksal von Angebotsmängel, ZVB
2005, 6 ff.

8) Allein die Klärung der Frage, wann wem und
unter welchen Voraussetzungen Schadener-
satz zuzuerkennen sei, ist kaum lösbar; sie
hängt nicht nur von übergangsrechtlichen
Einordnungen, sondern auch davon ab, ob
man sich nun auf „vergaberechtlichen“ oder
doch „allgemein zivilrechtlichen“ Schadener-
satz stützt; siehe dazu jüngst OGH 7 Ob
18/04h mwN.

9) BVA 5. 8. 2004, 15 N-74/04-6 = ZVB
2005, 16 ff.

10) ZVB 2005, 26 ff.
11) Siehe dazu das Rundschreiben des Bundes-

kanzleramtes GZl 600.883/072/V/A/8/
2002 vom 6. 12. 2002; Problemstellung
und Entscheidung des LG Innsbruck in RPA
aktuell 6/2004, 376 ff (hier nach einer Ent-
scheidung des LG Innsbruck im Provisorial-
verfahren).

12) Wie sie jede Verwaltungsbehörde hat – siehe
dazu § 76 AVG.

13) Im Falle der Rücknahme der Zuschlagsent-
scheidung vor Entscheidung des Bundesver-
gabeamtes ist ja die Zurückweisung des
Nachprüfungsantrags mangels nachprüfba-
ren Entscheidungssubstrats zwingende
Rechtsfolge der Anwendbarkeit der Bestim-
mungen des AVG. Auch handelt es sich – al-
ler Voraussicht nach – bei den ersatzfähigen
Gebühren um keinen „Schaden“ im Sinne
des § 183 ff Bundesvergabegesetz 2002,
wie überdies die speziellen Anspruchsvo-
raussetzungen gemäß §§ 181 bis 183 Bun-
desvergabeG gar nicht erfüllt werden können
und die Kosten eines Feststellungsverfahrens
nach der neuesten Judikatur des OGH auch
nicht ersatzfähig wären. Wer zwar obsiegt
hat, hat nicht obsiegt. Ist § 177 Abs 5
BVergG 2002 die speziellere Norm, wird
man – vielleicht – auch das Schadenersatz-
recht nicht ansprechen können.

14) Siehe dazu etwa Hoffer/Gassner, EuGH
„Stadt Halle“: In-House-Vergabe bei PPP aus-
geschlossen, ecolex 2005, 183; EuGH
11. 1. 2005, Rs C-26/03 Stadt Halle.
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BVergG 2002 auch von einem „Bereitstel-
len“ spricht.15)

Die Liste ließe sich fortsetzen. Mit der Um-
setzung der „neuen“ Richtlinien des kodifi-
zierten gemeinschaftsrechtlichen Vergabe-
rechts16) wird der Umsetzungsgesetzgeber
(Bund) erneut vor wichtige Fragen gestellt
werden.

Nach wie vor ist schließlich die bloß be-
tragsmäßige Differenzierung zwischen
Ober- und Unterschwellenbereich nach
rein innerstaatlichem Verfassungsverständ-
nis nicht recht einleuchtend.17)

Es wird zu den Aufgaben auch advokatori-
scher Rechtsfortbildung gehören, ua auch
diese Frage einer Klärung mit zuzuführen.
So spannend dies aus der Sicht des Rechts-
anwalts auch immer sein kann, man darf
dabei nicht vergessen, dass die Hürden
zu einer echten Effektivität des Rechtsschut-
zes durch künftige Kodifikations- und Än-
derungsvorhaben einfacher einnehmbar
gestaltet werden soll(t)en.

IV.

Zusammengefasst: Der angezeigte Band
bietet ein hervorragendes Grundlagenwis-
sen über die Grundlagen des BVergG
2002 und bietet sich zugleich als äußerst
brauchbarer Behelf für den Praktiker an.
Zugleich aber besteht, wie eben darge-
stellt, durchaus weiterer Bedarf für gesetzli-
che Reformen, Klarstellungen und Vereinfa-
chungen, die unter dem Blickwinkel eines
effet utile doublé zu wünschen sind. Lange
vor der gemeinschaftsrechtlich motivierten
Umsetzungsforderung bestand nämlich
jene aus dem Legalitätssatz motivierte:
Dass das Gesetz einfach und vollziehbar
sein solle ist eine Forderung, die im ausge-
henden achtzehnten und frühen neunzehn-
ten Jahrhundert – schon damals: erneut –
mit Nachdruck erhoben wurde.

Niemand sagt es trefflicher als Goethe18) in
den Chinesisch-Deutschen Jahres- und Ta-
geszeiten X:

„Doch Forschung strebt und ringt, ermü-
dend nie,

Nach demGesetz, demGrund,W a r u m
und W i e“.
In diesem Sinne steht zu hoffen, dass der
ohnedies erforderlich werdenden Novelle
zum BVergG 2002 eine ähnlich gehalt-
volle Darstellung folgt, wie die hier ange-
zeigte.

Michael Sallinger

& Kritische Klauseln im Arbeitsvertrag.

Von Reinhard Resch (Hrsg). Mit Beiträ-
gen von Löschnigg / Resch /Schindler.
ÖGB-Verlag, Wien 2004, 96 Seiten,
br, E 18,80.

Vorliegendes Werk fasst die Ergebnisse ei-
nes Praxisseminars, veranstaltet von der
AK-Kärnten, unter der wissenschaftlichen
Leitung von Reinhard Resch und mit Unter-
stützung der Universität Klagenfurt zusam-
men.
Der erste Beitrag von Löschnigg befasst
sich mit den Phänomenen der Betriebsbin-
dung.
Demnach sieht die aktuelle Rechtslage kein
generelles Verbot von vertraglichen Be-
triebsbindungen des Arbeitnehmers vor.
Auch wenn weder im ABGB, noch in den
Sondergesetzen ein allgemeiner Lösungs-
ansatz für die vorliegende Problematik ex-
plizit normiert ist, zeigt doch die Fülle von
Einzelbestimmungen den beachtlichen
Stellenwert, den die Rechtsordnung einer
weit reichenden Kündigungsfreiheit des Ar-
beitnehmers einräumt. Dem Autor folgend
ist von einem allgemeinen Verbot inadä-
quater Betriebsbindungen auszugehen.
Erwähnenswert erscheint in diesem Zusam-
menhang § 21 AngG mit der Bindungsfrist
von maximal 5 Jahren. Dies muss als An-
haltspunkt für eine zeitliche Obergrenze je-
denfalls beachtet werden. Selbst bei einem
völligen Ausschluss der Kündigungsmög-
lichkeit des Arbeitgebers soll der Arbeit-
nehmer nach einer Bindung von 5 Jahren
das Arbeitsverhältnis beenden können.
Ein weiterer Punkt ist die Vereinbarung von
freiwilligen Abfertigungen, die der Arbeit-

nehmer verliert, wenn er selbst kündigt.
Grundsätzlich spricht nichts gegen die Ver-
einbarung günstigerer Abfertigungsleistun-
gen, sofern damit nicht ein gewisser We-
sensverlust des Anspruchs einhergeht.

Resch bespricht in diesem Aufsatz Klauseln
über den Rückersatz von Ausbildungskos-
ten. Auch hier stellt die ständige Judikatur
darauf ab, ob im Einzelfall eine unzumut-
bare Erschwerung des Kündigungsrechts
des Arbeitnehmers vorliegt sowie ob im
konkreten Fall die Interessensabwägung
eine sittenwidrige Knebelung des Arbeit-
nehmers ergibt.

Der letzte Punkte dieses äußerst interessant
aufbereiteten Aufsatzes widmet sich Einzel-
fragen, wie dem Sonderfall öffentlicher
Dienst, Konstruktionen über Darlehensrück-
zahlungen, Minderjährigen und dem Son-
derfall Profisport, um nur einige zu nennen.

Den Abschluss bildet das Referat von
Schindler über Widerrufsklauseln und ein-
seitige Änderungsrechte. Die conclusio
dieses Beitrages ist, dass die Zulässigkeit
von Änderungsvorbehalten des Arbeitge-
bers betreffend Entgelthöhe nur äußerst
restriktiv gesehen werden kann. Lediglich
einseitige Änderungsrechte im engeren
Sinn einer Vertragsanpassung an geän-
derte Verhältnisse innerhalb jener Gren-
zen, die der ergänzenden Vertragsausle-
gung offen stehen, können zulässig verein-
bart werden.

Ein Werk, das sowohl den Praktiker als
auch die Lehre mehr als zufrieden stellen
kann und daher in keiner Bibliothek fehlen
sollte.

Georg Grießer

Literaturbericht

15) Siehe dazu den Vorlagebeschluss des BVA
16 F-10/02-6 vom 23. 10. 2003.

16) RL 2004/17/EG; RL 2004/18/EG samt Le-
gislativpaket.

17) Siehe dazu VfSlg 16.027/2000 und die Fol-
gejudikatur, so ua VfGH 23. 2. 2004, G
216/03.

18) Hier zitiert nach Heidegger, Satz vom
Grund2 (1958) 201.
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& Internet-Recht. Beiträge zum Zivil- und
Wirtschaftsprivatrecht, Öffentlichen
Recht, Strafrecht. Hrsg von Oliver
Plöckinger/Dieter Duursma/Michael
Mayrhofer. Verlag NWV, Wien 2004,
502 Seiten, geb, E 59,–.

Nach dem 2002 erschienenen Handbuch
„Aktuelle Entwicklungen im Internet-Recht“
liegt nun die Neuauflage der Herausgeber
vor. Neben einer Aktualisierung einzelner
Beiträge des Ausgangswerks unter Be-
dachtnahme auf die Entwicklung von
Rechtsprechung und Lehre ist in dieser
Neuauflage vor allem auch das Spektrum
an behandelten Internet-Rechtsthemen we-
sentlich erweitert. Der Bogen der insge-
samt 23 Beiträge spannt sich dabei vom Zi-
vil- und Wirtschaftsprivatrecht über das öf-
fentliche Recht und Strafrecht bis hin zu
praktischen Anwendungsmöglichkeiten
des Internet, wie E-Learning und Daten-
bankrecherchen.

Der erste Abschnitt zum Zivil- und Wirt-
schaftsprivatrecht enthält neben Beiträgen
zum aktuellen Meinungsstand zu den in
der Praxis häufigen Fragestellungen „Zur
Zuständigkeit bei Internet-Delikten aus zivil-
rechtlicher Sicht“, der „Verantwortlichkeit
nach dem E-Commerce-Gesetz“, der „Haf-
tung für rechtswidrige Domains“ und zu
„Unlauterer Wettbewerb durch Linkset-
zung“, zu denen auch vom OGH bereits
in einzelnen Fallgestaltungen Stellung be-
zogen wurde, auch weitere noch wenig be-
handelte Themen. So wird in einem Beitrag
„Online-Willenserklärungen, Beweis- und
Zurechnungsfragen“ die Problematik des
eingeschränkten Beweiswerts von elektro-
nischen Erklärungen über die Identität des
Erklärenden außerhalb der Verwendung si-
cherer elektronischer Signaturen aufge-
zeigt. In einem Beitrag „Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen im M-Commerce“
wird die technisch kaum gegebene Erfüll-
barkeit der gesetzlichen Vorgaben für Ver-
tragsabschlüsse unter Verwendung mobiler
Endgeräte wie zB Mobil-Telefone trotz Zu-
nahme derartiger Anwendungsformen be-

handelt. Die weiteren Beiträge „EG-Kartell-
rechtliche Aspekte des Internet-Vertriebs
und der Internet-Plattformen“ und „Arbeits-
recht und Internet“ beschäftigen sich aus-
führlich mit den sich durch das Internet in
diesen Sonderrechtsbereichen stellenden
Fragen. In eigenen Beiträgen werden die
Spezialfragen „Eigentumserwerb bei Inter-
net-Versteigerungen“ und „Domains in
Zwangsvollstreckung und Insolvenz“ be-
leuchtet. Der weitere Beitrag „Insolvenzda-
tenbanken im Internet“ hat die neuen Be-
kanntmachungen durch die unter www.
edikte.justiz.gv.at neu geschaffene öster-
reichische Insolvenzdatei zum Thema und
setzt sich mit den Möglichkeiten der Ein-
sichtnahme und der mit der Insolvenzdatei
verbundenen Neubewertung der Frage ei-
ner Zumutbarkeit über die Kenntnis von
Konkurseröffnungen auseinander.

Im zweiten Abschnitt finden sich die Bei-
träge zum öffentlichen Recht. „E-Govern-
ment – Eine internationale Herausforde-
rung“, „Die elektronische Verfahrensfüh-
rung nach dem AVG“ und „Kundmachung
von Rechtsvorschriften und Zustellung von
individuellen Rechtsakten im Internet“ sind
die dabei zunächst behandelten Themen,
die den legistischen Stand zum Regierungs-
vorhaben des umfassenden Einsatzes der
neuen Informations- und Kommunikations-
technologien im Bereich der öffentlichen
Dienstleistungen und Verwaltung zeigen.
Im Beitrag „E-Government – Eine internatio-
nale Herausforderung“ erfolgt eine Ausei-
nandersetzung mit dem Entwicklungsstand
in den USA und den bestehenden Initiati-
ven auf Ebene der EU und internationalen
Organisationen wie OECD und Vereinte
Nationen. Im Beitrag „Die elektronische
Verfahrensführung nach dem AVG“ wer-
den die mit dem Verwaltungsreformgesetz
2001 und dem E-GovernmentG erfolgten
Anpassungen der Verwaltungsverfahrens-
gesetze im Einzelnen dargestellt. Zu erfah-
ren sind darin die zu berücksichtigenden
Kriterien bei Anwendung der neuen elek-
tronischen Kommunikationstechnologien

im Verkehr zwischen Behörden und Verfah-
rensbeteiligten. Was ist bei der elektroni-
schen Antragstellung, der Verfahrensab-
wicklung und der Verfahrenserledigung
im elektronischen Verkehr zu beachten?
Der Beitrag „Kundmachung von Rechtsvor-
schriften und Zustellung von individuellen
Rechtsakten im Internet“ beschäftigt sich
mit den durch das mit 1. 1. 2004 in Kraft
getretene KundmachungsreformG 2004
und damit erlassene Bundesgesetz über
das Bundesgesetzblatt 2004 geänderten
verfassungsrechtlichen Rahmenbedingun-
gen zur Kundmachung von Bundesgeset-
zen. Dargestellt werden auch die mit den
seit 1. 3. 2004 in Kraft getretenen Neue-
rungen des AVG sowie des ZustellG ge-
schaffenen Voraussetzungen für wirksame
elektronische Zustellungen im Verwaltungs-
verfahren. Der Beitrag „Anmerkungen zum
E-Commerce-Gesetz“ behandelt die Ein-
ordnung der ECG-Regelungen innerhalb
der bundesstaatlichen Kompetenzvertei-
lung. Aufgezeigt wird das der Zulässig-
keitsfreiheit des § 4 ECG zu unterstellende
Verständnis einer solchen Zulassungsfrei-
heit in bloß fernmelderechtlicher Sicht, wei-
ters die unterschiedlichen, in §§ 5–8 ECG
geregelten Informationspflichten für Diens-
teanbieter und setzt sich der Beitrag auch
mit der Frage einer Auswirkung des Her-
kunftslandprinzips auf nationale öffentlich-
rechtliche Berufsstatusregelungen ausei-
nander. Im Beitrag „Internet und Verwal-
tungsstrafrecht“ wird die Anwendbarkeit
des österreichischen Verwaltungsstraf-
rechts bei durch das Internet begangenen
Delikten unter Beachtung des Territorialität-
sprinzips einerseits und Herkunftslandprin-
zips andererseits dargestellt und findet sich
in einem Beispielkatalog von Verwaltungs-
delikten vor allem auch eine Auseinander-
setzung mit dem besonders praxisrelevan-
ten Spamming-Verbot des § 107 TKG
2003.

Gegenstand des dritten Abschnitts sind Bei-
träge zum Strafrecht. Aufgezeigt werden
im Beitrag „Zur Zuständigkeit bei Internet-
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Delikten“ die möglichen Anknüpfungen
nach der Tatortregel des § 67 Abs 2 StGB
einerseits und Erfolgsort andererseits mit
Rücksicht auf die spezifischen Gegeben-
heiten des Internet. Zentrales Thema sind
dabei die abstrakten Gefährdungsdelikte
als Hauptfall von Internet-Delikten und die
Einschränkung der „Allzuständigkeit“
österreichischer Gerichte durch den Straf-
rechtsgrundsatz der Eigenverantwortlich-
keit, wobei zum anderen aber auch die
Möglichkeit besonderer, zu einer inländi-
schen Gerichtsbarkeit führender Anknüp-
fungspunkte aufgezeigt wird. Der Beitrag
„Das Urheberstrafrecht – Eine wirksame
Waffe im Kampf gegen Film- und Musikpi-
raterie?“ befasst sich mit dem Phänomen
der Online-Tauschbörsen, über die durch
Digitalisierung in das Internet eingespeiste
Musikstücke und Filme kopiert und Internet-
Nutzern zum Downloading bereitgestellt
werden. Nachgegangen wird der Frage,
inwieweit sich Nutzer solcher Tauschbör-
sen auf den Ausnahmetatbestand der Ver-
vielfältigung zum privaten Gebrauch nach
§ 42 UrhG berufen können. Der weitere
Beitrag „Hyperlinks und Suchmaschinen
aus strafrechtlicher Sicht“ enthält eine ver-
tiefte vergleichende Darstellung der straf-
rechtlichen Verantwortlichkeit von Dienste-
anbietern nach österreichischem, deut-
schem und Schweizer Recht. Skizziert wer-
den auch mögliche Auslegungen zur Frage
des Einflusses des im ECG normierten Her-
kunftslandprinzips auf die Anwendung na-
tionalen Strafrechts. Dieser Frage geht im
Speziellen auch der daran anschließende
Beitrag „Herkunftslandprinzip und Straf-
recht“ nach. Nach Darstellung der unter-
schiedlichen Auffassungen in der Lehre
werden die Gründe für ein Verständnis
der Unanwendbarkeit des Herkunftsland-
prinzips im österreichischen Straf- und Me-
dienrecht dargestellt.

Der vierte Abschnitt enthält Beiträge „zu
Studium und Praxis“. Unter dem Titel „Mul-
timedia-Diplomstudium der Rechtswissen-
schaften“ befasst sich ein Beitrag mit den

bestehenden Möglichkeiten des Fernunter-
richts einschließlich Teilnahme an interakti-
ven Lehrveranstaltungen sowie der Mög-
lichkeit einer Ablegung von Prüfungen per
Internet beim Jus-Studium an der Universi-
tät Linz. Der Beitrag „Datenschutz im Fern-
unterricht“ befasst sich mit Online-Lernplatt-
formen und P3P-Einrichtungen im Rahmen
eines Fernstudiums und stellt den Vorteil sol-
cher Benützeraktionen, die datenschutz-
rechtliche Problematik sowie das Problem
der Einwilligungserklärung von Benutzern
solcher Einrichtungen dar. Im Anschluss da-
ran findet sich noch ein Praxisleitfaden zu
„Rechtsdatenbanken im Internet“.

Den Herausgebern ist es mit dieser Neuauf-
lage gelungen, mit einer erweiterten fach-
kundigen Autorenschaft aus den Bereichen
Universität und Rechtspraxis eine Vielzahl
von wichtigen aktuellen Fragestellungen
zum Internet und seinen elektronischen Kom-
munikationsdiensten zu beleuchten. Das
Werk versteht sich dabei nicht auf eine er-
schöpfende systematische Darstellung des
Internet-Rechts, sondern seine Qualität liegt
in der Auswahl der behandelten Themen
und deren Aufbereitung in den einzelnen
Beiträgen samt umfassenden Quellenanga-
ben. Damit ist dasWerk jedem in der Praxis
mit Internet-Recht befasstem Juristen sehr zu
empfehlen, und es stellt auch eine hervorra-
gende Unterlage für Studierende dar.

Klaus Haslinger

& Gesellschaftsrecht-Online. Online-Mus-
tersammlung – WEKA-Verlag, Wien
2005.

Der WEKA-Verlag hat eine neue On-
line-Plattform ins Internet gestellt. Unter
www.gesellschaftsrecht-online.at können
mehr als 1.000 Muster aus dem Bereich
des Unternehmens- und Gesellschaftsrechts
abgerufen und direkt weiterbearbeitet
werden. Die Zugangsdaten (Login und
Passwort) für die Internet-Plattform erhält
man ganz unbürokratisch per E-Mail zuge-
schickt.

Um das benötigte Muster, eine einschlä-
gige Gesetzes- oder Verordnungsstelle zu
finden, stehen dem Anwender verschie-
dene Suchvarianten zur Verfügung, welche
eine einfache und rasche Orientierung er-
möglichen. Zunächst kann man eine Aus-
wahl zwischen den verschiedenen Gesell-
schaftstypen, von der OEG über die GmbH
bis zur Privatstiftung und EWIV treffen. In
der Folge sind die Muster in unterschiedli-
che Dokumententypen eingeteilt (zB Pro-
tokolle, Schriftsätze, Eingaben, Verträge
etc). Durch einfaches Anklicken des ge-
suchten Dokumententyps gelangt man zu
einer alphabetisch gegliederten Doku-
mentenliste. Daneben ist eine Dokumenten-
suche aber auch durch Eingabe eines
Suchwortes in Form einer Volltextsuche
möglich.

Das benötigte Muster kann – nach Bestäti-
gung der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen des Verlages – als Word-Dokument he-
runtergeladen und unmittelbar verwendet
werden. Es besteht die Möglichkeit, das
Muster entweder direkt zu öffnen oder
auf dem Computer abzuspeichern.

Der jeweilige Preis für das Herunterladen
eines Musters ist individuell verschieden
und jeweils neben der Musterbezeichnung
eingeblendet. Ist man Inhaber eines aktuel-
len WEKA-Werkes aus der gesellschafts-
rechtlichen Fachliteratur, so sind die Mus-
ter aus diesem Werk für den Benützer von
Gesellschaftsrecht-Online gratis. Alle ande-
ren Muster sind grundsätzlich kostenpflich-
tig, doch gibt es für WEKA-Kunden einen
reduzierten Preis.

Ein großer Vorteil der Internet-Plattform be-
steht darin, dass man – wenn man nicht oh-
nehin Inhaber der entsprechenden WEKA-
Fachliteratur ist – nur für jene Muster be-
zahlt, welche man auch tatsächlich benö-
tigt und auf seinen Computer herunterlädt.
Wird ein und dasselbe Muster irrtümlich
mehrmals hintereinander (innerhalb eines
Zeitraums von 24 Stunden) heruntergela-
den, so wird nur der erste Download ver-
rechnet.
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Gesellschaftsrecht-Online richtet sich vor
allem an Rechtsanwälte, Notare und Steu-
erberater, aber auch an Richter oder Unter-
nehmensjuristen und alle Personen, welche
mit gesellschaftsrechtlichen Fragen befasst
sind.

Vera Noss

& ABC der Buchhaltung, Buchhaltung ler-
nen und verstehen. Von Josef Urianek.
2. Auflage, Linde Verlag, Wien 2004,
472 Seiten, kart, E 55,–.

Hofrat Mag. Josef Urianek, ehemals leiten-
der Beamter in der Großbetriebsprüfung,
daneben Lektor am Institut für Finanzrecht
an der Universität Wien und Fachvortra-
gender, hat bereits in 2. Auflage sein
„ABC der Buchhaltung“ veröffentlicht.
Das Werk wird seinem Untertitel „Buchhal-
tung lernen und verstehen“ vollauf gerecht:
Anschaulich, systematisch und mit stringen-
tem Aufbau werden die Grundbegriffe der
doppelten Buchhaltung, der Grundsätze
der Rechnungslegung und der Bewertung
jeweils anschaulich durch Beispiele und
praxisnahe Buchungssätze dargestellt.
Der Autor nimmt auch jeweils Bezug auf
die einschlägigen handelsrechtlichen und
steuerrechtlichen Grundsätze und Rechts-
grundlagen, die – in der gebotenen Kürze
– auch erläutert werden. Primär ist das
Buch als Praxiseinführung in die Buchhal-
tung für das Selbststudium konzipiert: Ge-
rade Juristen wird häufig nachgesagt, sie
verstünden zu wenig von Buchhaltung
und Bilanzierung; in diesem Sinne kann
aber auch jedem Juristen und allen sonsti-
gen Interessierten dieses Buch als Einfüh-
rung in die Grundbegriffe und Systematik
der Buchführung nur wärmstens ans Herz
gelegt werden.

Peter Csoklich

& Handbuch Kapitalmarktrecht. Hrsg von
Brandl/Kalss/Lucius/Saria. Band 1:
Aufklärungspflichten – Organisations-

pflichten – Prospekthaftung. Von Ernst
Brandl/Gerhard Saria. BankVerlag,
Wien 2005, 400 Seiten, br, E 49,–.

Ein „Handbuch Kapitalmarktrecht“ heraus
zu geben, ist ein gewagtes Unterfangen:
Geht man nämlich dem Umfang des Be-
griffs „Kapitalmarktrecht“ auf den Grund,
so wird man zur Erkenntnis gelangen, dass
es sich um eine umfassende Querschnitts-
materie aus zivil- und öffentlich-rechtlichen
Vorschriften handelt. Dabei spielen allge-
meine wie auch besondere schuldrechtli-
che Themen genauso eine Rolle wie eine
Reihe an zivilrechtlichen Spezialvorschrif-
ten in Sondergesetzen sowie typische auf-
sichtsrechtliche Themen, die bis in das (Ver-
waltungs-)Strafrecht hinein reichen. Exakt

diese bunte Mischung jedoch macht den
Bereich des Kapitalmarktrechts für den Ju-
risten zu einem der spannendsten Gebiete
unseres heutigen Rechtssystems überhaupt.
Dazu kommt, dass diese Materie in den
vergangenen Jahren noch dazu einem
massiven Um- und Ausbau unterworfen
war, der letztlich in der Schaffung einer
„Allfinanzaufsicht“, der Finanzmarktauf-
sichtsbehörde, gipfelte. Dem zu Grunde
liegt letztlich ein struktureller Wandel in
den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
(Stichwort: „private Altersvorsorge“), die
den Kapitalmarkt als einen Kernmarkt der
gesamten Volkswirtschaft in den Mittel-
punkt rückten, verbunden mit unmittelba-
ren Auswirkungen auf den individuellen
Wohlstand nahezu aller privaten Haushal-

Literaturbericht

Indexzahlen 2005: April Mai

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) ____ 110,2 110,4*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) __________________ 110,5 109,9*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) _______ 115,9 116,1*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) _______ 151,6 151,9*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) _______ 235,7 236,1*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) _______ 413,7 414,4*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) ______________ 527,1 528,0*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) _____________ 528,7 529,7*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) ________ 4631,3 4639,7*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) _______________ 3991,4 3998,7*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) __________________ 113,8 113,2*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) __________________ 118,7 118,0*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) __________________ 158,0 157,2*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) __________________ 263,1 261,7*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt ____ 2566,8 2552,9*)

Zahlenangaben ohne Gewähr
*) vorläufige Werte
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te. Das schlägt sich naturgemäß nieder in
einer höchst dynamischen Entwicklung
des Kapitalmarktrechts, sowohl auf dem
Sektor der internationalen (europarechtli-
chen) und eigenstaatlichen Legislative als
auch in vermehrtem Maße der Rechtspre-
chung. Dabei kann man sich bedauerli-
cherweise nicht des Eindrucks erwehren,
dass sehr häufig Regelungsmodelle aus
anglo-amerikanischen Jurisdiktion unreflek-
tiert und ohne Überprüfung auf deren Sinn-
haftigkeit übernommen werden.

Was des einen Leid, ist jedoch des ande-
ren Freud: Während die Marktteilnehmer
am Kapitalmarkt ein Zurückdrängen der
autonomen Regelungsmechanismen des
Marktes und eine zunehmende Regelungs-
dichte beklagen, können sich wissensdurs-
tige Juristen über mehr Rechtsprobleme
freuen. Dies äußert sich zwar folgerichtig
in einer zunehmenden Anzahl an einschlä-
gigen Publikationen, jedoch ist die Anzahl
jener Juristen, die sich forschend mit dem
Kapitalmarktrecht auseinander setzen, im-
mer noch überschaubar. Wie der Autor
dieser Zeilen nicht zuletzt auf Grund sei-
ner früheren Tätigkeit als Leiter der Rechts-
abteilung der österreichischen Bundes-
Wertpapieraufsicht und als nunmehr in ei-
nem Finanzdienstleitungsunternehmen täti-
ger Jurist beobachten musste, ist es nach
wie vor vielfach erforderlich, auf ver-
gleichbare bundesdeutsche Literatur zu-
rück zu greifen, da die dogmatische
Durchdringung des österreichischen Kapi-
talmarktrechts vielfach nach wie vor dünn
ist.

Umso erfreulicher ist es, wenn die (in die
oben genannte Kategorie der überschau-

baren Anzahl einschlägig forschender Ju-
risten fallenden) Herausgeber Ernst Brandl,
Susanne Kalss, Otto Lucius und Gerhard
Saria nunmehr den ersten Schritt zur Edi-
tion eines „Handbuch Kapitalmarktrecht“
gesetzt haben: Das Ergebnis dieses ersten
Bandes mit dem Thema „Aufklärungspflich-
ten –Organisationspflichten – Prospekthaf-
tung“, durch zwei der Herausgeber, Ernst
Brandl und Gerhard Saria, selbst verfasst,
legt auf etwa 400 Seiten dicht gepackter
Information die Latte für die geplanten Fol-
gebände sehr hoch:

In einer knapp 50-seitigen Einführung set-
zen sich die Autoren das Ziel, „einem Fi-
nanzdienstleister sowie dessen Mitarbei-
tern eine solide Grundlage für die Aus-
übung ihrer Tätigkeit zur Hand zu geben“.
Ein Vorsatz, den sie in weiterer Folge auch
mustergültig umsetzen: Dies äußert sich
zum einen an der von den Autoren einge-
setzten Sprache, die man getrost auch ei-
nem Nicht-Juristen zumuten kann. Erfreu-
lich auch die Vielzahl an klaren Empfehlun-
gen, Warnungen und Hinweisen, die es
dem Finanzdienstleister ermöglichen sol-
len, dessen Tagesgeschäft – unter Berück-
sichtigung der in Einzelfällen veröffentlich-
ten Rechtsmeinung der FMA – rechtskon-
form zu gestalten und von Risikofallen zu
befreien. Ein Werk also mit klaren Lösun-
gen, gedacht und geschrieben für Prakti-
ker, was sich in einer Reihe von durchwegs
handhabbaren und realitätsnahen Ausfüh-
rungen zeigt. Dennoch kommen auch in
diesem Teil die weiterführenden Literatur-
hinweise – ergänzt durch ein umfassendes
Verzeichnis einschlägiger Literatur – nicht
zu kurz. Der Spagat zwischen Praxisnähe

und Dogmatik ist daher als gelungen zu be-
zeichnen.

Beeindruckend letztlich der knapp 330
Seiten starke Teil II, in welchem die Autoren
in einer bestens gegliederten „Judikatur-
übersicht“ mehr als 220 verfügbare Ent-
scheidungen der Höchstgerichte und des
(in Rechtssachen der FMA allein zuständi-
gen) UVS Wien kompiliert haben. In klar
und höchst übersichtlich nach einzelnen
Themengebieten gegliederten Rechtssät-
zen, die den Stand der Judikatur vom
31. 12. 2004 widerspiegeln, ist es den
Autoren gelungen, sowohl dem Spezialis-
ten als auch dem Praktiker für vielerlei juris-
tische Probleme die entsprechenden An-
sätze der Rechtsprechung zu liefern. Be-
dauerlich, aber nicht den Autoren anzulas-
ten, ist lediglich, dass es offensichtlich nicht
gelungen ist, die in aufsichtsrechtlichen
Fragen für den „Markt“ überaus bedeu-
tungsvolle Spruchpraxis der FMA und des
UVS Wien einzuarbeiten, da die diesbe-
züglichen Bescheide der beiden Behörden
weder veröffentlicht werden noch für Spe-
zialisten anonymisiert zugänglich sind.

Es ist davon auszugehen, dass das sehr
couragierte Projekt „Handbuch Kapital-
marktrecht“ binnen kurzem zu einem Stan-
dardwerk ebenso für professionelle Teil-
nehmer am Kapitalmarkt wie auch für die
in diesem Bereich rechtsberatenden Berufe
werden wird. Es ist aus der Sicht dieser
Zielgruppe zu hoffen, dass dem Band I
möglichst rasch weitere Teile folgen wer-
den. Für etwaigen Stoff – dies ist gewiss –
werden sowohl Gesetzgeber als auch
Rechtsprechung reichlich sorgen!

Rainer Wolfbauer
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien (nächst Justizzentrum
Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
712 55 20-20, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invalidenstraße 5 –

7, vis-à-vis Justizzentrum Wien Mitte, übernimmt Substitutionen in
Wien und Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für

Handelssachen Wien und dem Handelsgericht Wien. Telefon (01)
877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664) 441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3, Tele-
fon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-
nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung,
Telefon (0316) 82 22 02, Telefax (DW) 22, E-Mail: office@anwalt-
austria.at, Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.

RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

&

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax DW 4.

&

Substitutionen, auch in Verfahrenshilfe, vor allem in Wien-Florids-
dorf und Korneuburg. Dr. Thomas Buschmann, 2103 Langenzers-
dorf, Hohlfeldergasse 12, Telefon (01) 585 25 69, Telefax (01)
585 01 62, Mobil (0664) 152 42 12.

RA Mag. Wolfgang Haas, 1040 Wien, Prinz-Eugen-Straße 4,
übernimmt Substitutionen in Straf- und Zivilsachen sowie dauer-
hafte Substitutionen in Strafsachen. Telefon (01) 274 88 02, Tele-
fax (01) 274 96 03, Mobil (0664) 849 15 05.

&

Vorarlberg: Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Jürgen
Nagel, 6900 Bregenz, Rheinstraße 35, Telefon (05574) 840 03,
Telefax DW 33.

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
Sl 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfü-
gung.
Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Kärntner Straße 35, 1010Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon (01) 512 22 88, Telefax (01) 512 24 17, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: u.c.walter@chello.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

&

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18
81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

&

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Zoran Janjic & Dr. Teodora Jevtic, Gra-
canicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur
Verfügung.
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Telefon +381 (11) 262 04 02, Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95, E-Mail: janjicco@eunet.yu oder
janjic@chello.at

&

Deutschland: Berliner Anwaltskanzlei mit Spezialisierung im Steu-

er- und Wirtschaftsrecht bietet Kooperation bei der Bearbeitung
grenzüberschreitender Mandate. Für ein Gespräch steht Ihnen
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht Robert Gutsche
gerne zur Verfügung. Gutsche, Entner & Wildner, Kurfürsten-
damm 21, D-10719 Berlin, Telefon (0049-30) 887 06 20 40,
www.gew-kanzlei.com

&

Innsbrucker Anwaltskanzlei sucht Juristen/Juristin mit abgeschlos-
sener Anwaltsprüfung für interessanten, selbständigen und eigen-
verantwortlichen Aufgabenbereich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100739.

Konzipient in Wien mit großer LU ab Herbst diesen Jahres gesucht!
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100740.

&

Wien: Junge/Junger Kollegin/Kollege, eingetragen oder eintra-
gungsfähig ab September 2005 für ständige Zusammenarbeit
auf Basis Substitutionspauschale gesucht! Spätere Partnerschaft
nicht ausgeschlossen.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100741.

&

Moderne Anwaltskanzlei in 1010 Wien sucht Kollegen/innen zur
Zusammenarbeit, die Spaß an der Arbeit und Weitblick haben.
Schönes Zimmer in Untermiete und Mitbenützung der modernen In-
frastruktur sowie spätere Partnerschaft möglich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100736.

&

Regiegemeinschaft – Kollege/in gesucht für Neubezug von Kanz-
leiräumen im 13. Bezirk. Volle Infrastruktur vorhanden. Telefon
(0676) 670 49 54.

&

1030Wien, Nähe Justizzentrum, verkehrsgünstig, Jugendstilhaus,
Mitbenützung von Kanzleiräumlichkeiten (Arbeitszimmer, Sekreta-
riat, Konferenzraum, Nebenräume) samt Infrastruktur.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100718.

&

Vergebe ab Juli/August helle Büroräumlichkeiten in 1010 Wien
(Schwedenplatz), Dachgeschosskanzlei, Lift, verkabelt, ca. 60 m2

ausschließliche Nutzung (zwei Zimmer, Galerie), 50 m2 gemein-
sam genutzte Fläche in Regie, Zusammenarbeit erwünscht. Telefon
(01) 532 59 95, E-Mail: office@anwalt-zanier.at, www.anwalt-
zanier.at

Renommierte Steuerberatungsgesellschaft in bester Lage sucht
Kooperation mit jungem Anwalt bzw Anwältin (nur neu zugelas-
sen), Möglichkeit zur Nutzung der eigenen Kanzleistruktur vor-
handen und erwünscht. Telefon (01) 597 83 68.

Rechtsanwältin, 12. Bezirk (bei U-Bahn Schönbrunn), bietet Kanz-
leiräumlichkeiten und Nutzung der Infrastruktur gegen Regie-
kostenbeteiligung und Mitarbeit. Zuschriften bitte an: angelika.
pruefling@gmx.at
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Regiegemeinschaft – Kollege/in für Neubezug von Kanzleiräumen
in 1010 Wien gesucht. Volle Infrastruktur vorhanden.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100738.

&

Innenstadtkanzlei, junges Team, Schwerpunkt Wirtschaftsrecht,
sucht Kollegen (mit RA-Prüfung) zur Zusammenarbeit. Regiege-
meinschaft sowie spätere Partnerschaft möglich.
Zusendungen bitte an den Verlag unter Chiffre A-100742.

Renommierte Wirtschaftskanzlei in der Weihburggasse bietet
mehrere, auch separat zu nutzende repräsentative Räumlichkei-
ten in schönem Altbau, Beletage, Lift, zur Untermiete mit Mög-
lichkeit zur Mitbenützung der Infrastruktur, Zusammenarbeit ist
erwünscht, spätere Kanzleigemeinschaft grundsätzlich möglich.
Telefon (01) 533 66 61-77, Frau Göschl bzw E-Mail:
office@gnbz.at

Rechtsanwalt in 1010Wien, bester Lage, bietet jungem Kollegen/
junger Kollegin gegen Regiebeteiligung Räumlichkeiten und Mitbe-
nutzung der Infrastruktur.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100743.

&

Kanzlei Prochaska & Partner Rechtsanwälte GmbH in 6020 Inns-
bruck, neue Adresse ab 1. 8. 2005, Anichstraße 24, bietet Kanz-
leiräumlichkeit und Nutzung der Infrastruktur gegen Regiekosten-
beteiligung. Kontaktaufnahme unter Telefon (0512) 57 85 76 er-
beten.

&

1., Börsenähe. Zw 15 und 60 m2 modernste Bürofläche in 300 m2

Büroverbund. Zw E 200,– und E 1.200,–/Monat. Wahlweise In-
frastrukturmitbenützung, Sekretariatsbetreuung etc möglich. Tele-
fon (01) 535 51 54.

&

Wien 1, repräsentatives Jugendstilhaus, 180 m2-Einheit (bisher
RA-Kanzlei), Eichenparkett, Flügeltüren, modern saniert, Klima-
anlage, Schallschutzfenster, ideale Raumanordnung und Infra-
struktur, ab Sommer befristet (3–5 Jahre) zu vergeben. Telefon
(01) 513 83 36-25, E-Mail: office@hms-law.at

&

1010 Wien, Kanzleiräume wegen Übersiedlung weiterzugeben,
140 m2, nahe Oper, beste Infrastruktur, repräsentative Räumlich-
keiten, Stilaltbau mit Lift, günstige Hauptmiete, Klimaanlage, Mobi-

liar nach Wunsch, faire Investitionsablöse, Anfragen unter Telefon
(01) 505 77 00.

&

1030 Wien, Marxergasse, 140 m2, 100 Meter vom Justizzen-
trum, in repräsentativem Lifthaus, als Rechtsanwaltskanzlei zu ver-
mieten. Telefon (06991) 216 80 88.

&

Rechtsanwaltskanzlei im Mürztal, in guter Stadtlage, mit bester
Ausstattung (Advokat) per sofort, zu günstigen Konditionen abzu-
geben! Interessenten werden um Anruf gebeten: (03865) 33 55.

&

3., Nähe Handelsgericht U3, 4: 193 m2, saniertes Büro, Parkettbö-
den, Flügeltüren, repräsentatives Lifthaus, Miete netto E 1.080,–
+ BK + USt. Immobilienkanzlei Telefon (01) 533 95 45-18, Fotos
unter www.chalupa-partner.at

&

Wien, 8. Bezirk, Josefstätter Straße/Nähe Justizpalast/Landesge-

richt: Anwaltskanzlei; topsanierte 4 Zimmer + Nebenräume,
100 m2; Parkett, Stuck, Flügeltüren, Gasetagenheizung, EDV-Ver-
kabelung; provisionsfrei; Mobil (0664) 322 56 84.

1010 Wien, Rathausstraße, renommierte, langjährige Anwalts-
kanzlei sucht Nachmieter, 175 m2 Nutzfläche in topsaniertem
Altbau, 4 große Zimmer, Nebenräume, marktgerechte Miete,
unbefristet, ab Herbst 2005, alleinbeauftragt ROS Realitäten,

Telefon (01) 526 70 60-10, Martin Ros.

Überkomplette Fachbibliothek für Rechtsanwälte und Steuerberater
(neuester Stand) zu verkaufen, Telefon (0664) 120 92 60.

Englisch-Sprachtraining – Als erfahrene Übersetzerinnen und
Trainerinnen sind wir uns der Schwierigkeit der grenz- und
kulturüberschreitenden Kommunikation bestens bewusst. Wir
bieten daher auf Ihre speziellen Anforderungen zugeschnittene
Englisch-Trainings für die Bereiche Recht, Finanzwesen, Präsen-
tationen, Administration, Verhandlungen und Allgemeinspra-
che! Kontakt: fkw-translations@vienna.at, Mag. Bettina Fink –

Mobil: (0676) 611 52 89, Mag. Brigitte Widler – Mobil:
(0699) 1016 33 67.
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